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1 Einleitung und Aufgabenstellung 
1.1 Einleitung 
Seit 1971 ist der weltweite Ausstoß an Kohlendioxid (CO2), dem Gas mit dem (bei weitem) 
größten Anteil an den sogenannten „Treibhausgasen“, um 71% gestiegen. Unter der 
Voraussetzung, dass keine neuen Maßnahmen ergriffen werden, wird – ausgehend vom Wert 
des Jahres 2002 – bis 2030 eine Steigerung um weitere 62% erwartet (OECD 2005a: 
134/229). 
Das freigesetzte CO2 wird zum Teil von Vegetation und Meeren absorbiert, ein beachtlicher 
Teil davon sammelt sich jedoch in der Erdatmosphäre, wirkt bei ausreichender Konzentration 
wie eine Isoliersicht und hält Sonnenwärme auf der Erde zurück. Die damit verbundene 
Erwärmung des Erdklimas hat möglicherweise dramatische Konsequenzen: So leben bspw. 
„bis zu 100 Millionen Menschen und mehr […] unterhalb der 88cm, um die Klimaforscher den 
Anstieg des Meeresspiegels für möglich halten“ (Wuppertal Institut 2005: 190). In der 
Klimarahmenkonvention der UNO von 1992 und im Kyoto-Protokoll von 1997 zeigt sich der 
Versuch der Staatengemeinschaft, dieses Szenario abzuwenden – allerdings mit mäßigem 
Erfolg, wie der Ausstieg der USA aus letzterem gezeigt hat. Dennoch wird international 
großteils anerkannt, dass eine Reduktion des CO2-Ausstoßes auf kurz oder lang notwendig 
sein wird, um gröberen Klimakatastrophen vorzubeugen. Berechnungen des 
Wissenschaftlichen Beirates der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen in 
Deutschland legen dar, dass bis 2050 die CO2-Emissionen um 45 bis 60%reduziert werden 
müssten, um die Erderwärmung unterhalb der kritischen Grenze von 2°C zu halten (WBGU 
2003, zitiert nach Wuppertal Institut 2005: 192). 
Die Anteile des Verkehrssektors an den Gesamtemissionen steigen dabei in den letzten 
Jahrzehnten signifikant an, auch in Östereich. (OECD 2005a: 134). Es lässt sich zwar 
interessanterweise konstatieren, dass die CO2-Emissionen pro Fahrzeug-Kilometer in 
Österreich zwischen 1990 und 1999 um 0,8% gesunken sind, was wohl auf eine modernere, 
verbrauchsärmere Fahrzeugflotte schließen lässt (OECD 2004: 87, siehe Tabelle 1.1). 
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Tabelle 1.1: Treibhausgas-Emissionen und sektorale Indikatoren für OECD-Länder (Quelle: OECD 
2004: 87f.) 
 
Der Effekt dieser Effizienzsteigerung kann jedoch die  Zunahme an Fahrzeugen und Fahrten 
nicht aufwiegen: Der Anteil des Verkehrs an den etwa 70 Millionen Tonnen CO2, die im Jahr 
2002 in Österreich emittiert wurden, ist inzwischen schon auf über 20 Millionen Tonnen 
gestiegen und verursacht damit – siehe Abbildung 1.1 – seit 2002 knapp vor der Industrie den 
größten Anteil (Statistik Austria 2005: 284). 
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Abbildung 1.1: Anteile der Emittentengruppen am gesamten CO2-Ausstoß in Österreich 1980-2002 
(Quelle: Statistik Austria 2005: 284; eigene Berechnungen) 
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Im Jahr 2003 waren die Treibhausgasemissionen in Österreich um 5,9% höher als im 
vorangegangenen Jahr 2002 und um 16,6% höher als 1990, im Basisjahr des mit 15. Februar 
2005 in Kraft getretenen Kyoto-Protokolls. Auch hier sind die Hauptverursacher der 
Straßenverkehr, der Raumwärmesektor, die Strom- und Wärmeproduktion und die Industrie 
(Umweltbundesamt 2005a: 4). Um das Ziel des Kyoto-Protokolls zu erreichen, nämlich die 
Reduktion der Treibhausgasemissionen um 13%, bezogen auf den Durchschnitt der Jahre 
2008-2012 im Vergleich zu 1990, empfiehlt das Umweltbundesamt „in diesen Bereichen 
neben den bereits gesetzten Maßnahmen weitere Maßnahmen zu setzen, die zu einer 
Änderung des Trends […] führen“ (Umweltbundesamt 2005a: 4). Auch die Internationale 
Energie Agentur empfiehlt Österreich „to examine the transport sector to ensure its optimal 
contribution to overall GHG emissions reduction strategy” (IEA 2002: 13). Tabelle 1.2 gibt 
einen Überblick über die Reduktionsziele des Kyoto-Protokolls und den Status Quo der 
OECD-Länder. 
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Tabelle 1.2: Ziele der OECD-Länder zur Emissions-Reduktion verglichen mit dem Status Quo (Quelle: 
OECD 2004: 83f.) 
 
Für eine Umweltpolitik, die sich die Reduktion der CO2-Emissionen zum Ziel gemacht hat, 
muss also der Verkehrssektor eine wichtige Rolle spielen.  
1.2 Forschungsfrage 
Die vorliegende Arbeit wird dabei das umweltpolitische Instrument einer Energiesteuer auf 
Treibstoffe beleuchten und versuchen, folgende Forschungsfragen zu beantworten: 
! Kann die Einführung bzw. Anhebung einer Energiesteuer auf Treibstoffe zur Reduktion 
der CO2-Emissionen im Verkehrsbereich beitragen? 
! Kann die Einführung bzw. Anhebung eine Energiesteuer auf Treibstoffe dabei auch zu 
gesamtwirtschaftlich positiven Effekten beitragen und welche sozialen Konsequenzen 
wären damit verbunden?  
Die Hypothese der „doppelten Dividende“ besagt, dass Umweltsteuern (bzw. die ökologische 
Umgestaltung des Steuersystems) in der Lage sind, sowohl zur Reduktion von 
 5 
Umweltverschmutzung beizutragen (erste Dividende) als auch positive ökonomische Effekte 
hervorzurufen (zweite Dividende, z.B. die Effizienz des Steuersystems zu erhöhen) – und 
damit quasi zwei Fliegen mit einer Klappe schlagen lassen (Vgl. EEA 2007). Entsprechend 
ließe sich die Fragestellung auch so formulieren: 
! Sind Energiesteuern auf Treibstoffe in der Lage, eine doppelte Dividende abzuwerfen? 
Zur Behandlung der Fragestellung wird dabei folgende Vorgangsweise gewählt: 
Zuerst wird in Kapitel 2 mit umweltökonomischen Methoden untersucht, ob eine Energiesteuer 
auf Treibstoffe zumindest theoretisch in der Lage ist, zwei oft in sie gesteckte Erwartungen zu 
erfüllen: Einerseits externe Klimakosten zu internalisieren und andererseits Probleme der 
intertemporalen Allokation zu reduzieren. In weiterer Folge wird in Kapitel 3 anhand 
verschiedener empirischer Studien untersucht, ob eine Energiesteuer das ökologische Ziel 
(also die erste Dividende) erreichen kann. Die Frage nach den gesamtwirtschaftlichen 
Effekten einer Energiesteuer (die zweite Dividende), insbesondere im Rahmen einer 
ökosozialen Steuerreform, wird in Kapitel 4 behandelt. In Kapitel 5 geht es um die praktische 
Gestaltung einer Energiesteuer auf Treibstoffe, in Kapitel 6 um Energiesteuern und 
gemeinsame Ansätze im EU- bzw. OECD-Raum. Anschließend werden in Kapitel 7 
allgemeine Schlussfolgerungen gezogen. 
1.3 Definition „Energiesteuer“ 
Im Laut Definition der OECD ist  eine Umwelt- bzw. Öko-Steuer1 „a tax whose tax base is a 
physical unit that has a proven specific negative impact on the environment“ (OECD 2005b). 
Eurostat (2007) verwendet folgende Definition: „Umweltsteuern sind besondere Steuern, die 
auf der Grundlage umweitschädlicher Waren oder Vorgänge erhoben werden. Sie werden 
unterteilt in: Energiesteuern (z.B. Steuern auf Mineralölerzeugnisse oder auf den 
Energieverbrauch), Steuern auf den Verkehr (hauptsächlich Kraftfahrzeug- und 
Zulassungssteuern), Verschmutzungssteuern und Steuern auf (die Nutzung von natürlichen) 
Ressourcen.“ 
Eine Energiesteuer ist demnach automatisch eine Ökosteuer, egal welche Lenkungsziele 
damit verbunden sind und wie die Steuereinnahmen verwendet werden. So ist es möglich, 
dass z.B. die Mineralölsteuer (MÖSt) – die zu den Energiesteuern gezählt wird – in den 
Statistiken und in der Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR) als „Öko-Steuer“ 
aufscheint (vgl. Statistik Austria 2005: 290), ohne dass deren Einnahmen für ökologische 
Maßnahmen zweckgebunden wären. Da die MÖSt nach aktuellem Finanzausgleichsgesetz 
(FAG) zu den gemeinschaftlichen Bundesabgaben zählt (§8 Abs. 1 FAG 2005), ist außerdem 
                                                
1 Im Folgenden werden die Begriffe „Ökosteuer“ und „Umweltsteuer“ synonym verwendet. 
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ihre Verwendung nicht unmittelbar nachzuvollziehen und damit auch daraus nicht ersichtlich, 
ob sie für umweltverbessernde Maßnahmen verwendet wird. Die einzige Verbindung 
zwischen der MÖSt und Umweltschutzmaßnahmen findet sich in § 20 Abs 7 und 8 FAG 2005, 
wo eine „Finanzzuweisung des Bundes an die Länder zur Finanzierung von 
umweltschonenden und energiesparenden Maßnahmen“ in entfernter Relation zum MÖSt-
Aufkommen beschrieben ist. Im Gesetzestext selbst (MinStG 1995)2 ist jedenfalls keine 
ökologische Begründung zu finden.  
Gleichzeitig wird die MÖSt in der Wegekostenrechnungen Straße als Deckungsbeitrag für 
Straßenbau- und Erhaltungskosten gewertet, da sie zu den Einnahmen gehört, die 
„Sonderlasten für die Gruppe der Straßenbenutzer darstellen und nicht auch von anderen 
Gruppen der Bevölkerung zu tragen sind“ (Herry/Sedlacek 2003: 78).  
Von einer umweltökonomisch-theoretischen Sichtweise aus sind Umweltabgaben 
„Geldzahlungen, die in Form von Steuern, Gebühren, Beiträgen sowie Sonderabgaben für 
umweltbelastende Aktivitäten an ein öffentliches Gemeinwesen zu entrichten sind“ (Hartwig 
2003: 150) Sie dienen der quasi-Internalisierung externer Umweltkosten, was den nötigen 
Anreiz zur Reduktion der Umweltverschmutzung schaffen soll (Wicke 1993: 397). Dabei ist ein 
wesentlicher Bestandteil von Umweltabgaben die Finanzierungsfunktion für 
umweltverbessernde Maßnahmen durch die öffentliche Hand (Wicke 1993: 395). 
Hackl/Pruckner definieren eine „Ökosteuer“ anhand ihrer wichtigsten Eigenschaften 
folgendermaßen: „(1) Sie sorgen für eine Internalisierung von Umweltschäden in die Preise 
jener Güter, deren Produktion oder Konsum die Umweltbeeinträchtigungen hervorruft; 
(2) dadurch entstehen Anreize für Produzenten und Konsumenten, umweltverschmutzende 
Aktivitäten einzuschränken; (3) sie garantieren Kosteneffizienz und (4) stimulieren 
umweltfreundliche Innovationen; darüber hinaus (5) generieren sie Steuereinnahmen“ 
(Hackl/Pruckner 2002: 434). 
Mehr oder weniger in diesem Sinne sei eine „Energiesteuer“ für den Zweck dieser Arbeit 
definiert als „Steuer auf einen Energieträger zur Internalisierung der (externen) Umweltkosten, 
die bei der Nutzung der in ihm enthaltenen Energie entstehen“.3 
Vor dem Hintergrund dieser Definition und der Bewertung als Deckungsbeitrag zu 
Straßenkosten kann die MÖSt nicht weiter als Energiesteuer gewertet werden. Zielführender 
wäre bspw. eine explizite Wertung der MÖSt als Beitrag zur Deckung der Straßenbau- und 
Erhaltungskosten, wie in der Wegekostenrechnung Straße angenommen, und eine getrennte 
                                                
2 Zuletzt modifiziert im Abgabenänderungsgesetz 2004 
3 Genau genommen müsste eine Steuer, die an der emittierten Menge an CO2 ansetzt, nicht 
Energiesteuer, sondern Emissionssteuer heißen. Im Rahmen dieser Arbeit seien beide Begriffe jedoch 
synonym verstanden. 
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Energiesteuer auf Treibstoffe zur Internalisierung jener Umweltschäden, die durch den CO2-
Ausstoß beim Treibstoffverbrauch entstehen. 
1.4 Zugrundeliegende Annahmen 
Den folgenden Ausführungen liegen etliche Annahmen zugrunde: 
Zuerst werden zur Internalisierung externer Klimaeffekte durch eine Energiesteuer nur die 
Klimakosten durch CO2-Emissionen, die direkt vom Straßenverkehr hervorgerufen werden, 
berücksichtigt. Indirekte Klimaeffekte, z.B. bei der Produktion von Treibstoffen oder 
Fahrzeugen, werden genauso vernachlässigt wie andere externe Effekte des 
Straßenverkehrs, wie Lärm oder Gesundheitsschäden. Dazu wird der Treibstoffpreis als 
idealer Ansatzpunkt und Treibstoff als ideale Steuerbasis betrachtet. 
Weiters wird von gegebenen, konstanten Klimakosten pro Tonne CO2 ausgegangen. In der 
Fachliteratur gibt es dazu allerdings die unterschiedlichsten Ergebnisse, wie Herry/Sedlacek 
(2003) zeigen: Sie haben Berechnungen mit (auf 1998 bezogenen) Werten zwischen 2 und 
653 Euro zusammengetragen. Für den Zweck dieser Arbeit wird von dem von Herry/Sedlacek 
(2003: 75) berechneten Median von 78,92 EUR/t CO2 ausgegangen. Nach der 
Indexanpassung gemäß österreichischem VPI (vgl. Statistik Austria 2007)4 ergibt das für das 
Jahr 2007 den Wert von 91,93 EUR/t CO2.5 
Eine andere Möglichkeit zur Bewertung einer Tonne CO2 wäre der aktuelle CO2-
Zertifikatskurs an der Wiener Energiebörse EXAA (Energy Exchange Austria). Da allerdings 
erst seit dem 28. Juni 2005 gehandelt wird ist fraglich, ob sich tatsächlich schon ein 
mittelfristig stabiler Wert gebildet hat oder ob der Kurs weiterhin eröffnungsbedingten starken 
Schwankungen unterliegen wird (siehe Abbildung 1.2). Außerdem ist dieser Kurs – wie jeder 
Börsenkurs – nicht nur von den tatsächlichen aktuellen Kosten abhängig, sondern auch stark 
von Spekulationsvorgängen und den (nicht immer zutreffenden) Erwartungen der 
Marktteilnehmenden bezüglich künftiger Preisentwicklungen. Weiters ändert sich der Wert von 
Zertifikaten je nachdem wie viele davon am Markt sind: Wenn die Regierung zur Reduktion 
der Gesamtemissionen Zertifikate einzieht, zurückbehält oder zurückkauft, verändert das 
ebenfalls den Preis (vgl. zu Zertifikaten Endres 2000: 127-141). Nichts desto trotz soll auch 
die Steuerhöhe anhand des aktuellen Zertifikatspreises vom von 22,01 Euro/t CO2 (Stand 21. 
September 2005) berechnet werden. 
                                                
4 Basis der Berechnung ist der Wert des VPI 1996 im Jänner 1998 (101,9), Vergleichswert ist Jänner 
2007 (118,7). 
5 Zu alternativen Bepreisungsergebnissen für eine Tonne CO2 vgl. OECD 2004: 81; IPCC 1995, 2001 
sowie Tol 2003. 
 8 
Abbildung 1.2: Preis in Euro pro Tonne CO2 am Zertifikatsmarkt der Wiener Energiebörse EXAA von 
28.Juni bis 20. September 2005 (Quelle: EXAA 2005) 
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Schließlich werden auch die erwarteten Rückgänge im Treibstoffverbrauch durch eine 
Energiesteuer nicht zur Berechnung der Internalisierung der externen Kosten einbezogen. Es 
handelt sich somit um ein statisches Modell, wo bei konstanter Nachfrage nach Treibstoff und 
konstanten Klimakosten den Preisaufschlag pro Einheit Treibstoff so berechnet wird, dass 
damit diese Kosten abgedeckt werden. 
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2 Mikroökonomische Überlegungen 
Das folgende Kapitel beschäftigt sich mit den mikroökonomischen Grundlagen einer 
Energiesteuer und behandelt dabei folgende Fragen: Wo und wie ist eine Energiesteuer in 
der mikroökonomischen Theorie verankert? Welches Potential spricht ihr die 
mikroökonomische Theorie in Hinblick auf die Internalisierung von externen Effekten zu? 
Und ist eine Energiesteuer theoretisch dazu in der Lage, die intertemporale Allokation des 
Ressourcenverbrauchs zu steuern? Damit stellt dieses Kapitel die theoretische Basis für die 
folgenden dar,  wo dann empirische Daten diskutiert werden.  
Die ersten beiden Fragen betreffen den Bereich der Umweltökonomik, die letzte jenen der 
Ressourcenökonomik. Beide sind Zweige der neoklassischen Mikroökonomie und teilen 
damit nicht nur deren Stringenz und die formale Eleganz ihrer deduktiven Ergebnisse, 
sondern auch dieselben (restriktiven) Prämissen, die oft mit der Realität nicht vereinbar sind. 
Dennoch ist es von Bedeutung, sich mit diesen Theorien zu beschäftigen: Die Neoklassik ist 
seit einigen Jahrzehnten zur „Mainstream-Theorie“ avanciert, anhand derer auch immer 
stärker wirtschaftspolitische Maßnahmen diskutiert und bewertet werden. Dies hat zur Folge, 
dass eine Beeinflussung der Wirtschaftspolitik (fast) nur mehr über eine Argumentation in 
diesem ökonomischen Modell möglich ist, indem man in der Sprache jener argumentiert, die 
man ansprechen möchte. 6 
Ausgehend von der Annahme des Marktversagens bei Umweltgütern wird im ersten Teil das 
Problem der externen Effekte analysiert. In Teil zwei werden drei theoretisch mögliche 
Internalisierungsansätze vorgestellt, darunter auch die Pigou-Steuer als theoretische 
Grundlage einer Energiesteuer. Anschließend werden im dritten Teil drei praktische 
umweltpolitische Instrumente – so auch jenes der Umweltabgaben – auf ihre Möglichkeiten 
und Probleme hin analysiert. Schließlich wird in Teil vier auf das Problem der 
intertemporalen Allokation eingegangen und auf die Frage, ob Umweltabgaben hier 
korrigierend eingreifen können. Die Erkenntnisse dieses Kapitel werden dann im fünften Teil 
zusammengefasst.  
                                                
6 Beiden Theorien wurde in den letzten Jahrzehnten viel Aufmerksamkeit geschenkt, nicht zuletzt 
aufgrund der immer gravierender werdenden Schäden an der natürlichen Umwelt auf unserem 
Planten und des omnipräsenten Problems der Ressourcenknappheit. Viele erhoffen sich aus den 
Erkenntnissen dieser Theorien Lösungen, um im Rahmen des kapitalistischen Wirtschaftsmodells der 
Umweltzerstörung und der übermäßigen Ressourcenausbeutung Einhalt gebieten zu können. Die 
Theorie ist allerdings per se nicht dazu in der Lage, sondern nur als Instrument einer Politik, die sich 
dem Ziel des Umweltschutzes verschrieben hat (vgl. Dietz / Straaten 1992). 
 10 
2.1 Marktversagen durch externe Effekte 
Der Mikroökonomie als Wissenschaft vom Umgang der Menschen mit knappen Ressourcen 
zum Zwecke der Befriedigung von Bedürfnissen (Endres 2000: 1) liegt die Frage zugrunde, 
wie mit welchem Allokationsmodell „die gegebenen Mitteln ihrer jeweils ‚besten‘ Verwendung 
zuführt“ werden können (Erlei et al. 1999: 45). Für die Definition dieser „besten Verwendung“ 
greift die Mikroökonomie dabei auf das Konzept des „Pareto-Optimums“ zurück: Dieses 
zeichne sich dadurch aus, „dass es weder durch die Umstrukturierung der Produktion noch 
durch eine Umverteilung der produzierten Gütermenge möglich ist, den Nutzen irgendeines 
Konsumenten zu steigern, ohne gleichzeitig denjenigen eines anderen zu senken“ (Arnold 
1992: 10). Dabei wird jedoch die Verteilung des Einkommens als exogen angenommen 
(Fritsch et al. 1996: 16). Ziel jeglichen Wirtschaftens sollte es sein, „die Bedürfnisse aller 
Menschen eines Landes so gut und so weit wie möglich zu befriedigen“ (Arnold 1992: 5f.). 
Dieses Ziel wird in der mikroökonomischen Sprache als „Wohlfahrtsmaximierung“ bezeichnet 
(Wicke 1993: 14). Die mikroökonomische Theorie liefert dazu auch die Beschreibung jener 
Organisationsform einer Volkswirtschaft, die dieses Ziel am „effizientesten“ zu erreichen 
verspricht: Das Modell der Marktwirtschaft mit flexiblen Preisen für Güter, Dienstleistungen 
und Ressourcen.  
Damit eine marktwirtschaftliche Allokation auch effizient, also „pareto-optimal“ ist, müssen 
diverse Prämissen erfüllt sein. Die für den Umweltbereich wohl wichtigste ist, dass der Preis 
tatsächlich als Indikator für die relative Knappheit der Güter funktioniert, der den Nutzenden 
eines knappen Gutes „die wirtschaftlichen Folgen ihrer Handlungen vor Augen führt“ 
(Hartwig 2003: 135). Das tut er dann, wenn alle Nutzen- oder Kostenwirkungen, die mit 
einem Gut einhergehen, über Märkte vermittelt werden und damit in die Kauf- bzw. 
Produktionsentscheidungen einbezogen werden (Tenhagen 1997: 82). Ist diese Bedingung 
nicht erfüllt, treten externe Effekte auf, es kommt zu einer Fehlallokation von Ressourcen 
und damit zu Marktversagen: Marktgleichgewicht und soziales Optimum fallen auseinander 
(Endres 2000: 19; Fritsch et al. 1996: 76f). 
Ein externer Effekt besteht darin, „dass die Nutzensituation (bei Firmen: Gewinnsituation) 
eines Individuums unmittelbar, d.h. ohne Vermittlung des Marktmechanismus, von einer 
Aktivität abhängt, die von einem anderen Individuum kontrolliert wird“ (Endres 2000: 15). Die 
Bezeichnung „extern“ bezieht sich auf die Tatsache, dass diese Wirkungen von den 
Verursachenden nicht in ihre Kostenfunktionen eingerechnet werden und unbeteiligten 
Dritten somit Vorteile bzw. Nachteile entstehen, die nicht abgegolten werden (Hagel 1993: 
232). Die monetäre Bewertung externer Effekte nennt man „externe Kosten“. Diese sind 
definiert als die Differenz zwischen den insgesamt entstehenden Kosten und den privaten 
Kosten (Wicke 1993: 44). 
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Die industrielle Produktion zeichnet sich durch die Allgegenwart von externen Effekten aus 
(Arnold 1992: 1): Da weder alle Inputs vollständig in Outputs verwandelt noch die Outputs 
durch den Konsum vollständig zerstört werden (können), folgt aus dem Gesetz zur Erhaltung 
der Masse, dass Kuppel- und Abfallproduktion nicht als Ausnahme sondern als Regel gelten 
müssen (Ayres/Kneese 1969: 282f.). Werden diese „an die Umwelt abgegeben, ohne dass 
dabei eine marktmäßige Beziehung (Verkauf oder Kauf) entsteht, so spricht man von 
externen Effekten“ (Arnold 1992: 65). 
In der Umweltökonomik geht es vorrangig um negative externe Effekte, jene also, wo Dritten 
Nutzeneinbußen erwachsen.7 Das klassische Lehrbuchbeispiel dafür beschreibt die Situation 
eines Sees, in den eine Chemiefabrik ihre Abwässer ungeklärt einleitet und dadurch den 
Fischbestand reduziert. Dadurch erleidet die am selben See angesiedelte Fischerei einen 
Schaden, der allerdings von der Chemiefabrik als Verursacherin nicht getragen wird. Die 
sozialen Kosten der Produktion der Chemiegüter liegen also höher als die privaten Kosten 
der Chemiefabrik, aufgrund derer diese ihre Produktionsentscheidung trifft (Fritsch et al. 
1996: 76f).  
Das Versagen der Preise als Indikatoren für die tatsächliche Knappheit eines Gutes durch 
externe Effekte führt im Umweltbereich nach Wicke (1993: 45) zu folgenden umwelt- und 
wirtschaftspolitischen Verzerrungen: 
Im Vergleich zu einer Situation, wo die sozialen Kosten berücksichtigt würden, sind die 
Preise für umweltbeeinträchtigend produzierte und konsumierte Güter und Dienstleistungen 
zu niedrig, was zu einem überhöhten Absatz und einer gesteigerten Produktion von 
umweltbelastenden Gütern im Vergleich zu umweltfreundliche Gütern führt. Außerdem 
werden die produktiven Nutzungen der Umwelt teurer und es entstehen erhöhte Kosten für 
die „Reparatur“ von Umweltschäden, sofern diese nicht sogar irreparabel sind. Den 
Betroffenen der Belastungen werden diese zwangsweise aufgebürdet und es kommt zu 
kostspieligen, teilweise wiederum umweltbeeinträchtigten Ausweichhandlungen (z.B. Urlaub 
in weniger belastete Gebiete). „Daraus ergeben sich selbstverstärkende Effekte von 
externen Effekten (Kosten)“ (Wicke 1993: 45) . 
2.2 Theoretische Lösungsansätze zur Internalisierung 
externer Effekte  
Im Falle von Marktversagen „ist zu prüfen, ob staatliche Maßnahmen zu besseren 
Resultaten führen“ (Hartwig 2003: 142). In diesem Abschnitt geht es um die Frage, ob und 
                                                
7 Ein Beispiel für positive externe Effekte ist Grundlagenforschung, vgl. Fritsch et al. 1996: 76f. 
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wie staatliche Eingriffe das Allokationsergebnis des Marktes derart beeinflussen können, 
dass es doch zu einer pareto-optimalen Allokation und damit zur Maximierung der Wohlfahrt 
kommt. 
Grundlegende Überlegung ist dabei folgende: „Das Marktversagen bei Vorliegen externer 
Effekte wird von der Durchbrechung des Verursacherprinzips konstituiert. […] Mit der 
Internalisierung externer Effekte soll das Verursacherprinzip als Wesensmerkmal des 
Marktmechanismus auf diesen Bereich ausgedehnt werden. […] Es geht darum, dem 
Verursacher die per definitionem vom Markt zunächst einmal nicht erfassten negativen 
Handlungen finanziell anzulasten.“ (Endres 2000: 20f.) 
Die Internalisierung externer Effekte hat zum Ziel, „die Lücke zwischen privaten und sozialen 
Grenzkosten beim Verursacher zu schließen“ und dadurch ein „wohlfahrtsoptimales Niveau“ 
an Belastung zu erreichen (Hartwig 2003: 142). Es geht also nicht darum, umweltschädliche 
Aktivitäten komplett zu verhindern, sondern darum, diese auf ihr „wohlfahrtsoptimales 
Niveau“ zu reduzieren. Dieses befindet sich dort, wo „der zusätzliche Nutzen einer weiteren 
Umweltverbesserung genau den zusätzlichen Kosten für diese Umweltverbesserung 
entspricht“ (Wicke 1993: 152). Diesen Schlussfolgerungen liegt die Überlegung zugrunde, 
dass zur vollständigen Verhinderung von Umweltverschmutzung die Produktion zur Gänze 
eingestellt werden müsste, was zu volkswirtschaftlichen Nachteilen führen würde (Hartwig 
2003: 140). Es liegt also an den einzelnen Wirtschaftssubjekten zu entscheiden, welchen 
Nutzen sie einer intakten Umwelt beimessen und welcher Grad an Verschmutzung dadurch 
für sie „optimal“ wäre (Endres 2000: 23f.). Der Staat verfolgt also Umweltziele auf indirektem, 
mittelbarem Wege, indem er „nur“ auf die Motivation der Adressaten Einfluss zu nehmen 
versucht (Leifer 2005: 334). Dieses Prinzip der „Konsumentinnen-Souveränität“ entspricht 
dem individualistischen Grundansatz der Neoklassik (Arnold 1992: 7f.).8 
Im Folgenden soll zuerst kurz die Achillesferse einer mit „externen Kosten“ operierenden 
umweltökonomischen Theorie, nämlich die Bewertung von Umweltgütern, beleuchtet 
werden, bevor die drei in der umweltökonomischen Literatur diskutierten 
Internalisierungsstrategien (Pigou-Steuern, Vollständige Eigentumsrechte sowie 
haftungsrechtliche Regelungen) kurz einzeln vorgestellt und diskutiert werden.  
2.2.1 Zur ökonomischen Quantifizierung von „externen Kosten“ 
Zur Internalisierung externer Effekte müssen diese erst einmal in externe Kosten 
übergeführt, sprich: bewertet werden, um in ökonomische Modelle neoklassischer Herkunft 
                                                
8 Die Neoklassische Theorie geht von „gegebenen“ Präferenzen der Konsumentinnen aus, sie 
ignoriert den „Prozess der Genese von Präferenzen, […] obwohl er zweifellos für die Realität von 
großer Bedeutung ist“ (Endres 2000: 23). 
 13 
überhaupt Eingang zu finden. Bei auf Märkten gehandelten Gütern oder Dienstleistungen 
zeigt der Preis den Wert an, für nicht marktfähige Güter ist der Wert anders zu bestimmen. In 
der Tradition der utilitaristischen Werttheorie, die der Neoklassik zugrunde liegt, ist 
„ausschließlich das Wohlergehen (die Erfüllung der Interessen) von konkreten menschlichen 
Individuen von Wert“ (Marggraf 2005b: 61).9 Daher werden bspw. auch Umweltgüter 
(ausschließlich) daran bewertet, welchen Nutzen sie den Menschen stiften.10 Es gilt also, den 
Nutzen eines Umweltgutes in Erfahrung zu bringen um ihn in weiterer Folge in Relation mit 
eventuellen Kosten zu setzen. Das wohl bekannteste und am weitesten verbreitete Modell 
zur Bewertung dieser Art sind Zahlungsbereitschaftsanalysen wie die Kontingente 
Bewertungsmethode (KBM).11 Dabei „werden individuelle Präferenzen für Umweltgüter durch 
Befragungen ermittelt und in monetären Größen ausgedrückt“ (Enneking/Menzel 2005: 27). 
Die Grenzen der KBM sind allerdings schon aus ihren restriktiven Prämissen sichtbar: 
• Es gilt das Menschenbild des homo oeconomicus mit gegebenen, konvexen 
Präferenzen, rationalen, nutzenmaximierenden Handlungen, abnehmender 
Tauschbereitschaft, etc. (Marggraf 2005b: 66f.). 
• Marktgüter, Freizeit und Umweltqualität müssen sich substituieren lassen 
(Enneking/Menzel 2005: 45). 
• Das zu bewertende Gut muss dafür geeignet sein, d.h. es erfordert Involvement, 
muss als substituierbar wahrgenommen werden, bei den bewertenden Personen ein 
Gefühl der Verantwortung auslösen und von diesen als natürliche Einheit gesehen 
werden (Fischer/Menzel 2005: 122). 
Abgesehen von Abweichungen zwischen der angegebenen und der tatsächlichen 
Zahlungsbereitschaft, die mit statistischen Methoden mehr oder weniger „bereinigt“ werden 
können (vgl. Bräuer/Suhr 2005: 155f.), zeigt sich, dass diese Bewertungsmethode 
insbesondere bei Gütern, die als unersetzlich oder nicht austauschbar angesehen werden, 
versagt (Fischer/Menzel 2005: 124). Weitere Schwierigkeiten ergeben sich bei der 
Bewertung von zu komplexen Sachverhalten, von Umweltgütern zu denen die Befragten 
keinen Bezug haben, oder zu langfristigen Problemen, wo die Auswirkungen noch nicht klar 
                                                
9 Die Diskussion um den Wert eines Gutes sei hier aus Platzgründen ausgelassen, es sei nur darauf 
hingewiesen, dass dieser bspw. aus marxistischer Sicht völlig anders definiert wird (vgl. z.B. 
Ludwiczek 2005). 
10 Dabei wird unterschieden zwischen nutzungsabhängigen Werten – wie z.B. wirtschaftliche Nutzung 
von Biomasse durch Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, Nutzung als Erholungsgebiet, 
Hochwasserschutz, etc. – und nutzungsunabhängigen Werten – wie Existenz- und Vermächtniswerte 
(vgl. Freese/Bräuer 2005: 323f. sowie Meyerhoff 2001). 
11 Zu den Details der KBM siehe Marggraf et al. 2005 sowie Elsasser/Meyerhoff 2001. 
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sind bzw. spätere Generationen betreffen, deren Präferenzen unbekannt sind 
(Fischer/Menzel 2005: 132; Hellenbroich/Stratmann 2005: 231). Da dies aber auf viele 
Umweltprobleme zutrifft, bleibt die Frage nach der Bewertung von Umweltgütern auf dieser 
Basis weiterhin unzufriedenstellend gelöst. 
Auch die klassische Schätzung durch Expertinnen, bspw. anhand der 
Wiederherstellungskosten von Umweltgütern, kann nicht alle Aspekte des Werts derselben 
abdecken: Sie bleiben meist auf naturwissenschaftliche Sachverhalte beschränkt, ohne die 
„menschenbezogenen Schutzgüter wie Schönheit des Landschaftsbildes, die Bedeutung von 
Sach- und Kulturwerten, Auswirkungen von Lärm und Verlust von Naherholungsgebieten zu 
bewerten“ (Freese/Bräuer 2005: 314). Doch auch schon die Kalkulation der 
Wiederherstellungskosten oder des Nutzens umweltschützender Maßnahmen ist durch die 
Vielzahl an Einflussfaktoren und den beschränkten Wissensstand über die 
Wirkungszusammenhänge „außerordentlich schwer“ (Wicke 1993: 61).12 Martinez-Alier 
(1992: 45) behauptet gar, die Wirtschaftswissenschafterinnen hätten keine Werttheorie und 
würden Folgekosten so willkürlich bewerten, dass diese keine Grundlage für rationale 
Umweltpolitik darstellen könnte. 
Ein weiteres Problem ist die Frage der Bewertung von Umweltgütern oder Ereignissen in der 
Zukunft. In neoklassischen Modellen wird dabei ein oft unterstellt, dass ein Gut, das heute 
zur Verfügung steht, einem gleichen Gut, das morgen zu Verfügung steht, vorgezogen wird 
und daher das morgige Gut heute weniger wert ist. Dieses „Rate der individuellen Ungeduld“, 
auch Myopie genannt, beruht auf Argumentationen bezüglich Zins und Unsicherheit 
(Hampicke 1992: 128). Dabei ist die Diskontierung zukünftiger Güter (unter Voraussetzung 
gleicher Knappheit) durchaus umstritten und wird z.B. von Hampicke (1992) hart kritisiert 
(vgl. Kapitel 2.4.1.3). 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass zwar leicht von „Internalisierung externer Kosten“ 
gesprochen werden kann, die Praxis der Quantifizierung derselben jedoch nicht so leicht ist. 
Es ist vielmehr – je nach Ansicht – entweder eine philosophisch/ethische oder eine 
willkürliche Frage, wie hoch der Wert einer ausgestorbenen Tierart zu bemessen ist oder 
was ein Menschenleben kostet. Diese Frage lässt sich bei Schäden an der menschlichen 
Gesundheit nicht vermeiden und wohl kaum ausschließlich mit ökonomischen Methoden 
beantworten.  
                                                
12 Dennoch gibt es immer wieder Schätzungen, bspw. von Wicke selbst (vgl. Wicke 1986). 
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2.2.2 Die Pigou-Steuer 
Der englische Ökonom Arthur Cecil Pigou schlug 1920 in seinem Werk „Economies of 
Welfare“ (Pigou 1960) als einer der ersten vor, zur Internalisierung externer Effekte das 
staatliche Instrument einer Steuer – nach ihm „Pigou-Steuer“ benannt – heranzuziehen 
(Endres 2000: 108).13 
Die Grundidee ist einfach: Werden den Verursacherinnen von (negativen) externen Effekten 
Steuern auferlegt, durch die diese in der Höhe der externen Kosten belastet werden, werden 
diese veranlasst, die Knappheit der Umweltgüter in ihr privatwirtschaftliches Kalkül 
einzubeziehen. Damit wäre die Internalisierung geglückt und der Marktmechanismus würde 
zu einer optimalen Allokation führen (Hartwig 2003: 142).  
Im hier verwendeten mikroökonomischen Modell würde dies bedeuten, dass die Höhe der 
Pigou-Steuer den externen Grenzkosten, die in der sozial optimalen Situation entstehen, 
entsprechen muss. Dies stellt einen Anreiz für die Verursacherin dar, die Umweltschäden 
solange zu reduzieren, bis die Grenzvermeidungskosten dem Pigou-Steuersatz – also den 
externen Grenzkosten im Optimum – entsprechen. Damit entspricht dieses Gleichgewicht 
auch der wohlfahrtsmaximalen Produktionsmenge (Endres 2000: 109f.). „Die Pigou-Steuer 
ist ein Ersatz für den Marktpreis der Umweltnutzung und simuliert jenen Fall der eintritt, wenn 
die Märkte alle Kosten über den Preismechanismus verrechnen“ (Hartwig 2003: 142). 
Damit wird auch der Schwachpunkt des Pigou’schen Ansatzes klar: Der Staat muss, um die 
richtige Höhe der Steuer berechnen zu können, nicht nur die „richtigen“ Preise für externe 
Effekte, sondern auch alle Grenzschadens- und Grenzvermeidungskostenfunktionen kennen 
(Endres 2000: 113). Dies ist nicht nur aufgrund der schon diskutierten Schwierigkeit zur 
Bewertung von Umweltgütern bzw. –schäden (vgl. Kapitel 2.2.1), sondern auch wegen des 
Anreizes der einzelnen Wirtschaftssubjekte, falsche (weil für sie günstigere) Angaben über 
ihre Kostenfunktionen zu machen, ein äußerst schwieriges Unterfangen (Hartwig 2003: 142). 
Daher wurden „politiknähere Varianten der Besteuerung externer Effekte“ (Endres 
2000: 114) entwickelt, so z.B. der noch zu diskutierende „Preis-Standard-Ansatz“ nach 
Baumol/Oates (1971). Auch jegliche Variante von „Energiesteuern“ beruht auf diesem 
Prinzip. 
2.2.3 Vollständige Eigentumsrechte und Verhandlungen nach Coase 
Aufbauend auf eine Idee von Frank H. Knight (vgl. Hartwig 2003: 144) und „in scharfer 
Abgrenzung“ (Endres 2000: 33) zu staatlichen Eingriffen à la Pigou-Steuer entwickelte 
                                                
13 Genau genommen gelten Steuern für negative externe Effekte, während für positive externe Effekte 
Subventionen gewährt werden sollen. Vgl. Pigou 1960: 192ff. 
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Ronald Coase in seinem berühmt gewordenen Beitrag „The Problem of Social Cost“ (Coase 
1960) eine alternative Internalisierungsstrategie, die ohne staatliche Eingriffe funktionieren 
sollte.  
Coase behauptete anhand eines Beispiels, dass die Existenz eindeutiger, vollständiger und 
transferierbarer Eigentumsrechte (unter bestimmten Bedingungen)14 hinreichend ist, damit 
als Ergebnis freiwilliger Verhandlungen eine wohlfahrtsmaximale Allokation zustande kommt 
(Hartwig 2003: 144). Dabei ist die Rolle des Staates auf eine ordnungspolitische Aufgabe 
beschränkt, also auf die erstmalige Ausgabe der Eigentumsrechte und die Festlegung der 
Verhandlungsspielregeln (Endres 2000: 35). Die anfängliche Verteilung der Eigentumsrechte 
hat zwar einen wichtigen verteilungspolitischen Charakter, ist aber - so Coase – für das 
Ergebnis der Verhandlungen irrelevant:15 
“It is necessary to know whether the damaging -business is liable or not for damage caused 
since without the establishment of this initial delimitation of rights there can be no marked 
transactions to transfer and recombine them. But the ultimate result (which maximizes the 
value of production) is independent of the legal position if the pricing system is assumed to 
work without cost.” (Coase 1960: 7) 
Hat z.B. die emitierende Person das Eigentumsrecht an der Ressource Luft, so wird sie ohne 
Verhandlungen das gewinnmaximale Niveau ihres externen Effektes realisieren. Will die 
geschädigte Person das Niveau des externen Effektes reduzieren, kann sie – in freiwilliger 
Verhandlung – der emitierenden Person dafür Zahlungen bieten. Umgekehrt führt die 
Situation, in der das Eigentumsrecht an der Ressource Luft bei der (potentiell) geschädigten 
Person liegt, dazu, dass ihr die (potentiell) emitierende Person Zahlungen anbietet, um 
emitieren zu dürfen (Endres 2000: 34). Das „Coase-Theorem“ besagt, dass in beiden Fällen 
dasselbe optimale Ergebnis herauskommt – nämlich jenes, wo die Grenzkosten bzw. 
Zahlungsbereitschaften für Emission und Nicht-Emission sich entsprechen (Hartwig 2003: 
144f.). 
Indem er zeigte, dass externe Effekte reziproke Probleme sind, bei denen die Definition von 
„VerursacherIn“ willkürlich bzw. normativ ist, stellte Coase auch das traditionelle 
Verursacherinnenprinzip in Frage – ein wichtiger Beitrag für die ökonomische Diskussion 
(Endres 2000: 35): 
“The traditional approach has tended to obscure the nature of the choice that has to be 
made. The question is commonly thought of as one in which A inflicts harm on B and what 
                                                
14 Insbesondere gibt es in diesem Modell keine Transaktionskosten. 
15 Dieses Postulat ging als „Coase-Theorem“ in die mikroökonomische Theorie ein. 
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has to be decided is: how should we restrain A? But this is wrong. We are dealing with a 
problem of a reciprocal nature. To avoid the harm to B would inflict harm on A. The real 
question that has to be decided is: should A be allowed to harm B or should B be allowed to 
harm A? The problem is to avoid the more serious harm.” (Coase 1960: 1) 
Das Problem der Coas’schen Argumentation liegt in den restriktiven Bedingungen, die für 
das Erreichen des Modellergebnisses notwendig sind. „Neben den Annahmen, dass die 
tatsächlichen externen Kosten zumindest den Betroffenen bekannt und den einzelnen 
Absendern und Empfängern genau zurechenbar sein müssen“ (Hartwig 2003: 146), betrifft 
dies vor allem: 
• Transaktionskosten: Im Modell fallen für die Verhandlungen und ihre Einhaltung keine 
Kosten an. Gäbe es solche, so käme es nur zu effizienten Verhandlungsergebnissen, 
wenn der erwartete Nutzengewinn über den Verhandlungskosten liegt. Je höher die 
Anzahl an Teilnehmenden, desto geringer die Wahrscheinlichkeit auf eine effiziente 
Lösung (Endres 2000: 49-55). 
• TrittbrettfahrerInnen-Mentalität: Die schon im Abschnitt 2.2.2 beschriebene 
Problematik veranlasst die Teilnehmenden, ihre tatsächlichen Schadens- bzw. 
Kostenkurven zu verschleiern bzw. (zu ihren Gunsten) falsch anzugeben (Endres 
2000: 48). 
• Strategisches Verhalten: Für die jeweiligen InhaberInnen der Rechtstitel besteht die 
Versuchung, Schaden bzw. Schädigungsgrad vor den Verhandlungen zu übertreiben, 
um damit in eine günstigere Ausgangsposition zu gelangen (Hartwig 2003: 147). In 
einer solchen Situation asymmetrischer Information lässt sich spieltheoretisch zeigen, 
dass auch ohne Transaktionskosten kein effizientes Allokationsergebnis zu erwarten 
ist (Weimann 1992: 268). 
• Verteilung und Allokation: Coase geht davon aus, dass die optimale Allokation 
unabhängig von der ursprünglichen Verteilung zustande kommt. Die 
Optimalitätsbedingung (Grenzkosten = Grenznutzen) hängt allerdings von den 
Grenznutzen der Betroffenen ab, die wiederum als Zahlungsbereitschaft für ein Gut 
definiert ist und damit im Zusammenhang mit der Zahlungsfähigkeit – also dem 
Einkommen – steht (Endres 2000: 41). Ströbele sieht dadurch das Problem, dass  
„in einer solchen Coase-Welt die Wirtschaftssubjekte ihre Situation nur verbessern 
können, wenn sie erfolgreich Lobbying für eine für sie günstigere 
Anfangsrechtausstattung treiben können: Umweltpolitik im engeren Sinne wird durch 
Verhandlungen, d.h. Marktlösungen, ersetzt, in weiterem Sinne wird sie zum Clinch 
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um die primären Rechte der Naturnutzung.“ (Ströbele 1992a: 115, Hervorhebungen 
im Original). 
Trotz der beschriebenen Implikationen hat die Arbeit von Coase die ökonomische Sicht 
externer Effekte fundamental beeinflusst (Endres 2000: 40). Diese Implikationen führen 
jedoch zur Erkenntnis, dass die Internalisierung durch Verhandlungen „als wenig 
realistischer Spezialfall zu betrachten [ist]“ (Hartwig 2003: 147). 
2.2.4 Haftungsrecht 
Endres (2000: 67) und Leifer (2005) weisen auf eine dritte Internalisierungsstrategie, die vor 
allem im angelsächsischen Raum diskutiert wird, spätestens seit 2004 – mit dem Erlass der 
Umwelthaftungsrichtlinie der EU – aber auch in der gesamten EU von Bedeutung ist: Das 
Haftungsrecht.16  
„Unter dem Umwelthaftungsrecht ist eine Institution (ein Regelwerk) zu verstehen, mit der 
(dem) festgelegt wird, unter welchen Bedingungen und in welchem Umfang der Verursacher 
eines externen Effektes dem Geschädigten den Schaden zu ersetzen hat. […] Muss der 
Verursacher dem Geschädigten den Schaden ersetzen, so berücksichtigt er die externen 
Kosten bei seiner Entscheidung über Ausmaß und Qualität der Produktion ebenso wie die 
Kosten für am Markt zu erwebende Produktionsfaktoren. Das Haftungsrecht veranlasst ihn in 
diesem Idealfall, die zunächst externen Kosten in derselben Weise zu würdigen wie die 
internen, d.h. der externe Effekt wird internalisiert.“ (Endres 2000: 67) 
Im Gegensatz zu einer (freiwilligen) Verhandlungslösung nach Coase gilt das Haftungsrecht 
zwingend, dafür haben die Geschädigten auch keinerlei Einflussmöglichkeiten bezüglich der 
Höhe der externen Effekte, so wie in dem Fall, wo sie das Eigentumsrecht auf die zu 
nutzende Ressource hätten (Endres 2000: 70). 
Das Postulat, dass das Haftungsrecht zu einer pareto-optimalen Allokation führt, beruht auf 
einigen restriktiven Bedingungen (vgl. Endres 2000: 80): 
• Alle Beteiligten haben die für sie relevanten Informationen 
• Die beteiligten Firmen bieten unter den Bedingungen vollständiger Konkurrenz an 
• Schaden und Schadenersatzzahlungen sind identisch  
• Es gibt keine Versicherungen 
Damit treten auch die Probleme einer Internalisierung durch das Haftungsrecht zutage:  
Die notwendigen Informationen (z.B. bezüglich Vermeidungs- und Schadenskosten) sind oft 
                                                
16 Bei Hartwig (2003: 149) kommt das Haftungsrecht allerdings unter den „standardorientierten 
Modellen“ vor. 
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nicht einfach zu eruieren, insbesondere die Umrechnung von „Schaden“ in 
„Schadenskosten“. Letzteres stellt einen Anreiz für Schädigende wie Geschädigte dar, die 
Schadenskosten jeweils zu ihren Gunsten falsch darzustellen. Dazu ist es oft nicht möglich, 
einen Schaden unmittelbar der Schädigenden zuzuordnen (Endres 2000: 81f.) Ein weiteres 
Problem stellen Versicherungen dar, deren Existenz zu nicht-optimalen Allokationen führt 
(Endres 2000: 99). Dennoch schließt Endres (2000: 106f.) nach der Analyse des deutschen 
Umwelthaftungsgesetzes, dass von Haftungsregelungen grundsätzlich positive 
Auswirkungen ausgehen, insbesondere im Bereich der Prävention. Leifer (2005: 336) weist 
darauf hin, dass mit der Umwelthaftungsrichtlinie der EU eine rechtliche Basis dafür 
geschaffen wurde, dass die Verursachenden umweltzerstörender Handlungen nun auch 
ohne direkt geschädigte KlägerInnen zur Verantwortung gezogen werden können.  
2.2.5 Kritik und Einschätzung der vorgestellten Modelle 
Die drei hier vorgestellten Modelle zur Internalisierung externer Effekte funktionieren alle nur 
im Rahmen eines sehr engen Korsetts an Annahmen und Prämissen, die jeweils mit den 
Modellen problematisiert wurden. Pars pro toto genannt sei hier die schon oft erwähnte 
Schwierigkeit, alle Kosten und Nutzen (z.B. einer Emissionsreduktion) vollständig und korrekt 
zu erfassen (Endres 2000: 29). Ein weiteres Problem, tatsächlich eine „pareto-optimale“ 
Allokation zu erreichen, ist die Tatsache, dass dieses keineswegs statisch ist, im Gegenteil: 
Ändert sich eine der diesem Gleichgewicht zugrunde liegenden Variablen (z.B. die 
Präferenzen der Konsumentinnen, die Technologie und damit die 
Schadensvermeidungskosten, etc.), so ändert sich auch der „gleichgewichtige Grad“ an 
Umweltverschmutzung. Umweltpolitische Maßnahmen beeinflussen ebenfalls das 
„Optimum“, bspw. über die Einkommensverteilung oder das Umweltbewusstsein (und damit 
die Präferenzen) der Bevölkerung. „Mit der Internalisierung externer Effekte wird also ein 
äußerst bewegliches Ziel angesteuert“ (Endres 2000: 29). 
Die Ergebnisse dieser umweltökonomischen Modelle werden in der Literatur nicht nur 
aufgrund ihrer realitätsfernen Annahmen, sondern auch anhand bestimmter normativer 
Prämissen kritisiert. Dazu gehört Bedingung der neoklassischen Umweltökonomik, Umwelt 
zum monetär erfassbaren Gut zu machen, damit „das in Millionen Jahren entstandene 
ökologische System bis hin zum letzten Schmetterling allein unter dem heutigen (zufälligen?) 
individuellen Nutzen- und Kostenkalkül betrachtet“ werden kann (Maier-Rigaud 1992: 41). 
Selber Autor kritisiert auch, dass Umweltschutz in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
als „Kosten“ wahrgenommen wird, durch die „das gemessene Sozialprodukt weniger steigt, 
als das sonst der Fall wäre. […] Angesichts dieser buchhalterischen Auswirkungen von mehr 
Umweltschutz nimmt es nicht Wunder, dass viele Ökonomen an einen Gegensatz zwischen 
umweltpolitischen und gesamtwirtschaftlichen Zielen glauben.“ (Maier-Rigaud 1992: 32, 
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Hervorhebung im Original). Er schlägt die Behandlung des Umweltschutzes als „Gut“ vor, 
dessen „Produktion“ das Sozialprodukt genauso steigert wie jedes andere Gut. 
Was sagt jedoch die im Modell als Ziel definierte „optimale Allokation“ und damit der 
„optimale Grad an Umweltverschmutzung“ tatsächlich über die Situation der Umwelt aus? 
Nicht viel, schließlich hängt alles an den (nicht näher definierten) Präferenzen der Individuen. 
Die oben beschriebene „Konsumentinnen-Souveränität“, Grundpfeiler der Neoklassik, hat 
somit zur Folge, dass die heute lebenden Menschen entscheiden müssen, wie viel 
Umweltschutz ihnen ein mehr an Konsum wert ist. Dabei neigen Individuen dazu, ihnen 
räumlich und zeitlich nähere Umweltprobleme als schwerwiegender zu bewerten als z.B. 
globale oder langfristig wirksame (Hartwig 2003: 147f.). Das historisch gewachsene, heute 
gültige Werte- und Preissystem wird dabei auf die Zukunft ausgedehnt, ohne Rücksicht 
darauf, dass zukünftige Generationen möglicherweise andere Präferenzen haben (bzw. 
hätten) (Maier-Rigaud 1992: 41). Weiters ist fraglich, ob die Individuen ausreichend 
Kompetenzen in Bezug auf das „komplexe ökologische Problem“ aufweisen (Maier-Rigaud 
1992: 36). Ansonsten bestünde die Gefahr, „dass die Absorptionsfähigkeit der Umwelt 
überschritten und damit das ‚ökologische Gleichgewicht’ verletzt wird“ (Hartwig 2003: 147). 
Insbesondere die Unmöglichkeit, langfristigen Folgen eines Eingriffs in ökologische 
Gleichgewicht zu verstehen, voraussagen sowie bewerten zu können, lässt die Ökonomie 
nicht als geeignetes Instrument zur Bestimmung einer „optimalen Umweltverschmutzung“ 
erscheinen (Martinez-Alier 1992: 59). 
2.3 Standardorientierte Instrumente der Umweltpolitik 
Wenn der ökonomisch ermittelte „optimale Grad an Umweltverschmutzung“ ökologisch nicht 
verkraftbar ist bzw. wenn die Erreichung der „optimalen Allokation“ aus praktischen Gründen 
nicht möglich ist obliegt es „der Politik“ bzw. „dem Staat“ einen ökologischen Rahmen, einen 
Standard an Umweltqualität, der nicht unterschritten werden darf, festzulegen (Hartwig 2003: 
148). Dabei wird von einem als maximal definierten, raum- und zeitbezogenen 
Immissionswert pro Schadstoff und Medium ausgegangen, aus dem in weiterer Folge 
Emissionsnormen mit ebensolchen Eigenschaften abgeleitet werden (Baumol/Oates 1971; 
Hartwig 2003: 148f.). Zur Durchsetzung dieser Emissionsnormen stehen dem Staat drei 
Instrumente zur Verfügung, deren Ziel es ist, dass „in einer abgegrenzten Region […] eine 
(pro Zeiteinheit) vergebene absolute Emissionshöchstgrenze (‚Emissionsstandard’) für einen 
bestimmten Schadstoff i“ (Endres 2000: 117) nicht überschritten wird: Auflagen, Abgaben 
und Zertifikate.  
Diese drei Instrumente werden im Folgenden kurz vorgestellt und anhand dreier Kriterien 
beurteilt (vgl. Hartwig 2003: 157): 
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• ökologische Effizienz (Fähigkeit zur Erreichung des vorgegebenen Zielniveaus) 
• Kosteneffizienz (Fähigkeit zur Erreichung des Zielniveaus mit den geringst möglichen 
Kosten, da es ansonsten zu Wohlfahrtsverlusten kommt) 
• Innovationseffizienz (Fähigkeit umwelttechnischen Fortschritt zu induzieren) 
Dieser Vergleich ist nur unter der Annahme möglich, dass die verschiedenen Instrumente zur 
Erreichung desselben Ziels herangezogen werden (Endres 2000: 117). 
2.3.1 Auflagen 
„Auflagen sind Verhaltensvorschriften für die einzelnen Verursacher von Umweltbelastung“ 
(Hartwig 2003: 149). Der Staat schreibt also – in Form von Geboten und Verboten – eine 
maximal zulässige Gesamtausstoßmenge pro Verursacherin, Schadstoff, Region und 
Zeiteinheit vor, die in Summe einen regionalen Emissionshöchstwert ergeben (Endres 2000: 
119). Ansetzen können Auflagen direkt bei den Emissionen, bei den Produktions- und 
Emissionsvermeidungsverfahren oder bei den produzierten Gütern. Ein detaillierter Überblick 
über die vielfältige Ausgestaltung von Auflagen findet sich bei Wicke (1993: 197). In der 
Praxis sind Auflagen das vorherrschende Instrument der Umweltpolitik (Endres 2000: 123). 
2.3.1.1 Ökologische Effizienz 
Um ein bestimmtes Emissionsniveau nicht zu überschreiten bzw. einen bestimmten Schaden 
absolut zu verhindern erweisen sich Auflagen (Ge- und Verbote) als geeignetes Mittel 
(Endres 2000: 171). Neben einer großen Reaktionssicherheit sind es vor allem die genaue 
Dosierbarkeit (z.B. in Krisensituationen wie Smog-Alarm), die Praktikabilität, die schnelle 
Wirksamkeit, die allgemeine Einsichtigkeit ihrer Ziele sowie eine relativ sichere 
Durchsetzbarkeit, die Auflagen aus umweltpolitischer Sicht so attraktiv machen (Wicke 1993: 
201). Auflagen, die sich auf eine relative Schadstoffbelastung pro Basiseinheit beschränken, 
sind allerdings in ihrer Wirkung eingeschränkt (Hartwig 2003: 157).  
2.3.1.2 Kosteneffizienz 
Für ein einzelnes, gewinnmaximierendes Unternehmen ist davon auszugehen, dass die 
auflagenbedingten Emissionsgrenzen mit minimalen Kosten erreicht werden (wollen), sodass 
Kosteneffizienz gegeben wäre (Endres 2000: 143). Bei Betrachtung der Gesamtheit der 
Unternehmen einer Branche ergeben sich bei einer pauschalen Auflage jedoch Ineffizienzen, 
weil diese „den unterschiedlichen Vermeidungskosten der Emittenten nicht Rechnung trägt“ 
(Hartwig 2003: 159). Um kosteneffizient wirken zu können, müssten die Auflagen je nach 
Kostensituation differenziert werden, was z.B. aus Unkenntnis der Grenzvermeidungskosten 
nicht möglich ist (Hartwig 2003: 60). Bei Auflagen bezüglich anzuwendender Verfahren bzw. 
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Produktionsmenge bestimmter Güter ergeben sich für die Unternehmen weniger Möglichkeit, 
die Emissionen tatsächlich kostenminimal zu reduzieren, es kommt also ebenfalls zu 
Ineffizienzen (Endres 2000: 143). Wicke (1993: 202ff.) nennt die wirtschaftliche Ineffizient 
von Auflagen deren Hauptnachteil, neben Wettbewerbsverzerrungen (durch gleiche 
Behandlung ungleicher Unternehmen) und Verteilungsproblemen (da kleinere Unternehmen 
relativ mehr Kosten zu tragen haben als größere). 
2.3.1.3 Innovationseffizienz 
Auflagen zeichnen sich durch die relativ schlechteste Innovationseffizienz der drei 
Instrumente aus. Unternehmen haben – so wird unterstellt – keinerlei Anreiz, die Emissionen 
weiter als bis zum maximal erlaubten Wert zu senken und werden daher auch darüber 
hinaus keinerlei Innovationen anstreben (Endres 2000: 156). Im Falle von Auflagen, die an 
den Stand der Technik gekoppelt sind, ergeben sich unter Umständen sogar 
innovationsfeindliche Anreize (Hartwig 2003: 161).17  
2.3.2 Abgaben 
„Umweltabgaben sind Geldzahlungen, die in Form von Steuern, Gebühren, Beiträgen sowie 
Sonderabgaben für umweltbelastende Aktivitäten an ein öffentliches Gemeinwesen zu 
entrichten sind“ (Hartwig 2003: 150). Diese Form der Umweltpolitik greift nicht direkt in die 
Durchführung umweltbelastender Aktivitäten ein, sondern verteuert sie für die Verursacherin, 
diese entscheidet jedoch selbst über eine mögliche Reduktion (Endres 2000: 124). Die 
quasi-Internalisierung sozialer Zusatzkosten über Umweltabgaben soll den nötigen Anreiz 
dazu schaffen (Wicke 1993: 397). Vom Prinzip her unterscheiden sich Umweltabgaben von 
der Pigou-Steuer nur dadurch, dass sie nicht ein „ökonomisch optimales Niveau“ von 
Umweltverschmutzung anstrebt, sondern eine exogen – z.B. von staatlichen Behörden – 
vorgegebene Höchstgrenze an Emissionen. Die Höhe der Abgabe ist daher so zu 
bemessen, dass die Reaktion der Individuen bzw. Unternehmen ausreicht, um das 
vorgegebene Ziel zu erreichen (Baumol/Oates 1971: 43f).18. 
Als Bemessungsgrundlage können die emittierte Menge des Schadstoffes 
(Emissionsabgabe), die Menge des Endprodukts oder der Produktinputs (Produktabgabe) 
herangezogen werden. Es zeigt sich, dass Emissionsabgaben der Idee der Pigou-Steuer am 
                                                
17 Umwelttechnischer Fortschritt reduziert Emissionen, worauf die Behörden reagieren und zukünftige 
Auflagen umso restriktiver werden lassen. Dies wiederum erhöht die Kosten vor allem für jene 
Unternehmen, die noch mit „alten“ Anlagen produzieren (Hartwig 2003: 161). 
18 Dieses Konzept ist auch als „Preis-Standard-Ansatz“ bekannt. Baumol/Oates (1971) schlagen in 
ihrem Artikel auch ein System von „Versuch und Irrtum“ zur langsamen Annäherung der 
Abgabenhöhe an den gewünschten Wert vor, was allerdings in der Praxis auf einige Probleme stößt 
(vgl. dazu Hartwig 2003: 158 sowie Endres 2000: 173). 
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nächsten kommen und von den Effizienzkriterien den anderen Abgaben überlegen sind 
(Hartwig 2003: 150; Wicke 1993: 408). In der Praxis sind Umweltabgaben noch relativ selten 
und meist in Kombination mit Auflagen zu finden (Endres 2000: 126). 
2.3.2.1 Ökologische Effizienz 
Da Abgaben nur indirekt, also über Anreize wirken, ist die Reaktion der Individuen und 
Unternehmen – und damit die Erreichbarkeit der ökologischen Ziele – nicht genau 
vorhersehbar. Es kommt also drauf an, ob die richtige Abgabenhöhe gewählt wird (Hartwig 
2003: 158). Die dafür zuständige Instanz müsste also eine gewisse Vorstellung über das 
Anpassungsverhalten der Verursacherinnen haben, im Idealfall sogar deren 
Grenzvermeidungskosten kennen, was relativ unrealistisch ist – es wird bei Schätzungen 
bleiben. Erschwerend kommt dazu, dass diverse sich ändernde Umstände (wie Zunahme an 
Verursacherinnen, neue Produktionstechnologien, Inflation, Wertewandel, etc.) die 
permanente Modifikation dieser Schätzung verlangen (Endres 2000: 172f.). Hat man 
erkannt, dass die derzeitige Höhe der Abgaben nicht zur Erreichung des Emissionsziels 
ausreichen, stellt sich mit der Anpassung der Abgabenhöhe ein weiteres Problem: In der 
Praxis lassen sich permanente Änderungen – wegen Widerstand der Betroffenen bzw. der 
Bürokratie oder aus politischen Gründen – kaum durchführen (Wicke 1993: 408). Allerdings 
ist zu betonen, dass den Abgaben (durch die Möglichkeit zur Kostenreduktion) ein 
permanenter Anreiz zur Reduktion von umweltschädlichen Aktivitäten innewohnt, dass also 
in der Hinsicht eine stärkere Reduktion als erwartet möglich ist (Wicke 1993: 406). 
2.3.2.2 Kosteneffizienz 
Dadurch dass die einzelnen Verursacherinnen ihr Niveau an Umweltverschmutzung frei 
wählen können, wählen sie anhand ihrer Vermeidungskosten das für sie jeweils „optimale“, 
also kostenminimale Niveau an Verschmutzung (Endres 2000: 143f.). „Die Abgabe ist also 
für die jeweils erzielte Umweltqualität ökonomisch effizient“ (Wicke 1993: 406). Allerdings 
weisen Umweltabgaben erhöhte indirekte Kosten für Informationsbeschaffung, Verwaltung, 
Verhandlungen, Implementierung und Überwachung aus, insbesondere durch ein „Trial-and-
Error“-Verfahren zur Festsetzung der „richtigen“ Abgabenhöhe. Hier weisen Zertifikate 
höhere Effizienz auf (Hartwig 2003: 161). 
2.3.2.3 Innovationseffizienz 
Da Verursacherinnen für jede weitere Reduktion von Umweltschäden – unabhängig vom 
Ausgangsniveau – durch die Ersparnis der Abgabe „belohnt“ werden, weisen Abgaben einen 
starken Anreiz dafür aus, die Kosten des Umweltschutzes durch Innovationen zu senken und 
damit ein niedrigeres Niveau an Umweltverschmutzung im Kostenminimum zu erreichen 
(Endres 2000: 160). Dieser Anreiz erstreckt sich sowohl auf Alt- wie auch auf Neuanlagen, 
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womit zusätzliche Impulse für die Umweltindustrie entstehen (Hartwig 2003: 161). Die 
Innovationseffizienz gilt, auch wenn die Abgabenhöhe zu niedrig für die Erreichung des 
ökologischen Ziels definiert wurde (Wicke 1993: 406). 
2.3.3 Zertifikate 
Coase wollte durch die vollständige Definition von Eigentumsrechten an Umweltgütern und 
Märkte für diese externe Effekte aus der Welt schaffen (vgl. Kapitel 2.2.3). Zertifikate gehen 
von einem ähnlichen Internalisierungsprinzip aus, indem sie Eigentumsrechte an 
spezifischen Nutzungsformen der (kollektiven) Umweltgüter definieren und somit Märkte für 
die Inanspruchnahme von Umweltgütern schaffen (Hartwig 2003: 151). Dabei wird allerdings 
die höchstzulässige Emissionsgrenze für einen bestimmten Schadstoff in ein bestimmtes 
Medium innerhalb eines bestimmten Raumes durch eine politische Instanz definiert. Diese 
Menge wird anschließend in kleine Teilrechte zerstückelt und in Form von handelbaren 
„Emissionszertifikaten“ ausgegeben. Wer eine bestimmte Menge des Schadstoffes 
emittieren möchte, braucht die dazu notwendige Anzahl an Zertifikaten (Endres 2000: 127). 
Diese können – je nach Bedarf – gekauft oder verkauft werden, wobei sich die Knappheit der 
Zertifikate über den Preis derselben ausdrückt (Wicke 1993: 384). 
Die Erstausgabe der Zertifikate durch den Staat kann entweder über eine Versteigerung oder 
die freie Vergabe erfolgen, wobei beide nicht unproblematisch sind: Die Versteigerung bringt 
zwar staatliche Einnahmen, erreicht ein stärkeres Bewusstsein bezüglich der Knappheit des 
Gutes „Umweltqualität“ und eine „optimale“ Allokation, die Belastungen der Emittenten sowie 
der Verstoß gegen den Bestands- bzw. Vertrauensschutz (indem schon genehmigte 
Emissionen neu erworben werden müssen) sind jedoch die Gegenseite der Medaille 
(Hartwig 2003: 153). Die freie Vergabe von Zertifikaten nach bisherigen Emissionen hat 
wiederum zur Folge, dass jene Emittentinnen, die bis zum Zeitpunkt der Vergabe schon ihre 
Emissionen reduziert haben, gegenüber jenen, die weiterhin viel emittieren, benachteiligt 
sind. Außerdem wird damit der Ist-Stand der Emissionen verbrieft und keine Verbesserung 
der Umweltqualität erreicht (Endres 2000: 130). Die Entscheidung für ein Vergabeverfahren 
hat also entsprechende ökologische, rechtliche und verteilungspolitische Auswirkungen. 
Für eine fortschreitende Reduktion der Gesamtemissionen bieten sich entweder zeitlich 
unbefristete Zertifikate mit periodischer Abwertung, zeitlich befristete Zertifikate deren 
Gesamtzahl bei jeder Neuausgabe reduziert wird oder Offenmarktkäufe durch den Staat an 
(Hartwig 2003: 155) 
 25 
Dass die Anwendung von Zertifikatslösungen in der Praxis trotz der unten beschriebenen 
Effizienzvorteile relativ selten ist,19 hat verschiedene Gründe (Wicke 1993: 386ff.):  
• Wettbewerbspolitische Bedenken (da Unternehmen durch Aufkauf und Hortung von 
Zertifikaten der Konkurrenz wirtschaftlichen Schaden zufügen können) 
• Probleme der politischen Akzeptanz (da viele Menschen emotionale Bedenken gegen 
diese „Vermarktwirtschaftlichung der Umwelt“ haben) 
• Probleme der Umsetzung im räumlichen Kontext (regionale Begrenzung der 
Zertifikate vs. überregionale Umweltprobleme) 
• Administrative Schwierigkeiten (in Bezug auf die Institutionalisierung und 
Aufrechterhaltung einer Umweltbörse sowie zur Überwachung der Einhaltung)  
• Besondere Schwierigkeiten für bestimmte Bereiche (wie z.B. die Luftreinhaltung, wo 
die Zertifikatslösung dem Immissionsschutzrecht entgegenwirken kann). 
2.3.3.1 Ökologische Effizienz 
Die „ökologische Treffsicherheit“ von Zertifikaten ist durch die exogen vorgegebene 
Maximalmenge an Emissionen gegeben, sie ist mit jener der Auflagen vergleichbar (wobei 
jedoch die interne Aufteilung der Emissionsrechte bei Zertifikaten nicht vorgegeben ist) und 
den Abgaben überlegen (Hartwig 2003: 158). Im Gegensatz zur Abgabenregelung braucht 
die staatliche Instanz keine Kenntnisse über Vermeidungskosten, außerdem bleibt die 
ökologische Effizienz durch Konjunkturschwankungen oder Inflation unverändert – diese 
schlagen sich lediglich im Zertifikatspreis nieder (Endres 2000: 174). 
2.3.3.2 Kosteneffizienz 
Hier gilt dasselbe wie in Bezug auf Abgaben: Dadurch dass Emissionen über den 
notwendigen Kauf von Zertifikaten Kosten verursachen, haben die Verursacherinnen einen 
Anreiz zur Minimierung dieser Kosten und zur Vermeidung von Emissionen, solange die 
Vermeidungskosten unter dem Kurs der Zertifikate liegen (Endres 2000: 147). Dieses 
einzelwirtschaftlich effiziente Verhalten führt dazu, dass das vorgegebene ökologische Ziel 
mit den geringsten volkswirtschaftlichen Kosten erreicht wird (Wicke 1993: 385). Unter 
Einbeziehung der indirekten Kosten für Informationsbeschaffung, Verwaltung, 
Verhandlungen, Implementierung und Überwachung zeichnen sich Zertifikate als „das 
umweltpolitische Instrument mit der größten ökonomischen Treffsicherheit aus“ (Hartwig 
2003: 161). 
                                                
19 Zu Anwendungsbeispielen v.a. aus den USA siehe Endres 2000: 132-141. 
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2.3.3.3 Innovationseffizienz 
Auch hier gilt ähnliches wie bei den Abgaben, dass nämlich für die Verursacherinnen ein 
Anreiz zur umweltschonenden Innovation besteht: Je geringer die Vermeidungskosten, desto 
geringer die Emissionsmenge im Kostenminimum und desto weniger Kosten für Zertifikate 
fallen an (Hartwig 2003: 161). Wenn jedoch die Gesamtnachfrage nach Zertifikaten aufgrund 
von Innovationen fällt, so sinkt auch der Marktpreis und die Anreizwirkung lässt nach. Dem 
kann jedoch durch staatliche Verringerung der Gesamtmenge an Zertifikaten 
zuvorgekommen werden (Endres 2000: 161). 
2.3.4 Subventionen 
Der Vollständigkeit halber sei hier noch die Möglichkeit des Staates erwähnt, über die 
Gewährung von Subventionen Anreize zu umweltschützenden Maßnahmen zu schaffen. 
Subventionen können – allein oder in Kombination mit Auflagen, Abgaben oder Zertifikaten – 
entweder neue Anreize schaffen oder schon bestehende Anreizstrukturen noch verstärken 
und dadurch zur Erhöhung der verschiedenen Effizienzkategorien beitragen.  
2.3.5 Kritik und Einschätzung der standardorientierten Modelle  
Die drei standardorientierten umweltpolitischen Instrumente weisen durchaus 
unterschiedliche Stärken und Schwächen auf: 
Auflagen, als einziges nicht-marktorientiertes Modell, setzen nicht am Eigeninteresse der 
Verursacherinnen an. Dadurch sind sie weder kosteneffizient noch innovationsfördernd und 
ihre Durchsetzung muss sich auf umfassende staatliche Kontrolle stützen, was – Stichwort 
„Vollzugsdefizit“ – nur schwer realisierbar ist (Wicke 1993: 425). Dennoch zeichnen sich 
Auflagen durch ihr einfaches, verständliches Prinzip und damit durch eine hohe politische 
Akzeptanz und Beliebtheit aus (Hartwig 2003: 163). Dies rührt nicht zuletzt daher, dass 
Auflagen in bestimmten Situationen (z.B. bei einem Verbot von toxischen Substanzen) 
tatsächlich die sinnvollste Lösung darstellen (Wicke 1993: 436). 
Demgegenüber haben marktorientierte Lösungen wie Abgaben oder Zertifikate den Vorteil, 
dass sie „die stärkste Triebfeder der Marktwirtschaft, dem Streben nach hohem Gewinn der 
Unternehmer und dem Streben nach hohem Einkommen und Konsumnutzen der 
Arbeitnehmer und Konsumenten, in den Dienst des Umweltschutzes“ stellt (Wicke 
1993: 423). Indem (finanzielle) Anreize so (um-)gestaltet werden, dass Umweltschutz nicht 
nur kollektiv rational, sondern auch individuell rational vorteilhaft erscheint, werden – im 
Modell vom Prinzip her genauso wie bei der vollständigen Internalisierung externer Effekte – 
die Verursacherinnen mehr Rücksicht auf die Umwelt nehmen. Dazu kommt, dass durch die 
freiwillige, individuelle und rationale Kostenminimierung der Verursacherinnen bzw. 
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Nutzenmaximierung der Konsumentinnen das ökologische Ziel mit den geringst möglichen 
Kosten erreicht wird. Die Instrumente sind also kosteneffizient und innovationsfördernd 
(Wicke 1993: 429). Abgaben haben gegenüber Zertifikaten den Nachteil, dass sie bei der 
Erreichung eines konkreten ökologischen Ziels nicht so effizient sind, da ihre Wirkung nur 
indirekt, über die Höhe des Abgabensatzes passiert. Außerdem weisen sie höhere Kosten 
für Informationsbeschaffung, Verwaltung, Verhandlungen, Implementierung und 
Überwachung aus als Zertifikate (Hartwig 2003: 160f.). Dafür haben Zertifikate den Nachteil 
einer geringeren politischen Akzeptanz (Wicke 1993: 386).  
Welches Instrument nun eingesetzt werden soll, hängt von ihrer Tauglichkeit zur Lösung der 
konkreten Probleme ab. So muss in jedem Fall geprüft werden, welches Instrument die 
Kriterien: ökologisch wirksam, ökonomisch effizient, praktikabel in Bezug auf Verwaltung und 
Rechtslage sowie politisch realisierbar am besten erfüllt (Wicke 1993: 437). Allerdings darf 
nicht vergessen werden, dass mit der Einführung von umweltpolitischen Maßnahmen – 
neben anderen unerwünschten Effekten auf die Volkswirtschaft – möglicherweise starke 
Umverteilungseffekte entstehen: Sektoren bzw. Unternehmen mit hohem Treibstoffkonsum 
(z.B. Frächter) werden bspw. durch Abgaben auf Treibstoff benachteiligt (Vgl. dazu Mikoteit 
1989: 188-194). 
2.3.6 Einschätzung der OECD 
Die OECD empfiehlt in einer Analyse zum Thema Umweltpolitik „a greater use […] of taxes 
and tradeable emissions permits“ im Vergleich zu Regulationen und freiwilligen Abkommen 
(OECD 2004: 12). Diese würden sich durch eine effizientere Erreichung der ökologischen 
Ziele auszeichnen und den Volkswirtschaften keine höheren Kosten als notwendig 
aufbürden. Konkret empfiehlt sie für Österreich unter anderem den Aufbau eines nationalen 
Zertifikatsmarktes und die Verwendung von Zertifikaten und Steuern je nach Sektoren. Nahe 
gelegt wird „fuel pricing instead of regulations and standards to improve energy efficiency in 
the residential and service sectors”, während der Industriesektor über Zertifikate reguliert 
werden soll (OECD 2004: 17). Gleichzeitig sollen laut OECD die Bemühungen, im 
Straßenverkehrsbereich Emissionen zu reduzieren, verringert werden, da sie „generally 
appear to have little effekt and to entail relatively high costs“ (OECD 2004: 96). So werden 
die österreichischen Vermeidungskosten für eine Tonne CO2 im Straßenverkehr, wenn die 
Gesamtemissionen um ein Fünftel verringert werden sollen, auf über 255 Euro geschätzt. 
Außerdem wären hohe Preissteigerungen notwendig, um auch nur einen geringen 
Emissionsrückgang zu erzielen (OECD 2004: 96). Stattdessen wird darauf hingewiesen, 
dass gerade in den stark emittierenden Industriesektoren viel effizienteres 
Reduktionspotential vorhanden wäre, wenn nicht gerade dort Ausnahmeregelungen 
angewandt würden (OECD 2004: 97/99). 
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2.4 Das Problem der intertemporalen Allokation 
Die bisherigen Überlegungen über eine effiziente Allokation waren auf einen gegebenen 
Zeitpunkt bezogen. Bei nicht erneuerbaren Rohstoffen20 stellt sich in der theoretischen 
Ressorcenökonomik allerdings auch die Frage nach der optimalen Allokation über die Zeit. 
Die gundsätzliche Überlegung dahinter ist einfach: Wenn nur eine bestimmte Menge (x) 
eines Rohstoffes vorhanden ist, kann auch nicht mehr als (x) gewonnen und verkauft bzw. 
konsumiert werden. Die Produzentin kann sich allerdings entscheiden, wann sie welche 
Teilmenge extrahiert; Sie kann also die Produktionsmenge über den Zeitverlauf festlegen 
und wird dabei – so die Unterstellung – wahrscheinlich Gewinnmaximierungsabsichten 
hegen. Auch die Konsumentin kann sich entscheiden, wann sie welche Teilmenge 
konsumiert, wobei hier ebenfalls gilt: Jeder heutige Konsum reduziert die noch verfügbare 
Menge für den Konsum von morgen, es herrscht „Verwendungskonkurrenz zwischen heute 
und morgen“ (Siebert 1986: 5). 
Die Frage, welche nun die „beste“ Verteilung von Produktion bzw. Konsum über den 
Zeitverlauf wäre, ist nicht neu: Schon im England des ausgehenden 18. Jahrhunderts wurde 
sie in Bezug auf die Erschöpfung der dortigen Kohlevorkommen gestellt. Anfang des 19. 
Jahrhunderts förderte das US-amerikanische „Conservation Movement“ rege Diskussionen 
über die Nutzung und Erschöpfung von Ressourcen und deren intergenerationale 
Auswirkungen, die schließlich auch Harold Hotelling zu seinem richtungsweisenden Artikel 
„The Economics of Exhaustible Resources“ (Hotelling 1931) brachten (Mikoteit 1989: 49). In 
Zeiten von Weltwirtschaftskrise, 2. Weltkrieg und Wiederaufbau samt Wachstumseuphorie 
fristete das Thema allerdings ein Schattendasein und trat erst in den 1970ern, im Zuge von 
Energiekrisen und einem aufkommenden Umweltbewusstsein, wieder prominenter in 
Erscheinung (Pelizon 1993: 20). Einer der bekanntesten Diskussionsbeiträge der damaligen 
Zeit stammt vom Club of Rome (Meadows et al. 1972). 
Im Folgenden werden zuerst Modelle und Ansätze skizziert, die sich im Rahmen der 
neoklassischen Ressourcenökonomik mit der Frage der Effizienz einer bestimmten 
intertemporalen Allokation auseinandersetzen. Dazu gehört auch die Frage, ob 
Termingeschäfte sinnvolle Indikatoren für zukünftige Knappheit darstellen. Danach stellt sich 
die Frage, inwieweit Energiesteuern in der Lage sind, korrigierend in eine bestimmte 
Verteilung einzugreifen. Schließlich wird diskutiert, inwieweit die Ergebnisse einer effizienten 
                                                
20 „Man spricht von nicht erneuerbaren Ressourcen dann, wenn die Entnahme einer gewissen 
Ressourcenmenge aus dem vorgegebenen Bestand diesen in irreversibler Weise reduziert“  
(Buchholz 1984: 10) 
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Allokation auch eine gerechte Verteilung von erschöpfbaren Ressourcen zwischen den 
Generationen darstellen. 
2.4.1 Intertemporale Effizienz  
2.4.1.1 Das Hotelling-Modell 
Aus mikroökonomischer Sicht bedeutet intertemporale Effizienz, dass die Verteilung der 
Produktion über den Zeitablauf pareto-optimal ist, also keine gewinnbringende Möglichkeit 
zur intertemporalen Umschichtung mehr besteht (Vgl. Kapitel 2.1). Das dazugehörige 
mikroökonomische Modell zur pareto-optimalen intertemporalen Allokation geht auf den 
schon erwähnten Artikel von Harold Hotelling (1931) zurück. Unter den Bedingungen von 
vollkommener Konkurrenz beschreibt er darin die nach ihm benannte Hotelling-Regel, „das 
Grundprinzip der intertemporalen Allokation einer erschöpfbaren Ressource darstellt“ 
(Pelizon 1993: 21): 
Die Anbieterin einer erschöpfbaren Ressource strebt danach, den Gewinn aus dem Verkauf 
des gesamten Vorrates zu maximieren: „We shall assume always that the owner of an 
exhaustible supply wishes to make the present value of all his future profits a maximum.“ 
(Hotelling 1931: 140). Um Gewinne, die zu verschiedenen Zeitpunkten anfallen, vergleichbar 
zu machen, müssen sie allerdings erst abgezinst und in Gegenwartswerte („present value“) 
umgewandelt werden. Der Gewinn aus dem Verkauf des gesamten Vorrates ist also die 
Summe der Gegenwartswerte der zukünftigen Nettoverkaufserlöse.  
Dabei verringert der gegenwärtige Ressourcenabbau zukünftige Gewinne, was als 
Opportunitätskosten in die Abbauentscheidung einfließt. Diese Nutzungskosten stellen „die 
in zukünftigen Perioden entgangenen Nutzen infolge der Entscheidung zugunsten einer 
Aktivität heute“ dar und werden auch user cost genannt (Siebert 1986: 3).21 Bei konstanten 
Abbaukosten und gegebenem Vorrat ist die optimale Fördermenge zu einem Zeitpunkt (t) 
dann jene, wo der Grenzgewinn gleich den marginalen user cost ist – wo also „Indifferenz 
zwischen heute und morgen“ besteht (Siebert 1986: 2). 
Die Hotelling-Regel besagt, dass unter der Bedingung des vollständigen Wettbewerbs der 
Nettopreis 22 mit einer Rate gleich dem Diskontzinssatz wächst: „Since it is a matter of 
indifference for the owner of a mine whether he receives for a unit of his product a price p0 
now or a price p0e
yt after time t, it is not unreasonable to expect that the price p will be a 
                                                
21 Etwas anders die Definition von Pelizon (1993: 16) : „Diese Kosten umfassen den Wert der 
entgangenen besten zukünftigen Alternativnutzung der Ressource und werden daher auch als Preis 
der Ressource in situ beziehungsweise als Nutzungskosten (marginal user costs) bezeichnet“.  
22 Der Nettopreis ist jener Preis „received„after paying the cost of extraction and placing upon the 
market“ (Hotelling 1931: 141). 
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function of the time in the form p = p0e
yt.“ (Hotelling 1931: 140). Insofern wird der höchste 
Gegenwartswert des Gewinns dann erzielt, wenn die user cost mit dem Diskontzinssatz 
steigen (Vgl. Mikoteit 1989: 50). 
In Kenntnis der entsprechenden Nachfragefunktion und des Ausmaßes des 
Ressourcenvorrates lassen sich so die absolute Höhe der Verkaufspreise und des 
Nettopreises bestimmen, wobei der Verkaufspreis zum Zeitpunkt der Erschöpfung der 
Ressource jene Höhe erreicht haben muss, wo die Nachfrage null ist. Damit ist auch der 
pareto-optimale – sprich effiziente – Abbaupfad gefunden (Pelizon 1993: 21). 
Ist das Ziel die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrtsoptimierung, so gilt dieselbe Überlegung mit 
anderen Größen: Statt Periodengewinnen wird die Summe der jeweiligen Konsumentinnen- 
und Produzentinnenrenten, statt entgangener Gewinne werden die Kosten für den Verzicht 
auf alternative Verwendungsmöglichkeiten berücksichtigt. Gemäß Hotellings Modell ist es 
jedoch irrelevant, welcher Ansatz gewählt wird – das Ergebnis ist nämlich dasselbe: Das 
Wohlfahrtsoptimum ist dann erreicht, wenn der Preis mit dem Diskontzinssatz steigt 
(Hotelling 1931: 143).  
2.4.1.2 Termingeschäfte 
Siebert (1984:29ff.) beschreibt „perfeke Terminmärkte“ als weitere theoretische Möglichkeit, 
zu einer optimalen intertemporalen Allokation zu gelanen. Allerdings beruht dies auf der 
unrealistischen Annahme klar und umfassend definierter Eigentums- und Nutzungsrechte, 
die keine externen Effekte zulassen. Auch Mikoteit (1989: 112) schlägt zur Überwindung des 
Informationsdefizits und zur Reduktion von Unsicherheiten bezüglich zukünftiger 
Entwicklungen den Ausbau von Zukunftsmärkten vor. In Terminmärkten werden die 
Erwartungen der Marktteilnehmerinnen über zukünftige Marktkonstellationen in Preise 
umgesetzt, die dann zur Orientierung aller dienen können.  
Seit 1985 werden Futures auf Öl gehandelt, heute an der NYMEX (New York Stock 
Exchange, Ölsorte WTI), der IPE (International Petroleum Exchange, Ölsorte Brent) in 
London sowie in Tokio, Singapur und St. Petersburg. Das Volumen an Terminmärkten 
gehandelten Öls übersteigt dabei das Volumen des physisch gehandelten um ein Vielfaches 
(Hebelzertifikate-Trader 2004: 13). Der Terminhorizont ist dabei allerdings nicht ausreichend, 
um die Unsicherheiten oder das Informationsdefizit tatsächlich zu überwinden: Für ein 
intertemporales Gleichgewicht bräuchte es Zukunftsmärkte mit unendlichem Zeithorizont 
(Toussaint 1984: 395), wohingegen bspw. an der NYMEX Futures nur über die nächsten fünf 
Jahre verkauft werden. Dazu kommt, dass das gehandelte Volumen dabei so gering ist, dass 
sich nicht einmal für die Entwicklung über diese fünf Jahre wesentliche Anhaltspunkte 
ableiten lassen (NYMEX 2007).  
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2.4.1.3 Kritik und Einschätzung 
In Hotellings Modell löst ein Markt mit vollkommener Konkurrenz23 das intertemporale 
Allokationsproblem dann effizient, wenn alle Anbieterinnen unter der Bedingung vollständiger 
Voraussicht handeln. Ohne diese Annahme sind die user cost nicht nur mehr vom 
Kalkulationszinssatz abhängig, sondern auch von den Erwartungen der Anbieterinnen 
bezüglich der Entwicklung des Zinssatzes, der Preise und des Restvorrates. Die Preise sind 
wiederum von möglichen substitutiven Ressourcen bzw. Technologien sowie deren 
Entwicklung abhängig (Mikoteit 1989: 50). 
Die Bedingung der vollständigen Voraussicht der Anbieterinnen scheitert nicht nur an der 
mangelnden, ihnen verfügbaren Information, sondern in vielen Bereich am mangelnden 
Wissen der Menschenheit generell, z.B. über die genauen Erdölreserven, die Entwicklung 
der Extraktionstechnologien oder das Potential alternativer Energiequellen. In die 
Produktionsentscheidung gehen damit statt der sicheren Daten, die für eine optimale 
Allokation erforderlich wären, nur Erwartungswerte ein, die wiederum auf vielen subjektiven 
Entscheidungen aufbauen.24 Dazu kommt der hohe Grad von Irreversibilität einmal 
getroffener Entscheidungen, der gerade im Rohstoffbereich zu hohen Risiken führt (Meyer 
1984: 377). 
Auch Terminmärkte können gegenwärtig diese Probleme nicht lösen. Sie stellen zwar eine 
Möglichkeit dar, zukünftige Marktentwicklungen etwas besser prognostizieren zu können, 
haben jedoch einen sehr kurzfristigen Zeithorizont.  
Ein weiterer Problembereich ist die Diskontierung zukünftiger Erträge. So kritisiert z.B. 
Hampicke die ungenaue Ausdrucksweise auf dem Gebiet der Zeitpräferenzrate, wo seiner 
Meinung nach vier verschiedene Raten vermischt werden (Hampicke 1992: 128):  
1) Die Rate der individuellen Ungeduld (Myopie); 
2) individuelle Ungleichberwertung von Ereignissen in der Zeit aus möglicherweise 
rationalen Gründen, insbesondere Ungewissheit; 
3) langfristige gesellschaftliche Zeitpräferenzen auf Grund der unterschiedlichen 
Gewichtung verschiedener Generationen; 
                                                
23 Auch die Annahme des vollkommenen Wettbewerbs spiegelt nicht unbedingt die Realität des 
Ressourcenmarktes wider. Dieser ist vielmehr in vielen Bereichen von Oligopolen und 
Marktkonzentration geprägt, was sich besonders im Bereich des Erdöls bemerkbar macht: Die 
Preispolitik der Organisation Erdölexportierender Staaten (OPEC) sei nur als ein Beispiel von vielen 
genannt (vgl. Mikoteit 1989: 57). 
24 So führt beispielsweise eine Unterschätzung der user cost aufgrund mangelnder Information zu 
einer – verglichen mit dem „Optimum“ – zu hohen Ausbeutung der Ressource in der Gegenwart. 
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4) der Zins, welcher von komplexer Ursache ist und von den erstgenannten Raten 
abhängt. 
Hampicke lehnt Myopie als irrationale Annahme der Mikroökonomie ab, nennt dafür aber 
einige Gründe, die möglicherweise eine Ungleichbewertung von Ereignissen in der Zeit 
rechtfertigen: Unterschiedliche Knappheit eines Gutes zu unterschiedlichen Zeitpunkten bzw. 
Orten oder die Ungewissheit über das Eintreten eines Ereignisses in der Zukunft. Er 
bezeichnet es jedoch als „sehr schwierig, überzeugende Begründungen dafür zu nennen, 
dass eine Gesellschaft wegen der jeweils individuellen Ungewissheits- und Risikokalküle 
zukünftige Ereignissen abwerten sollte“ (Hampicke 1992: 132). Bei der intergenerationalen 
Nutzendiskontierung unterstellt er, dass im Endeffekt nicht Zeitpräferenz vorliegt, sondern 
Ego-Präferenz: „Ereignisse werden nicht abgewertet, weil Zeit vergeht, bis sie eintreffen, 
sondern weil sie andere betreffen.“ (Hampicke 1992: 136 – Hervorhebung im Original). Aus 
ökologischer und gesellschaftstheoretischer Sicht befindet Hampicke, dass der Zins niemals 
alleiniger Grund dafür werden darf, wie Ressourcenbestände ausgebeutet werden – 
ansonsten drohe die Ausrottung von Beständen und die voreiligen Erschöpfung nicht 
erneuerbarer Ressourcen. „[...] gegen ein durch sichere ökologische Grenzen gezügeltes 
Wirken des Zinses als Allokationsimpuls auch im Bereich der natürlichen Ressourcen“ sei 
jedoch „kein triftiger Einwand zu erheben“ (Hampicke 1992: 140).25 
Ein weiteres Problem wird schon von Hotelling selbst angesprochen: Die Aussicht auf 
kurzfristige Gewinne, z.B. bei der Entdeckung neuer Lagerstätten, lässt für Individuen 
Verhaltensweisen optimal erscheinen, die aus wohlfahrtsoptimierender Sicht schädlich sind: 
„Great waste arise from the suddenness and unexpectedness of mineral discoveries, leading 
to wild rushes, immensely wasteful socially, to get hold of valuable property.“ (Hotelling 
1931: 144) Außerdem lässt Hotelling in seinen Überlegungen für das Wohlfahrtsoptimum (als 
Summe der individuellen Optima) generell externe Effekte unberücksichtigt, was gerade im 
Bereich des Ressourcenverbrauchs besonders problematisch erscheint.  
Insofern ist fraglich, ob der Marktmechanismus tatsächlich in der Lage ist, eine 
entsprechende Berücksichtigung zukünftiger Ereignisse zu gewährleisten bzw. die 
Bedürfnisse zukünftiger Generationen zu berücksichtigen. Weiters bleibt bei dieser 
Betrachtungsweise – wie bei den meisten mikroökonomischen Optimalitätsgleichungen – die 
Frage nach der intertemporalen Verteilung (und der Gerechtigkeit derselben) gänzlich 
unbeachtet.  
 
                                                
25 Vgl. kritisch zu Hampickes Überlegungen Ströbele 1992b.  
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2.4.2 Intertemporale Gerechtigkeit 
„Man stelle sich spätere Generationen in Not vor, denen wir eine zerstörte Erde hinterlassen 
haben, wie sie beim Stöbern in alten wissenschaftlichen Fachzeitschriften von der 
Unvermeidlichkeit ihrer Not belehrt werden, da ihre Vorfahren sich durch die Divergenz von 
Integralen gezwungen sahen, mehr zu konsumieren als mit der Integrität des Planeten 
vereinbar gewesen wäre.“ (Hampicke 1992: 134) 
Dieses Zitat von Hampicke bringt das aus philosophischer und politischer Sicht zentrale 
Problem der intertemporalen Allokation, so wie diese bis zu dieser Stelle behandelt wurde, 
nochmals pointiert auf den Punkt: Die Effizienz eines bestimmten Allokationsergebnisses 
sagt nichts über dessen Gerechtigkeit aus. Was ist jedoch eine gerechte Verteilung? Wie 
lässt sich dieser Begriff erfassen, der im Laufe der Geschichte Gegenstand unzähliger 
philosophischer Überlegungen und politischer Kämpfe war (vgl. Gosepath 2004: 348ff.)? 
Übergeordnetes Thema dieser Arbeit ist die Nutzung und Verteilung von Ressourcen, 
weswegen der Begriff Gerechtigkeit auch nur darauf angewendet werden soll. Das 
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und Energie (2005: 37ff.) definiert dafür drei Aspekte 
von Gerechtigkeit: 1) Biosphärische Gerechtigkeit, 2) Inter-generationale Gerechtigkeit und 
3) Intra-generationale Gerechtigkeit.26 
2.4.2.1 Biosphärische Gerechtigkeit 
Das Konzept der biosphärischen Gerechtigkeit beinhaltet dabei ein allgemeines Recht auf 
Existenz aller Lebewesen dieser Erde, unabhängig von ihrem Nutzwert für den Menschen, 
das nur durch die notwendigen Bedürfnisse anderer Lebewesen eingeschränkt werden darf. 
Dies schließt zwar nicht die Nutzung der Natur durch den Menschen aus – immerhin hat 
dieser ein Recht auf Nahrung, Kleidung, Lebensraum und Kultur – aber sehr wohl die 
Zerstörung der Natur durch den Menschen (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt und Energie 
2005: 38). Für die Frage der intertemporalen Allokation ist dies dann von Bedeutung, wenn 
Effizienz und ökologische Verträglichkeit bzw. Regenerationsfähigkeit im Widerspruch 
zueinander stehen – wie z.B. bei der Ausbeutung tierischer und pflanzlicher Ressourcen.27:  
2.4.2.2 Intergenerationale Gerechtigkeit 
Dass die Frage nach der intergenerationalen Gerechtigkeit vorrangig eine normative ist, gibt 
sogar Horst Siebert (1984: 24) zu: „Wenn die Allokation zwischen Generationen durch 
ethische Normen und damit individuelles Verhalten gesteuert wird, tut der Ökonom gut 
                                                
26 Für die intertemporale Allokation sind dabei nur die ersten beiden Aspekte relevant, während die 
Frage nach einer intra-generationaler Gerechtigkeit hier ausgeklammert werden muss. 
27 „Beispielsweise kann eine nach dem Diskontkriterium optimale Nutzung eines Fischbestandes dazu 
führen, dass dieser nach endlicher Zeit ausgerottet ist.“ (Buchholz 1984: 11) 
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daran, das Allokationsproblem nicht in den politischen Bereich hineinzuschieben.“ Dennoch 
ist es für den Zweck der hier angestellten Überlegungen notwendig, ein Konzept von 
intergenerationer Gerechtigkeit so zu präzisieren, dass über das Rechtsempfinden der 
Menschen hinaus ein „objektives“ Maß dafür definiert werden kann.  
Ein in der Ressourcenökonomie weit verbreitetes Gerechtigkeitskriterium dafür ist die 
„Maximin-Regel“, nach der jene Allokation die gerechteste ist, bei der der minimale 
Komponente am größten ist – Es werden also die Konsumniveaus am schlechtesten 
gestellten Wirtschaftssubjekte verglichen. Dabei ist jedoch das Gerechtigkeitskriterium dem 
üblichen Effizienziel nachgeordnet, die Auswahl ist also auf jene Allokationen beschränkt, die 
ohnehin schon pareto-effizient sind (Buchholz 1984: 14f). 
Zur philosophischen Fundierung der „Maximin-Regel“ wird dabei meist auf John Rawls’ 
Theorie der Gerechtigkeit und das dort von ihm definierte „Unterschiedsprinzip“ (vgl. Rawls 
1975: 95ff.) verwiesen: „Gerecht ist nach Rawls eine Allokation nur dann, wenn sie die 
Mindestansprücke maximiert, die unter den gegebenen produktionstechnischen 
Bedingungen alle Beteiligten zugleich realisieren können.“ (Buchholz 1984: 25). Rawls selbst 
verwehrt sich allerdings gegen diese Gleichsetzung (Rawls 1975: 104) und schließt die 
Anwendbarkeit seines Unterschiedsprinzips auf Fragen der intergenerationalen Gerechtigkeit 
sogar explizit aus (Rawls 1975: 322). Schließlich hätte die strikte Bewertung nach diesem 
Kriterium ja zur Folge, dass jegliches Sparen und jegliche Kapitalakkumulation 
ausgeschlossen wären (Buchholz 1984: 31).  
Im Fall von erneuerbaren Ressourcen lässt sich die Maximin-Regel allerdings sehr wohl 
sinnvoll deuten – nämlich als Forderung nach Bestandserhalt. Indem jede Generation nur 
eine Konsummenge in Höhe der natürlichen Wachstumsrate des Bestandes zugewiesen 
bekommt, ist diese Konsummenge (den Annahmen des Modells entsprechend) für alle 
Generationen gleich. Weiters kommt dadurch auch der ökologische Aspekt deutlich hervor, 
denn mit diesem Konzept „sichert man [...] automatisch die Einhaltung nach 
Anspruchsgleichheit und verhindert damit Raubbauphänomene“ (Buchholz 1984: 33).  
Interessanterweise ergibt sich dadurch eine Gleichverteilung über die Generationen – was 
wohl mit der herkömmlichen Auffassung von Gerechtigkeit stark einhergeht. Hampicke weist 
weiters darauf hin, dass sich ebendiese Verteilung auch ergibt, wenn die Nutzung einer 
regenerierbaren Ressource durch zukünftige Generationen für die Berechnung des 
optimalen Abbaupfades nicht diskontiert wird. So sei gezeigt worden, „dass ohne 
Diskontierung späteren Nutzens ein auskömmliches Lebensniveau für unbegrenzte Zeit 
möglich sein kann, [...] die Diskontierung jedoch zur kurzfristigen Konsumorgie mit 
folgendem Kollaps führt“ (Hampicke 1992: 124).  
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Schon schwieriger wird die Frage der intergenerationalen Gerechtigkeit bei nicht 
erneuerbaren Rohstoffen. Nach Solow (1974) gibt es auch für den Abbau und Konsum nicht 
erneuerbarer Ressourcen maximin-optimale Pfade, allerdings nur wenn sich die 
Nutzungsbedingungen dafür im Zeitablauf verbessern – sei es aufgrund von exogenem 
technischem Fortschritt oder mittels der kontinuierlichen Substitution dieser Ressource durch 
reproduzierbares Kapital. Falls sich die Nutzungsbedingungen im Zeitablauf nicht verbessern 
oder das Wissen darüber zu vage ist, lässt sich hingegen das Maximin-Kriterium nicht mehr 
darauf anwenden.  
In dem Fall kommt die Diskussion über intergenerationale Gerechtigkeit wieder auf Normen 
und Werte zurück. Buchholz (1984) unterscheidet dazu zwei idealtypische Denkansätze: 
Einerseits die „Ökologin“, die aufgrund der Unsicherheit von vornherein einen gewissen 
„Vorbehalt gegen die ökonomische Nutzung nicht-regenerierbarer Ressourcen“ hat und eher 
in Richtung Konservierung tendiert (Buchholz 1984: 83); Andererseits die „Ökonomin“, die 
nicht die nicht-erneuerbaren Ressourcen als Wert per se betrachtet, sondern „immer nur die 
mit ihrer Hilfe erzeugten Güter“, wobei sie zuversichtlich ist, dass Preis und Markt rechzeitig 
für adäquate Ersätze sorgen werden (Buchholz 1984: 86). Je nach Einstellung der 
Betrachterin ergeben sich somit unterschiedliche Vorstellungen einer intergenerational 
gerechten Allokation. 
2.4.2.3 Zusammenfassung 
Die Frage nach einer gerechten Verteilung von Ressourcen lässt sich – wie anfangs 
postuliert – nicht eindeutig beantworten. Am ehesten ist dies noch bei erneuerbaren 
Rohstoffen möglich, wo die Bestandserhaltung und die daraus resultierende Gleichverteilung 
des Konsums über die Zeit ein relativ konsensfähiges Gerechtigkeitskriterium darstellen.  
Für die Verteilung nicht erneuerbarer Ressourcen gibt es ein solches, wenn vom 
Solow’schen Modell mit seinen restriktiven Annahmen abgesehen wird, allerdings nicht. Für 
die Klassifizierung als gerecht sind daher primär die Einstellungen der Bewerterin 
entscheidend – und bewegen sich wahrscheinlich zwischen den zwei idealtypischen 
Positionen der „Ökologin“ und der „Ökonomin“. Je nach Betrachtungsweise sind daher auch 
geforderte (staatliche) „Korrekturen“ einer bestimmten Verteilung mit anderen Maßnahmen 
verbunden.  
2.4.3 Staatliche Eingriffe über Steuern  
Nachdem die Diagnosen über die Fähigkeit des Marktes, eine intergenerational gerechte 
Allokation nicht erneuerbarer Ressourcen herbeizuführen, eher skeptisch sind, stellt sich die 
Frage, ob staatliche Eingriffe zu einer gerechteren Allokation führen könnten.  
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Schon Pigou (1960) bezeichnete den Staat als Hüter eines überindividuellen 
Allgemeinwohls, der nicht nur die Interessen der gegenwärtigen, sondern auch die der 
zukünftigen Generationen berücksichtigt. Dies manifestiert sich im Hotelling-Modell in einer 
sozialen Zeitpräferenzrate, die unter der individuellen liegt und sowohl über die Höhe des 
Diskontzinssatzes als auch über die Höhe des in Zukunft erwarteten Preises in die 
Bewertung des unsicheren Ereignisses einfließt. Somit liegt der optimale soziale Abbaupfad 
unter dem optimalen individuellen Abbaupfad (Mikoteit 1989: 105, vgl. dazu kritisch Siebert 
1984: 25f.).  
Nach Buchholz (1984: 109ff.) gibt es drei mögliche Maßnahmen für den Staat, diesen 
sozialen Abbaupfad durchzusetzen und so in die intertemporale Allokation einzugreifen: 
1) Ausbau von Zukunftsmärken, 2) Senkung der Diskontrate und 3) Steuerliche Maßnahmen, 
wobei Buchholz letztere als vorteilshafteste betrachtet, da „man sich von einer steuerlichen 
Regelung erhofft, einen wichtigen Vorzug des Marktsystems ausnutzen zu können. Der 
Substitutionsprozess wird in diesem Falle nicht über diskretionäre staatliche Eingriffe, 
sondern über Preise gesteuert.“ (Buchholz 1984: 113).  
Wie Buchholz sieht auch Mikoteit die Besteuerung des Förderunternehmens als theoretisch 
idealen Ansatz, um die Differenz zwischen individuellem und sozialem Abbaupfad 
auszugleichen (Mikoteit 1989: 105). Die Einführung einer Mengensteuer kann, je nach 
Ausgestaltung, sowohl intertemporal neutral wirken als auch zu einem niedrigeren oder 
höheren Initialoutput führen: Wächst der Steuersatz langsamer als die Diskontrate oder 
bleibt konstant, wirkt die Steuer verlangsamend auf den Ressourcenabbau (Mikoteit 
1989: 75f.). Ebenso verlangsamend wirken eine Wertsteuer, sofern die Abbaukosten 
berücksichtigt werden, und auch eine Gewinnsteuer, solange sie regressiv ausgestaltet ist 
(Mikoteit 1989: 79f.). 
Die entscheidende Voraussetzung für eine effiziente Korrektur der Preis- und damit der 
Förderentwicklung ist allerdings, dass der Staat die „richtige“ zukünftige Entwicklung bereits 
heute kennt bzw. besser einschätzen kann als individuelle Marktteilnehmerinnen. Dies ist 
allerdings durchwegs umstritten: Buchholz (1984: 113) geht z.B. davon aus, dass gerade im 
Rohstoffbereich „dem Staat vielfach auch eine wichtige Funktion bei der 
Informationsbeschaffung und –übermittlung“ zugesprochen werden kann. Mikoteit 
(1989: 113) ist hingegen skeptisch: „Woher sollte der Staat denn die Informationen 
bekommen, die für eine effizienzsichernde Korrektur des Preissystems notwendig sind, wenn 
die Wirtschaftssubjekte keinen Anreiz haben, ihm diese zur Verfügung zu stellen?“ 
Ganz anders hingegen der Ansatz der Neuen Politischen Ökonomie: Dieser geht davon aus, 
dass auch Politikerinnen kurzfristige Interessensmaximierung betreiben und damit als 
Hüterinnen der Zukunft ungeeignet sind (Solow 1974: 12). Anders ausgedrückt: „Wenn die 
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Vorteile zukünftiger Generationen Nachteile für die heutige Gruppe der Gesellschaft 
erfordern“ (Siebert 1986: 25), hätte eine in Wahlzyklen denkende Politikerin wenig Anreiz, 
diese Vorteile zu ermöglichen. Außerdem bedinge ein kurzfristig möglicher politischer 
Wechsel oft auch einen Wechsel von Prioritäten, was wiederum langfristige Planung 
erschwere. „Aus diesen Gründen ist es fraglich, ob die staatliche Politik durch eine 
langfristigere Orientierung als der private Sektor gekennzeichnet ist“ (Siebert 1984: 38). 
Dennoch erachtet Mikoteit (1989: 114f.) staatliche Eingriffe über Steuern zur Internalisierung 
zukünftiger Knappheiten unter bestimmten Bedingungen als sinnvoll: „Wenn […] die 
Institutionalisierung eines Marktes unzweckmäßig ist, eine dringende Notwendigkeit für 
staatliches Handeln besteht, dieses Instrument politisch leichter durchsetzbar ist und sicher 
ist, dass die Richtung der Steuerwirkung einen positiven Zielbeitrag leistet.“  
Für die Frage der intergenerationalen Gerechtigkeit lässt sich an dieser Stelle nur die 
Vermutung aufstellen, dass staatliche Eingriffe über Steuern, die zur Verlangsamung des 
Abbaus einer nicht regenerierbaren Ressource beitragen, ebendiesen positiven Zielbeitrag 
leisten können. Nachdem dafür nicht einmal das Gerechtigkeitskriterium selbst deutlich 
genug definiert werden kann, lassen sich unmöglich genauere Aussagen treffen. 
2.5 Zusammenfassung 
Die in diesem Kapitel angestellten mikroökonomischen Überlegungen lassen den Schluss 
zu, dass eine Energiesteuer durchaus ein sinnvolles Instrument zur Internalisierung externer 
Umwelteffekte sein kann. In ihrer standardorientierten Variante, also mit einem exogen 
vorgegebenen Umweltziel, weist die Energiesteuer Vorteile in Hinblick auf Kosteneffizienz, 
Innovationseffizienz, Durchführbarkeit und politische Akzeptanz auf, währenddessen die 
Erreichung des Umweltziels durch die nicht exakt vorhersehbaren Reaktionen der 
MarktteilnehmerInnen mit einer gewissen Unsicherheit behaftet bleibt. Bezüglich des 
Problems der intertemporalen Allokation ist die Bewertung von Energiesteuern schon 
schwieriger, weil zu viele Einflussfaktoren unsicher sind und die Definition einer gerechten 
intertemporalen Allokation bei nicht regenerierbaren Rohstoffen im Rahmen dieser Arbeit 
unmöglich ist. Es ist jedoch davon auszugehen, dass eine Mengensteuer, wie sie in weiterer 
Folge in dieser Arbeit behandelt wird, den Ressourcenverbrauch verlangsamen und die 
Entwicklung alternativer Energiequellen rentabler machen wird - zumindest solange der 
Steuersatz nicht schneller wächst als der angewandte Diskontzinssatz. Dies ist jedoch 
aufgrund der üblicherweise langsamen Anpassung der Mengensteuern sehr 
unwahrscheinlich. Da sich im Rahmen dieser Arbeit keine genaueren Aussagen über die 
Wirkung der Energiesteuern auf die intertemporale Allokation machen lässt, wird in weiterer 
Folge nur die Internalisierung externer Umweltkosten (genauer: Klimakosten) behandelt. 
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3 Die erste Dividende: Das ökologische 
Ziel 
In der wissenschaftlichen Diskussion über Öko-Steuern bzw. über eine ökologische 
Steuerreform spielt die Hypothese der „doppelten Dividende“ eine wichtige Rolle. Diese 
besagt, „dass sich durch eine ökologische Umgestaltung des Steuersystems zwei 
Dividenden, eine ökologische und eine ökonomische Dividende, erzielen lassen“ (Pahlke 
2000: 2). Die ökologische besteht dabei in der Erreichung des Umweltzieles, die zweite in 
gesamtwirtschaftlich positiven Effekten. 
In diesem Kapitel soll die Frage behandelt werden, ob Energiesteuern auf Treibstoffe 
überhaupt in der Lage sind, die erste, also die ökologische Dividende zu erbringen. Anhand 
verschiedener empirischer Studien wird der Zusammenhang zwischen Energiesteuern und 
CO2-Emissionen bzw. Energieverbrauch beleuchtet und damit die theoretische Begründung 
in Kapitel 2 empirisch ergänzt.  
3.1 Zusammenhang zwischen Höhe der Umweltabgaben und 
Emissionen/Energieverbrauch in Europa 
Die Korrelation zwischen der Höhe der Umweltabgaben und der Veränderung an Emissionen 
bzw. des Energieverbrauches wird im Folgenden anhand einer Studie von Proidl/Schneider 
(2003) beschrieben, wo in mehreren Konstellationen eine eindeutig negative Korrelation 
nachgewiesen wird. 
In der ersten Konstellation, mit den Daten Österreichs, Dänemarks, Finnlands, der 
Niederlanden, Schwedens und der Schweiz, zeigt sich deutlich, dass jene Länder mit den 
höchsten Pro-Kopf-Umweltabgaben (in diesem Fall Schweden, Niederlande und Dänemark) 
auch die höchsten Einsparungsquoten an Treibgas-Emissionen erreichen konnten (siehe 
Abbildung 3.1). Der Korrelationskoeffizient für den Zeitraum 1995 - 2000 liegt dabei bei -
0,927 (Proidl/Schneider 2003: 52).  
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Abbildung 3.1: Korrelation der Veränderungen der Treibhausgas-Emissionen 1995 bis 2000 und der 
Pro-Kopf-Umweltabgaben in Euro in Österreich, Niederlande, Dänemark, Finnland, Schweden 
und Schweiz (Quelle: Proidl/Schneider 2003: 52) 
 
Selbe Ländergruppe kommt im Zeitraum von 1996 bis 2001 beim Vergleich der Höhe der 
Pro-Kopf-Umweltabgaben mit der Zunahme an Energiekonsum auf einen 
Korrelationskoeffizienten von sogar -0,99, wobei Dänemark mit der höchsten 
Umweltabgabequote pro Kopf (über EUR 1.400) sogar einen signifikanten Rückgang des 
Energiekonsums (um über 20%) verbuchen konnte (Proidl/Schneider 2003: 52f., siehe 
Abbildung 3.2). 
Abbildung 3.2: Korrelation der Veränderungen der Energieverbrauches von 1996 bis 2001 und der 
Pro-Kopf-Umweltabgaben in Euro in Österreich, Niederlande, Dänemark, Finnland, Schweden 
und Schweiz (Quelle: Proidl/Schneider 2003: 53) 
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In weiterer Folge dehnen Proidl/Schneider ihre Analyse für denselben Zeitraum auf die EU-
15 und die Schweiz aus, wo sich erneut eine eindeutig negative Korrelation feststellen lässt, 
wenngleich nicht mehr so deutlich (siehe Abbildung 3.3). Konkret liegt der 
Korrelationskoeffizient zwischen der Höhe der Pro-Kopf-Umweltabgaben und der 
Veränderung der Treibgas-Emissionen bei -0,67, mit Irland und Dänemark als Ausreißer. 
Nach der Elimination Irlands, das trotz relativ hoher Abgaben wohl aufgrund des 
überdurchschnittlichen BIP-Wachstums massive Emissionssteigerungen aufweist, ergibt sich 
ein Koeffizient von -0,77, nach der zusätzlichen Elimination Dänemarks -0,62 
(Proidl/Schneider 2003: 53).  
Daran zeigt sich allerdings auch ein großer Schwachpunkt dieser Studie, nämlich die Nicht-
Berücksichtigung des BIP bzw. der Veränderung des BIP bei der Berechnung der 
Emissionsentwicklung. Aussagekräftiger wäre die Korrelation zwischen Umweltabgaben und 
Emissionen, wenn die Daten um das BIP-Wachstum bereinigt wären.  
Abbildung 3.3: Korrelation der Veränderungen der Treibhausgas-Emissionen 1995 bis 2000 und der 
Pro-Kopf-Umweltabgaben in Euro in den EU15 und der Schweiz (Quelle: Proidl/Schneider 
2003: 54) 
 
Wenn man statt der Veränderung des Emissionsvolumens die Veränderung des 
Energiekonsums zwischen 1996 und 2001 hernimmt, wie in Abbildung 3.4, ergibt sich ein 
Korrelationskoeffizient von -0,7, nach der Elimination Irlands sogar -0,9, nach der weiteren 
Elimination Dänemarks allerdings erneut -0,7 (Proidl/Schneider 2003: 54). 
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Abbildung 3.4: Korrelation der Veränderungen des Energieverbrauches von 1996 bis 2001 und der Pro-
Kopf-Umweltabgaben in Euro in den EU15 und der Schweiz (Quelle: Proidl/Schneider 2003: 54) 
 
Die Autoren kommen zu dem Schluss, dass „die Höhe der umweltbezogenen Steuern und 
Abgaben in Zusammenhang mit einem umweltpolitischen Lenkungseffekt stehen“ 
(Proidl/Schneider 2003: 55). 
3.2 Zusammenhang zwischen höheren Energiesteuern und 
Emissionen/Energieverbrauch in Österreich 
In einer WIFO-Studie (Kratena 1998) mit dem Energiemodell DEDALUS wurden zwei 
Szenarien einer höheren Energiebesteuerung berechnet, wobei die Auswirkungen auf 13 
Sektoren unter Berücksichtigung von Kreuz- und Eigenpreiselastizitäten eine deutliche 
Sprache sprechen: Im ersten Modell, wo die Energiesteuersätze um zwischen 50 und 300% 
erhöht und das gesamte Energiesteueraufkommen mehr als verdoppelt wurde, zeigen sich 
im Bereich „Straßen-, Bahn- und Busverkehr“ deutliche Reduktionen an Energieverbrauch 
und CO2-Emissionen (Kratena 1998: Übersicht 5), insgesamt würde der CO2-Ausstoß in 
dem fünfjährigen Berechnungszeitraum um ca. 10% sinken (Kratena 1998: 17). Im zweiten 
Modell, wo die Erhöhung der Energiesteuern nur gering ausfiel und vor allem die MÖSt nicht 
verändert wurde, ist die Reduktion im Verbrauch von Energie für den Bereich „Straßen-, 
Bahn- und Busverkehr“ deutlich niedriger (Kratena 1998: Übersicht 9). Dennoch verspricht 
auch dieses Modell eine Reduktion an CO2-Emissionen um etwa 1,5% (Kratena 1998: 18). 
Aufgrund der sehr konkreten Rahmenannahmen der Studie wird hier von einer detaillierten 
Darstellung der Ergebnisse abgesehen, die relevante Aussage ist, dass damit auch für 
 43 
Österreich ein negativer Zusammenhang zwischen höheren Energiesteuern und 
Energieverbrauch respektive CO2-Emissionen erkennbar ist. 
3.3 Zusammenhang zwischen variablen Kilometerkosten und 
Emissionen 
In dem vom Austrian Coucil on Climate Change herausgegebenen Kyoto-Paket werden die 
Auswirkungen von verschiedenen Maßnahmen auf die Höhe der Gesamtemissionen (in 
CO2-Äquivalenten) simuliert. Im Bereich Verkehr liegt dabei – von einer Vielzahl an 
Maßnahmen28 – das höchste Einsparungspotential an CO2 in der Einwirkung auf variable 
Kilometerkosten. Neben Road Pricing oder einer Kilometerabgabe wird als Ansatzpunkt auch 
die Mineralölsteuer genannt, selbige Wirkung kann von der hier diskutierten Energiesteuer 
auf Treibstoffe erwartet werden. 
3.4 Preiselastizität der Nachfrage nach 
Energie/Treibstoff 
Die Preiselastizität der Nachfrage nach einem bestimmten Gut gibt Auskunft darüber, um wie 
viel Prozent sich die Nachfrage bei einer Preisänderung um ein Prozent verändern würde. 
Da die Nachfrage meist bei steigenden Preisen sinkt, ist der Wert meist negativ (Erdmann 
1997: 53). Um die Auswirkungen einer Energiesteuer auf Treibstoffe auf die Nachfrage nach 
Treibstoffen (und damit auf die Emissionen) schätzen zu können, ist eine ungefähre Kenntnis 
der Preiselastizität der Treibstoffnachfrage notwendig. 
Die Formel für die Preiselastizität29 lautet dabei 
 
Die komplizierte Berechnung von Preiselastizitäten beruht primär auf der Fortschreibung von 
Trends der Vergangenheit, wobei diese nur bedingt die Situation der Zukunft widerspiegeln 
                                                
28 Raumplanungsinstrumente zur Reduktion der Transportbedürfnisse und –distanzen, Spezielle 
Maßnahmen im Güterverkehr, Initiativen zur Verlagerung auf die Schiene und den Kombinierten 
Verkehr, Verkehrsorganisation und Verkehrsplanung zur Förderung des öff. Nahverkehrs, Ausbau und 
Attraktivierung des öffentlichen Nahverkehrs, Senkung des Flottenverbrauchs, Verbrauchsbegrenzung 
nichtstraßengebundener Fahrzeuge ,Abfederung der Flottenverbrauchsreduktion durch Anpassung 
der variablen Kilometerkosten (Mineralölsteuer, Road Pricing, Kilometerabgabe), Öffentlichkeitsarbeit 
und Bewusstseinsbildung, Forschungs- und Technologieprogramme, Modellvorhaben und 
Pilotprojekte sowie Einsatz von Fahrzeugen mit alternativen Antrieben bzw. Treibstoffen (vgl. ACCC 
1998: 12f.). 
29 Detailliertere Informationen zu Elastizitäten finden sich z.B. bei Eppensteiner 2004. 
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kann (Kosz 1993: 119). Weiters spielen neben Zeitreihen auch andere, unbekannte 
Einflussgrößen (z.B. technischer Fortschritt, Wirtschaftswachstum, Strukturwandel, etc.) eine 
wichtige Rolle. Daher ist es nur bedingt möglich, den tatsächlichen Einfluss von 
Preisänderungen auf die Nachfrage zu isolieren (Erdmann 1997: 53). Dennoch sind 
grundlegende Kenntnisse der VerbraucherInnen-Reaktionen wichtige Voraussetzungen um 
politische Entscheidungen zu treffen (Graham/Glaister 2004: 261). Dabei gilt es zu beachten, 
dass Elastizitäts-Werte nicht zeit- und kontextlos gültig sind: So können z.B. langfristig 
andere Substitutionsvorgänge eine stärkere Nachfrageänderung ermöglichen als kurzfristig. 
In der Literatur finden sich verschiedene Berechnungen von Elastizitätswerten, die sich 
durchaus unterscheiden. Der negative Zusammenhang zwischen Preis und Nachfrage ist 
zwar eindeutig, über die Stärke der Elastizität herrscht jedoch Uneinigkeit. Angaben über den 
Rückgänge der Energienachfrage bei steigenden Energiesteuersätzen macht z.B. Schneider 
(1999: 48) – siehe Abbildung 3.5. Beim derzeitigen Steuersatz auf elektrische Energie 
(1,5 Cent/kWh) wäre demnach eine Nachfrageminderung um etwa 9% zu erwarten. 
Allerdings fehlen zu der Darstellung entsprechende Angaben über Zeithorizonte und 
ähnliches. 
Abbildung 3.5: Zusammenhang zwischen der Höhe einer Energiesteuer und dem Rückgang der 
Endnachfrage für alle Verbrauchergruppen (aggregiert) (Quelle: Schneider 1999: 48, 
Umrechnung von ATS in EUR) 
 
Schätzungen über die Preiselastizitäten der Treibstoffnachfrage finden sich z.B. bei 
Benigni/Prinz (2005: 216): Basierend auf Preis- und Nachfrageanalyse für den Zeitraum 
1999-2004 wird die kurzfristige Preiselastizität (< 1 Jahr) für Diesel mit -0,26 angegeben, für 
Ottokraftstoffe mit -0,31. Ähnliche Werte für einen anderen Berechnungszeitraum finden sich 
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bei Pelizon-Osterbauer (1992: 125), wo die Preiselastizität für Superbenzin für den Zeitraum 
1976-1989 mit -0,27 geschätzt wird, jene für Diesel im Zeitraum 1960-1989 zwischen -0,27 
und -0,23. Graham/Glaister haben 387 kurzfristige und 213 langfristige Elastizitätswerte in 
der einschlägigen Literatur zusammengesucht (siehe Tabelle 3.1.) und kommen zu 
folgendem Schluss: „Weight of evidence in the literature suggests that the long-run price 
elasticity of demand for fuel falls between –0,6 and –0,8, and the short-run elasticity between 
–0,2 and –0,3.“ (Graham/Glaister 2004: 270).  
Tabelle 3.1: Zusammenfassung der statistischen Auswertung einer Literaturrecherche zur 
Preiselastizität der Treibstoffnachfrage (Quelle: Graham/Glaister 2004: 270) 
 Anzahl Maximum Minimum Durchschnitt Median " 
Kurzfristig 387 0,59 -2,13 -0,25 -0,21 0,24 
Langfristig 213 0,85 -22,00 -0,77 -0,55 1,65 
       
Nicht nur die Treibstoffnachfrage, auch andere Werte können in Abhängigkeit der 
Treibstoffpreise gesetzt werden: Graham/Glaister kommen nach der Analyse der Elastizität 
der PKW-Kilometer in Bezug auf die Treibstoffpreise auf Werte von -0,15 (kurzfristig) und -
0,31 (langfristig) (Graham/Glaister 2004: 262). Für Österreich errechnete Rauh eine 
kurzfristige Treibstoffpreis-Elastizität der Verkehrsstärke von -0,1136 (Rauh 2004: 17f.). 
Eppensteiner (2004: 55) bezieht sich bei der Analyse der Preiselastizitäten auf die 
österreichische PKW-Verkehrsleistung und kommt (unter Berücksichtigung des BIP-
Wachstums) auf einen durchschnittlichen Wert von -0,24 (siehe Tabelle 3.2). 
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Tabelle 3.2: Mittlere und jährliche Preiselastizität der PKW-Verkehrsleistung abhängig vom realen 
Treibstoffpreis (Quelle: Eppensteiner 2004: 55) 
Für einspurige Kraftfahrzeuge beziffert Eppensteiner (2004: 61) die mittlere Preiselastitzität 
der Verkehrsstärke mit -0,33, mit einem Schwankungsbereich zwischen -0,48 und -0,19. 
Deutlich geringer ist die mittlere Preiselastizität für den Güterverkehr, der eine noch stärkere 
Korrelation mit dem BIP aufweist als der PKW-Verkehr. Hier kommt Eppensteiner (2004: 64) 
auf einen mittleren Wert von -0,19 (siehe Tabelle 3.3). 
mittlerer realer Preiselastizität 
Jahr 
Treibstoffpreis [Euro/l] Pkw 
1980 1,26 -0,18 
1981 1,32 -0,17 
1982 1,29 -0,17 
1983 1,24 -0,18 
1984 1,22 -0,18 
1985 1,10 -0,20 
1986 1,03 -0,22 
1987 0,94 -0,24 
1988 0,87 -0,26 
1989 0,91 -0,25 
1990 0,92 -0,24 
1991 0,83 -0,27 
1992 0,82 -0,27 
1993 0,79 -0,28 
1994 0,80 -0,28 
1995 0,83 -0,27 
1996 0,81 -0,28 
1997 0,86 -0,26 
1998 0,79 -0,28 
1999 0,83 -0,27 
2000 0,82 -0,27 
2001 0,84 -0,27 
2002 0,82 -0,27 
mittlere Preiselastizität -0,24 
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Tabelle 3.3: Mittlere und jährliche Preiselastizität der Güterverkehrsleistung abhängig vom realen 
Treibstoffpreis (Quelle: Eppensteiner 2004: 64) 
Es zeigt sich also, dass die Treibstoffnachfrage nur in geringem Umfang auf eine 
Preiserhöhung reagiert, sprich unelastisch ist. Mögliche Gründe dafür sind vor allem die 
kurzfristig geringe Substituierbarkeit von treibstoffgetriebener Fortbewegung – insbesondere 
in ländlichen Gebieten30 –, deren hohen „Grad an Lebensnotwendigkeit“ (Eppensteiner 2004: 
5) und der – in Abbildung 3.6 ersichtlich – mit 11% relativ geringe Anteil an Treibstoffkosten 
an den Gesamtkosten eines Kraftfahrzeuges und damit am Budget der VerbraucherInnen 
(Benigni/Prinz 2005: 216): Berechnungen von Eppensteiner (2004: 55/64) zufolge sind die 
realen Treibstoffkosten im Zeitraum 1980-2002 sogar signifikant zurückgegangen: Für PKW 
um etwa 35% und für den Güterverkehr um etwa 37%.  
                                                
30 Die räumliche Struktur hat einen großen Einfluss auf die Möglichkeiten und Grenzen der 
Substitution des motorisierten Individualverkehrs (MIV) durch umweltschonendere Alternativen, wie 
z.B. öffentliche Verkehrsmittel. Vgl. dazu z.B. Becker et al. 2001. 
mittlerer realer Preiselastizität 
Jahr 
Treibstoffpreis [Euro/l] Güterverkehr 
1980 1,16 -0,14 
1981 1,21 -0,13 
1982 1,16 -0,14 
1983 1,15 -0,14 
1984 1,13 -0,14 
1985 1,02 -0,16 
1986 0,94 -0,17 
1987 0,92 -0,19 
1988 0,83 -0,19 
1989 0,82 -0,19 
1990 0,81 -0,20 
1991 0,76 -0,21 
1992 0,75 -0,21 
1993 0,74 -0,21 
1994 0,73 -0,22 
1995 0,73 -0,22 
1996 0,72 -0,22 
1997 0,74 -0,21 
1998 0,76 -0,21 
1999 0,75 -0,21 
2000 0,75 -0,21 
2001 0,74 -0,21 
2002 0,73 -0,22 
mittlere Preiselastizität -0,19 
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Abbildung 3.6: Aufschlüsselung der Gesamtbetriebskosten eines Fahrzeuges (Basis fünf Jahre, 
12.000 km/Jahr) (Quelle: Zeillinger 2005: 9) 
 
Andererseits werden die Treibstoffkosten von den AutobesitzerInnen als höchste 
Kostenquelle empfunden (siehe Abbildung 3.7): 91% der AutobesitzerInnen empfinden die 
Treibstoffkosten als „hohe“ bis „sehr hohe“ Belastung (Zeillinger 2005: 9): 
Abbildung 3.7: „Empfundene“ Anteile einzelner Kostenpunkte an den Gesamtbetriebskosten eines 
Fahrzeuges (Umfrage, n=1000) (Quelle: Zeillinger 2005: 9) 
 
Dies deutet wiederum darauf hin, dass aufgrund der subjektiven Wahrnehmung der 
Bevölkerung eine deutliche Zunahme der Treibstoffpreise durch eine Energiesteuer auf 
Treibstoffe an einem möglicherweise sensiblen Punkt ansetzen würde. Zumindest in 
langfristiger Perspektive ist zu vermuten, dass im PKW-Verkehr durchaus stärkere 
Nachfrageeffekte (z.B. durch den Kauf verbrauchsärmerer Kraftfahrzeuge oder dem Umstieg 
auf öffentlichen Verkehrsmitteln) eintreten würden.  
Im Bereich des Güterverkehrs, der eine noch geringere Elastizität aufweist, dürfte auch die 
Möglichkeit der Kostenweitergabe an die KundInnen eine wichtige Rolle spielen 
(Eppensteiner 2004: 65). Außerdem wird die Nachfrage nach Treibstoffen von vielen 
Komponenten beeinflusst, die kurzfristig nicht variabel sind. Dazu zählen bspw. der Bestand, 
die Altersstruktur und der spezifische Verbrauch der Kraftfahrzeuge sowie die Ausstattung 
der Haushalte mit Kraftfahrzeugen (Pelizon-Osterbauer 1992: 143-180). 
Langfristig kommt auch die (positive) Einkommenselastizität der Treibstoffnachfrage 
zutragen, die von Begnini/Prinz (2005: 217) auf 0,5 bis 0,8 geschätzt wird. Graham/Glaister 
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haben auch zur Analyse der Einkommenselastizität 333 (kurzfristig) bzw. 150 (langfristig) 
verschiedene Ergebnisse aus der internationalen Literatur zusammengesucht und kommen 
auf eine „income elasticity of fuel demand […] between 0,3 and 0,5 in the short run and 
between 0,5 and 1,5 in the long run“ (Graham/Glaister 2004: 270). Die Analyse der 
Einkommenselastizität der Nachfrage nach Auto-Kilometers ergibt bei Hanly et al. (2002)31 
Werte zwischen 0,30 (kurzfristig) und 0,73 (langfristig). Eine signifikant höhere Korrelation 
zwischen Verkehrsleistung und BIP als zwischen Verkehrsleistung und Treibstoffpreisen 
ergeben auch Berechnungen für Österreich von Eppensteiner (2004: 53) mit Daten von 1980 
bis 2002.  
Es zeigt sich also deutlich, dass die Einkommenselastizität größer ist als die Preiselastizität. 
Unter der Voraussetzung eines steigenden Einkommens bzw. BIP müssten bei den 
angegebenen Elastizitätswerten die Treibstoffpreise also fast doppelt so stark wie das 
Einkommen ansteigen, damit die (negativen) Substitutionseffekte die (positiven) 
Einkommenseffekte überwiegen und der Treibstoffkonsum konstant bleibt. Sollen darüber 
hinaus noch Reduktionen im Konsum (und damit in Bezug auf Emissionen) erreicht werden, 
so ist eine noch stärkere Erhöhung unumgänglich.  
3.5 Zusammenfassung 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Umweltsteuern generell und Energiesteuern 
auf Treibstoffe im Speziellen durchaus in der Lage sind, Lenkungseffekte in die gewünschte 
Richtung zu erzielen. Ob sie tatsächlich ein exogen vorgegebenes ökologisches Ziel 
erreichen können, ist auf dennoch schwer allgemein zu sagen. Man kann aber davon 
ausgehen, dass die erste Dividende erfüllt wird. Die geringe Preiselastizität der 
Treibstoffnachfrage und die fast doppelt so hohe Einkommenselastizität lassen allerdings 
vermuten, dass zur merkbaren Reduktion von CO2-Emissionen die Verteuerung der 
Treibstoffe durch eine Energiesteuer beachtlich hoch sein muss: „Die Energiepreise haben – 
bis zu einer gewissen ‚Schmerzgrenze’ – nur bedingen Einfluss auf das Fahrverhalten“ 
(Bach et al. 1995: 98). Dies würde jedoch nicht ohne Konsequenzen auf 
Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und Verteilung bleiben, was im folgenden Kapitel 
analysiert wird. 
 
.
                                                
31 Zitiert nach Graham/Glaister 2004: 263 
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4 Die zweite Dividende: Das ökonomische 
Ziel 
Im vorherigen Kapitel wurde gezeigt, dass Energiesteuern auf Treibstoffe wahrscheinlich in 
der Lage sind, die erste, ökologische Dividende „abzuwerfen“, also eine Reduktion der CO2-
Emissionen zu erreichen. Allerdings haben die Elastizitätsanalysen gezeigt, dass dafür wohl 
eine signifikante Preiserhöhung notwendig wäre, die wiederum weitreichende 
gesamtwirtschaftliche Effekte mit sich ziehen könnte. Laut der Hypothese der „doppelten 
Dividende“ wären diese Effekte positiv. 
In diesem Kapitel soll die Frage behandelt werden, ob und unter welchen Bedingungen  
Energiesteuern auf Treibstoffe in der Lage sind, die zweite, ökonomische Dividende zu 
erbringen. Dabei stehen hier vor allem positive Auswirkungen auf BIP-Wachstum, 
Beschäftigung und Verteilung im Vordergrund. Die Einführung einer Energiesteuer allein 
reicht dazu allerdings nicht, es kommt vor allem auf die Verwendung des zusätzlichen 
Steueraufkommens an – weswegen meist von einer „Ökologischen Steuerreform“ 
ausgegangen wird. Nachdem der Vorstellung dieses Konzepts mit seinen verschiedenen 
Spielarten wird dann die zweite Dividende aus einer theoretischen Sichtweise beleuchtet. 
Dies beinhaltet auch die Verteilungseffekte einer Energiesteuer, die Ausgestaltung der 
Kompensation (bei einer aufkommensneutralen Steuerreform) und mögliche alternative 
Mittelverwendungen. Schließlich wird auf Ergebnisse von Modellrechnungen eingegangen, 
die diese Fragestellung behandeln. 
4.1 Die „Ökologischen Steuerreform“ 
4.1.1 Definition 
Laut Pahlke (2000: 7) sollen „durch eine ökologische Steuerreform […] die Produktions- und 
Konsumstrukturen von Wirtschaftssubjekten sowie die Auswirkungen ökonomischer Aktivität 
auf die natürliche Umwelt beeinflusst werden“. Dies geschieht einerseits über die die 
Einführung neuer bzw. Erhöhung bestehender Umweltsteuern, andererseits über die 
Rückverteilung des Umweltsteueraufkommens. Letzteres kann entweder einnahmenseitig 
(z.B. Senkung anderer Steuern) oder ausgabenseitig (z.B. Erhöhung der Staatsausgaben für 
Sozialtransfers) verwendet werden. Werden über die Rückverteilung auch 
verteilungspolitische Ziele verfolgt, spricht man von einer öko-sozialen Steuerreform. Zwecks 
gesellschaftlicher Akzeptanz und um zu verhindern, dass der Staat Umweltsteuern zur 
Erzielung zusätzlicher Einnahmen „missbraucht“, ist auch Aufkommensneutralität ein oft 
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genanntes Kriterium einer ökologischen Umgestaltung des Steuersystems (Pahlke 
2000: 7f.). 
Bach et al. (1995: 18) verstehen unter einer ökologischen Steuerreform „die Einführung von 
Umweltsteuern […], deren Aufkommen zur Entlastung bei anderen Abgaben oder für eine 
direkte Erstattung verwendet wird“. In diesem Fall ist die Aufkommensneutralität32 
wesentlicher Bestandteil der Definition. 
Bei Hackl/Pruckner werden im Rahmen einer ökologischen Steuerreform der 
Produktionsfaktor Arbeit entlastet und Energieinputs wesentlich stärker belastet. „Für die 
Wahl des Energieinputs als Basis für die Umweltsteuer sprechen zum einen eine Reihe von 
negativen Umwelteinflüssen wie Ruß oder CO2-Emissionen, die vom Verbrauch fossiler 
Energieträger ausgehen, zum anderen handelt es sich dabei um die einzige realistische 
Steuerbasis, die in der Lage wäre, signifikante Steuereinnahmenrückgänge aus dem 
Produktionsfaktor Arbeit zu kompensieren“ (Hackl/Pruckner 2002: 420). 
4.1.2 Verwendung der Steuereinnahmen 
Um die Einführung einer Energiesteuer auf Treibstoffe in eine ökologische Steuerreform 
einbetten zu können, muss der Frage nach der Verwendung der Einnahmen eine zentrale 
Bedeutung zukommen. Erdmann (1997: 16f.) unterscheidet dabei drei mögliche Varianten, 
wobei die dritte nicht mit dem Kriterium der Aufkommensneutralität vereinbar ist33:  
• Direkte Rückerstattung getrennt vom bestehenden Steuersystem (z.B. ein Ökobonus) 
• Kompensation mit anderen Steuern und Abgaben (z.B. Senkung der 
ArbeitgeberInnen-Beiträge zur Sozialversicherung) 
• Finanzierung neuer öffentlicher Aufgaben (zweckgebunden oder nicht 
zweckgebunden, z.B. Förderung von Wärmeisolationsmaßnahmen, Bau und 
Unterhalt neuer Investitionsprojekte, etc.) 
Die Frage nach der „besten“ Verwendung von Umweltsteuern ist eine politische, 
ökonomische Analysen können nur anhand des Werturteils „Effizienz“ verschiedene 
Möglichkeiten vergleichen. Dabei ist – entsprechend der Optimalsteuertheorie – jene 
Verwendung vorzuziehen, die „Wirtschaft und Konsumenten keine vermeidbaren 
Wohlfahrtsverluste (excess burden) auferlegt“ (Erdmann 1997: 18, Hervorhebung im 
Original).  
Dabei kann sich allerdings ein Zielkonflikt zwischen der Lenkungswirkung und der 
Finanzierungsfunktion ergeben: Je stärker die Lenkungseffekte, desto schmäler wird die 
                                                
32 Zur Definition von „aufkommensneutral“ vgl. Bach et al. 1995: 65f. 
33 Die Möglichkeit zur Reduktion des Haushaltsdefizits wird in diesem Fall nicht berücksichtigt, da sie 
nicht den Kriterien eine ökologischen Steuerreform entspricht. 
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Steuerbasis und desto weniger Einnahmen können (bei konstanten Steuersätzen) erzielt 
werden (Erdmann 1997: 24). Allerdings ist es ja nicht das Ziel der Lenkungssteuer, die 
Umweltbelastung völlig zu beiseitigen – in diesem Fall wären Verbote das geeignetere 
Instrument – sondern zu reduzieren, womit ein gewisses Steueraufkommen erhalten bleibt. 
Außerdem soll nicht vergessen werden, dass das eigentliche Ziel einer Umweltsteuer die 
Lenkungswirkung ist und die Steuereinnahmen nur den „Nebeneffekt“ darstellen (Bach et al. 
1995: 27).  
4.2 Die zweite Dividende in der Theorie 
4.2.1 Definition und Kritik 
Die Möglichkeit einer „doppelten Dividende“34 durch CO2-Steuern wurde erstmals von  
Pearce (1991) in Diskussion gebracht: Wenn eine Umweltsteuer ein bestimmtes 
Steueraufkommen effizienter (also weniger verzerrend) erzielen kann als traditionelle 
Finanzierungssteuern, und ihre Einführung mit der Senkung anderer, stärker verzerrender 
Steuern im selben Ausmaß einhergeht, so steigt die Gesamteffizienz des Steuersystems 
bzw. sinkt die Zusatzlast der Steuererhebung: Es ergeben sich positive ökonomische Effekte 
– die zweite Dividende (Pahlke 2000: 12). Dabei wird die Zusatzlast entweder über Renten- 
und Wohlfahrtsmaße oder über makroökonomische Kennzahlen gemessen (Hackl/Pruckner 
2002: 421). In der Praxis könnten durch die Einnahmen aus der Umweltsteuer z.B. die 
fiskalische Belastung der Produktionsinputs für Unternehmen, vor allem die 
Lohnnebenkosten reduziert werden. Dies würde den Produktionsfaktor Arbeit verbilligen und 
– eine entsprechende Nachfragefunktion vorausgesetzt – die Arbeitslosigkeit senken 
(Erdmann 1997: 18). 
Laut Hackl/Pruckner gibt es mehrere Definitionsebenen: 
• Die doppelte Dividende im weiteren Sinn besagt, dass die Senkung der 
Grenzsteuersätze von bestehenden verzerrenden Steuern gegenüber der 
pauschalen Rückverteilung Kosteneinsparungen bringt. Die Existenz dieser Form ist 
sowohl theoretisch als auch methodisch unumstritten, vom praktischen Wert 
allerdings beschränkt, da die pauschale Rückverteilung ein unrealistisches Szenario 
ist (Hackl/Pruckner 2002: 421). In weiterer Folge wird von dieser Form der doppelten 
Dividende daher abgesehen. 
• Die doppelte Dividende im engeren Sinn besagt, dass die „aufkommensneutrale 
Substitution von verzerrenden fiskalischen Steuern durch Umweltsteuern neben einer 
verbesserten Umweltqualität auch eine zweite Dividende in Form einer insgesamt 
                                                
34 Im folgenden werden die Bezeichnungen „doppelte“ und „zweite“ Dividende getreu der Wahl der 
zitierten AutorInnen, vom Inhalt jedoch synonym verwendet. 
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geringeren Zusatzlast des Steuersystems mit sich bringt“ (Hackl/Pruckner 2002: 421, 
Hervorhebung im Original). 
Die Hypothese der zweiten Dividende ist nicht unumstritten. Anhand eines einfachen 
allgemeinen Gleichgewichtsmodells zeigten z.B. Bovemberg und de Mooij (1994), dass bei 
einer aufkommensneutralen Einführung von Umweltsteuern keine doppelte Dividende zu 
erwarten sei. Grund dafür ist vor allem der Rückgang der Beschäftigung aufgrund 
gesunkener Reallöhne sowie die Ersetzung einer breiten Steuerbasis mit einer relativ 
geringen Steuerlast durch eine schmälere Steuerbasis mit relativ höherer Steuerlast 
(Hackl/Pruckner 2002: 424). 
Pahlke kommt z.B. zu dem Schluss, dass aus Sicht der Optimalsteuertheorie die doppelte 
Dividende im engeren Sinn nur unter eingeschränkten Bedingungen gelten: So „steigen die 
Chancen auf eine doppelte Dividende, wenn die Steuerlast der Umweltsteuern auf Faktoren 
fällt, die durch niedrige Grenzkosten charakterisiert sind [und] die Umweltsteuer eine breite 
Bemessungsgrundlage hat, so dass die Verzerrungen der Umweltsteuern nicht zu hoch sind“ 
(Pahlke 2000: 35). Weitere Faktoren, die eine doppelte Dividende wahrscheinlicher machen, 
sind ein stark verzerrendes ursprüngliches Steuersystem (hoher excess burden) sowie die 
Verwendung der Steuereinnahmen, um jene Steuern zu senken, die besonders hohe 
marginale Effizienzkosten aufweisen (Goulder 1994: 14). Dazu kommt auch die Frage der 
Elastizität: Wenn bei einem gänzlich unelastischen Kapitalangebot und einem elastischem 
Arbeitsangebot Steuern auf Arbeit durch Umweltsteuern ersetzt werden, steigt die Chance 
auf eine doppelte Dividende ebenfalls (Hackl/Pruckner 2002: 425).  
Wichtige Fragen betreffen in diesem Zusammenhang die Auswirkungen der Umweltsteuern 
auf die verschiedenen Wirtschaftssektoren, die Wettbewerbsverzerrungen bzw. –einbußen 
und den dadurch induzierten (ökologischen) Strukturwandel. Die hervorgerufenen 
(Anpassungs-) Kosten können mögliche positive Auswirkungen auf die Beschäftigung sowie 
das Wirtschaftswachstum neutralisieren bzw. sogar überwiegen und damit die zweite 
Dividende zunichte machen.  
Prinzipiell können Anpassungskosten gesenkt werden, wenn die Einführung der Steuer 
sowie der Verlauf des Steuersatzes früh genug bekannt gegeben wird und Unternehmen wie 
Haushalte ausreichend Zeit haben sich darauf einzustellen, z.B. indem sie im Rahmen des 
normalen Investitionszyklus schon auf umweltschonendere Technologien umsteigen. 
Ähnliche Effekte haben exponentiell steigende Steuersätze (Bach et al. 1995: 24f.). 
Möglichkeiten zur Reduktion der Wettbewerbsverzerrungen liegen in der sektoralen bzw. 
branchenspezifischen Rückerstattung des Steueraufkommens, wobei damit auch eine 
abgeschwächte Lenkungswirkung verbunden ist. Um die Umweltziele zu erreichen sollte 
allerdings langfristig ein Strukturwandel nicht verhindert werden (Bach et al. 1995: 30f.). 
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Die Auswirkungen einer ökologischen Steuerreform auf makroökonomische Kennzahlen 
hängen auch davon ab, ob diese im nationalen Alleingang oder konzertiert in der 
Europäischen Union eingeführt wird. Kurzfristig ist davon auszugehen, dass die erhöhten 
Kosten energieintensiver Produkte zu einem Wettbewerbsnachteil im Export führen würden, 
was wiederum den Strukturwandel weiter verschärft. Langfristig jedoch können laut Bach et 
al. der erfolgte Strukturwandel und die dadurch dynamischere Umweltpolitik sogar zu 
Wettbewerbsvorteilen führen, sofern energieeffizientere bzw. ressourcenschonendere 
Technologien und Produkte entwickelt werden. Geht man davon aus, dass mit der 
Erschöpfung der Erdölvorkommen allen Ländern ein derartiger Wandlungsprozess 
bevorsteht, so sind jene Länder im Vorteil, die dabei einen zeitlichen Vorsprung haben (Bach 
et al. 1995: 36). Anders die Argumentation von Schneider (1999: 9): Um umfassende 
Lenkungseffekte zu erzielen müssen sich die Energiepreise international erhöhen, da 
ansonsten das internationale Technologieniveau weitgehend unverändert bleibt und ein 
starker Anreiz zur Abwanderung von Wirtschaftsbetrieben besteht. Hackl/Pruckner weisen 
auch auf die theoretische Möglichkeit hin, einen Teil der Steuerlast über die Verbesserung 
der Terms of Trade ins Ausland überzuwälzen, wobei dafür eine ausreichend große 
Marktmacht notwendig wäre. Modellsimulationen bestärken diese Theorie für den Fall einer 
alle OECD-Länder betreffenden ökologischen Steuerreform (Hackl/Pruckner 2002: 426). 
Erdmann sieht allerdings den Zusammenhang zwischen höheren Energieabgaben und 
höheren Innovationsleistungen nicht unbedingt gegeben. Innovationen beruhen nicht nur auf 
der von Energiesteuern induzierten Veränderung der Nachfrage, sondern auch auf 
naturwissenschaftlich-technischen Voraussetzungen, den Marktbedingungen und 
Unternehmensgrößen, dem Aufwand für Forschung und Entwicklung, der Verfügbarkeit von 
Risikokapital und den wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen (Erdmann 1997: 37f.).  
4.2.2 Interpersonale Verteilungswirkungen von Umweltsteuern 
Soll eine Umweltabgabe Lenkungseffekte erzielen, so ist eine bis zu einem gewissen Grad 
unterschiedliche Behandlung der einzelnen Haushalte und Unternehmen unumgänglich 
(Bach et al. 1995: 40). Im Falle einer Energiesteuer auf Treibstoffe werden z.B. jene 
besonders belastet, die überdurchschnittlich viel Sprit verbrauchen. Dafür gibt es auf der 
anderen Seite Menschen, die wenig bis gar keinen Treibstoff verbrauchen und somit kaum 
bis gar nicht belastet werden. Die Frage nach den Verteilungswirkungen einer Steuer bezieht 
sich allerdings konkret auf die unterschiedlichen relativen Belastungen je nach 
Einkommensklassen.  
Eine Steuer gilt dann als regressiv wenn untere Einkommensklassen im Durchschnitt einen 
höheren Einkommensanteil dafür aufwenden müssen als obere. Es ist davon auszugehen, 
dass der Energie- bzw. Treibstoffverbrauch nicht direkt proportional mit dem Einkommen 
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sondern langsamer steigt. Damit würden die Ausgaben für Energie- bzw. Treibstoff – und 
somit die Steuerlast einer Energiesteuer (auf Treibstoffe) – in den unteren 
Einkommensklassen relativ höher sein. Somit ist anzunehmen, dass Umweltsteuern – wie 
die Mehrwertssteuer und alle Verbrauchssteuern – leicht regressive Wirkungen auf die 
Verteilung haben. Allerdings hängt die tatsächliche Wirkung von der Ausgestaltung der 
Steuer und insbesondere der Kompensation ab (Bach et al. 1995: 45). 
Nimmt man als Maßstab die Anteile der pro-Kopf-Ausgaben für privaten Verkehr an den 
gesamten Verbrauchsausgaben Österreichs nach Dezilen, so zeigt eine Steuer auf Treibstoff 
laut Ritt (1994: 16f.) jedoch einen leicht progressiven Belastungsverlauf, bei den Ausgaben 
pro Haushalt sogar noch stärker. Diese Angaben werden allerdings durch Einbeziehung der 
Anzahl an Fahrzeugen pro Haushalt und Dezil relativiert: Die Analyse zeigt eine deutlich 
regressive Wirkung, wenn nur Haushalte mit Fahrzeugen einbezogen werden.  
Generell zeigen sich innerhalb der Einkommensklassen massive Unterschiede, womit die 
Frage nach der Aussagekraft traditioneller, z.B. auf Dezilen basierter Verteilungsanalysen 
gestellt werden muss (Ritt 1994: 7f.). Ritt identifiziert dabei einige Gruppen, die mehr oder 
weniger unabhängig von ihrem Einkommen von einer erhöhten Treibstoffsteuer besonders 
belastet werden: Dazu zählen generell Menschen in dünn besiedelten Gebieten, die keine 
Möglichkeit haben auf alternative Verkehrsmittel auszuweichen, PensionistInnen und 
Menschen geringerer Einkommen, denen oft die Mittel oder der Zeithorizont zur langfristigen 
Investition in neue Infrastruktur bzw. energiesparende Fahrzeuge fehlen oder Pendler, die 
generell höhere Ausgaben für privaten Verkehr haben (Ritt 1994: 35). Somit kann laut Ritt 
die Aussage also nicht lauten: „Einkommensschwache Gruppen werden mehr belastet“ 
sondern: „Bestimmte einkommensschwache Gruppen werden überproportional belastet“ (Ritt 
1994: 41).  
Es hängt dabei von der Ausgestaltung der Kompensation ab, ob diese Gruppen tatsächlich 
stärker belastet werden. Zur optimalen Berücksichtigung besonders belasteter Gruppen 
schlägt Ritt für die Einführung einer Energiesteuer folgende Entschädigungsvarianten vor: 
„Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze und der Sozialhilferichtsätze (die Ärmsten der 
Gesellschaft sind, egal ob sie überproportional belastet sind, zu entschädigen, da jede 
zusätzliche Belastung nicht zumutbar ist), direkte Zuschüsse an Pendler und Bergbauern 
sowie Behinderte, Mietzuschüsse bei den Kategorien C und D (würde den auf Kohle und 
Ölheizung angewiesenen Einkommensschwachen zugute kommen), eventuell Erhöhung der 
Familienbeihilfe“ (Ritt 1994: 58). Im Falle einer Energiesteuer auf Treibstoffe bestünden 
Möglichkeiten zur Kompensation in der Erhöhung der PendlerInnen-Pauschale oder des 
Kilometergeldes, in Zuschüssen für fahrzeugbesitzende PensionistInnen und Menschen 
geringerer Einkommen, in Treibstoffgutscheinen für Sozialhilfe-EmpfängerInnen, etc. 
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Allerdings würde dies eine starke Reduktion der Lenkungseffekte mit sich bringen, was die 
Sinnhaftigkeit dieser Steuer einschränken würde. 
Eine vorteilhaftere Möglichkeit zur Kompensation wäre die Beeinflussung der 
Lebensumstände, die zu einer relativ hohen Belastung führen, sowie der Förderung 
alternativer Mobilitätsvarianten für besonders belastete Gruppen: Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs, stärkere Förderung von Zeitkarten für PensionistInnen und Menschen geringerer 
Einkommen, Förderung von Fahrradkäufen, Förderung der städtischen Nahversorgung, etc. 
Dies würde die Lenkungseffekte eher noch verstärken und trotzdem Verteilungshärten 
ausbügeln35.  
4.2.3 Ausgestaltung der Kompensation 
Die Rückerstattung des Energiesteueraufkommens soll laut Bach et al. (1995: 64) 
verschiedene Ziele erreichen: Haushalte und Unternehmen sollen (aggregiert) in Höhe ihres 
Steueraufkommens kompensiert werden, um die Belastungen möglichst fair zu verteilen. 
Innerhalb der zwei Bereiche sollen jeweils unerwünschte Verteilungswirkungen bzw. 
Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden. Dabei sollen die Lenkungseffekte allerdings 
möglichst wenig beeinträchtigt werden. Ein weiteres mögliches Kriterium ist die Reduktion 
der Lohnnebenkosten zur Absenkung der Arbeitslosigkeit. Im Rahmen dieser Arbeit wird dies 
insofern berücksichtigt, dass im Unternehmensbereich ausschließlich 
Kompensationsmaßnahmen vorgestellt werden, die an den Lohnnebenkosten ansetzen.  
Dabei ist allerdings der direkte Zusammenhang zwischen Höhe der Lohnnebenkosten und 
Höhe der Arbeitslosigkeit nicht unumstritten: So können bspw. sowohl das Verhalten der 
Sozialpartner (Forderung nach Reallohnsteigerung) als auch der Unternehmen (Erhöhung 
der Löhne zur Steigerung der Motivation) dem entgegenwirken. Weiters ist damit zur 
rechnen, dass die neu geschaffenen Jobs eher von geringer Produktivität und Entlohnung 
sein werden (Erdmann 1997: 32f.). 
Durch den oben genannten „Zielkonflikt“ zwischen Lenkungs- und Finanzierungsfunktion 
sowie den nur schwer abschätzbaren Substitutionseffekten einer Umweltsteuer ist das 
Steueraufkommen und seine Entwicklung im Zeitverlauf nur mit großen Fehlermargen 
                                                
35 Generell ist festzuhalten, dass die Beeinflussung der Raumordnung mittel- bis langfristig stark auf 
das Verkehrsverhalten der Menschen rückwirkt, und dann meist nachhaltig. Wenn die Raumordnung 
weite Wege für das tägliche Leben erforderlich macht, z.B. die Konzentration der 
Einkaufsmöglichkeiten an den Stadträndern oder Zersiedelungstendenzen, werden Energiesteuern 
auf Treibstoffe eher regressive Auswirkungen haben. Eine funktionierende dezentrale Nahversorgung 
oder kompakte, ans öffentliche Verkehrsnetz angebundene Wohngebiete könnten hingegen unter 
Umständen sogar progressive Wirkungen einer Energiesteuer auf Treibstoffe mit sich bringen. 
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prognostizierbar. Es scheint daher sinnvoll, die Kompensationsmechanismen ausreichend 
flexibel zu halten (Bach et al. 1995: 62).  
4.2.3.1 Kompensation im Unternehmensbereich 
Im Unternehmensbereich bieten sich laut Bach et al. (1995) zwei Möglichkeiten an: 
Die Absenkung der Lohn- und Einkommenssteuer für unselbständig Beschäftigte würde die 
Bruttolöhne bei gleich bleibenden Nettolöhnen reduzieren. Dies greift jedoch in die Ziele 
dieser Steuern – z.B. die Umverteilung des Einkommens – ein und würde der 
Gleichbehandlung aller Einkommensarten entgegenstehen. Außerdem würden all jene 
Sozialleistungen (z.B. Pensionen, Sozialversicherung, etc.), die am Bruttolohn ansetzen, neu 
berechnet werden müssen. Diese Variante scheint daher nur im Rahmen einer 
umfassenderen Steuerreform möglich (Bach et al. 1995: 66f.).  
Die Reduktion der ArbeitgeberInnen-Beiträge zur Sozialversicherung kann durch die direkte 
Senkung der Beitragszahlungen oder durch die Rückerstattung eines Teils davon erfolgen. 
Damit die Einnahmen der Sozialversicherungsträger bzw. des Staates dennoch konstant 
bleiben, muss ein Teil des Umweltsteueraufkommens dafür verwendet werden. Dabei lässt 
die Berechnung der entfallenen Beiträge einen großen Aufwand vermuten. Weiters ist darauf 
zu achten, ob je nach Versicherungsart (Kranken-, Unfalls-, Pensions- oder 
Arbeitslosenversicherung) mehr oder weniger Menschen davon betroffen sind. In Bezug auf 
Kosten und Aufwand ist die direkte Senkung jedenfalls der Rückerstattung vorzuziehen 
(Bach et al. 1995: 67ff.). Sowohl Arbeitslose – über die erwartete Steigerung der 
Beschäftigung – als auch PensionistInnen – durch eine indirekte Erhöhung der 
Nettopensionen – würden von einer Senkung profitieren, meint Ritt (1994: 52). Allerdings 
würden in weiterer Folge Produkte mit hohem Energie- und Kapitaleinsatz (z.B. 
Industriemassenware oder Lebensmittel) relativ gesehen teurer werden, wodurch eher 
regressive Wirkungen zu erwarten sind (Ritt 1994: 53). 
4.2.3.2 Kompensation im Bereich des privaten Verbrauchs 
Bei den privaten Haushalten stünden laut Bach et al. (1995) mehrere Varianten zur 
Verfügung: 
Eine Kompensation über die Lohn- und Einkommenssteuer besticht durch ihre einfache 
Umsetzung. Allerdings weist diese Variante regressive Verteilungswirkungen auf: All jene, 
die wegen zu geringen Einkommens keine Steuern zahlen, erhalten keine Kompensation für 
ihre höheren Energiekosten, egal ob der Steuersatz gesenkt oder der Grundfreibetrag 
ausgeweitet wird. Dagegen profitieren höhere Einkommen überproportional (Bach et al. 
1995: 70f.). Ritt streicht hervor dass damit eine eher regressiv wirkende Umweltsteuer gegen 
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die eher progressive Lohn- und Einkommenssteuer getauscht wird, wodurch sich insgesamt 
die regressiven Wirkungen verstärken. Doch auch wenn die Senkung progressiv ausgestaltet 
wird, sind die Verteilungswirkungen zwischen den verschieden belasteten Menschen 
gleicher Einkommenskategorien nicht berücksichtigt (Ritt 1994: 53). 
Die Reduzierung der ArbeitnehmerInnen-Beiträge zur Sozialversicherung (SV) hat ebenfalls 
starke Verteilungseffekte: Es werden nur jene Haushalte entlastet, die 
sozialversicherungspflichtig sind. Allerdings wirken die SV-Beiträge von der Verteilung her 
stark regressiv, weshalb möglicherweise eine Absenkung insgesamt zu progressiven 
Effekten führen könnte (Vgl. Guger 1996: 20). Ansonsten gelten dieselben Überlegungen wie 
zu den ArbeitgeberInnen-Beiträgen (Bach et al. 1995: 71f.).  
Eine weitere Möglichkeit wäre die Senkung der Mehrwertssteuer: Diese wirkt leicht regressiv, 
weshalb eine Senkung durchaus progressive Verteilungseffekte haben könnte (vgl. Guger 
1996: 34f.). Außerdem hätte die Mehrwertssteuer den Vorteil, dass sie – genauso wie die 
Umweltsteuer – an einer Verbrauchsgröße anknüpft und somit dieselben 
Bestimmungsfaktoren (z.B. Haushaltsgröße) zu tragen kommen. Bach et al. qualifizieren 
diese Möglichkeit als „Kompensationsvariante mit den vorteilhaftesten Verteilungswirkungen 
und dem geringsten administrativen Aufwand“ (Bach et al. 1995: 72). Dabei gilt allerdings zu 
berücksichtigen, dass die Mehrwertssteuer in Österreich etwa 30% des 
Gesamtsteueraufkommens ausmacht (Guger 1996: 34) und eine der 
Hauptfinanzierungsquellen des Staates ist. Eine Senkung derselben sollte also nur 
gegenüber sicheren Einnahmen aus der Umweltsteuer durchgeführt werden, da eine 
Wiederanhebung der Mehrwertssteuer aus politischen Gründen nur sehr schwer möglich ist. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, dass der von der EU festgelegte Mindeststeuersatz von 
15% nicht unterschritten werden darf (Bach et al. 1995: 72). Ritt stellt die Frage, ob sich eine 
Senkung der Mehrwertssteuer auch tatsächlich auf die Preise niederschlagen würde und 
verweist auf die Grobheit des Instruments, das keine individuellen Besonderheiten 
berücksichtigen kann (Ritt 1994: 55f.) 
Schließlich ist noch die Kompensation über Bonuszahlungen möglich: Diese stellen eine 
direkte Rückzahlung an die Haushalte dar und können entsprechend der Zielkriterien fast 
beliebig ausgestaltet werden. Die Höhe des Bonus könnte sich am durchschnittlichen Pro-
Kopf-Energieverbrauch orientieren und soziale sowie demografische Gesichtspunkte (wie 
z.B. Einkommen, Alter, Anzahl der Haushaltsmitglieder, etc.) berücksichtigen. Die 
Möglichkeiten zur Rückzahlung sind vielfältig: Von der Aufrechnung gegen die Steuerschuld 
über die Beantragung beim Finanzamt bis hin zur direkten Auszahlung über das 
Melderegister. Den verteilungspolitischen Vorteilen steht dieser Art der Kompensation 
allerdings ein Nachteil in Form von beachtlichem administrativem Aufwand gegenüber (Bach 
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et al. 1995: 73f.) und berücksichtigt ebenfalls nicht besonders betroffene Gruppen (Ritt 1994: 
55). 
4.2.4 Alternative Mittelverwendungsmöglichkeiten 
Wenn das Kriterium der Aufkommensneutralität nicht von tragender Bedeutung ist, kann das 
Umweltsteueraufkommen auch vom Staat dafür verwendet werden, einen ökologischen 
Strukturwandel zu fördern. Dies geht über den Ausbau von umweltrelevanter Infrastruktur 
(z.B. bei der Bahn, Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen), Förderung von Forschung 
und Entwicklung in diesem Bereich sowie Subventionierung von Umweltschutzmaßnahmen. 
Damit kann das Umweltziel möglicherweise schneller und nachhaltiger erreicht werden als 
durch die Wirkung der Umweltsteuer alleine. Dies ist allerdings auch mit drei Problemen 
verbunden: Erstens würden dadurch die relativen Preise, die durch Umweltsteuern 
„korrigiert“ werden sollten, erneut verzerrt und würden zu keinem „Optimum“ führen. 
Zweitens wären dadurch die Gesamtbelastung der Unternehmen und der Haushalte 
insgesamt höher und die Chancen auf eine zweite Dividende geringer und drittens würden 
dadurch möglicherweise unerwünschte Verteilungswirkungen eintreten (Bach et al. 1995: 
38f.).  
4.2.5 Zusammenfassung 
Es gibt viele Varianten für die Ausgestaltung einer aufkommens- und einigermaßen 
verteilungsneutralen ökologischen Steuerreform. Dabei ist die Wirkung der Umweltsteuern 
im privaten Bereich tendenziell leicht regressiv, weshalb die Kompensation eine schwach 
progressive Wirkung haben sollte. Dies wäre bspw. über die Senkung der Mehrwertssteuer 
oder die Auszahlung eines Öko-Bonus möglich. Um wettbewerbsverzerrende Auswirkungen 
im Unternehmensbereich zu verringern, bestünde die Möglichkeit einer sektoren- oder 
branchenspezifischen Kompensation, die allerdings auch die Lenkungswirkung reduzieren 
würde. Liegt der Fokus auf der Reduzierung der Lohnnebenkosten so bietet sich am ehesten 
die Senkung der ArbeitgeberInnen-Beiträge zur Sozialversicherung an. In jeden Fall sind 
Verteilungswirkungen nicht völlig auszuschließen – doch nur so lassen sich die positiven 
Umwelteffekte erzielen. Würden alle, unabhängig von ihrem Energie bzw. Treibstoffkonsum, 
gleich belastet, bestünde kein Anreiz zur Reduktion dieses Konsums. 
In der Theorie ist die Existenz der doppelten Dividende umstritten. Je nach Modell und 
einbezogenen Variablen zeigen sich unterschiedliche Ergebnisse, wobei bei den von 
Hackl/Pruckner (2002: 429) vorgestellten Untersuchungen eine eher pessimistische Sicht 
überwiegt. Dabei wird allerdings der Effekt der ersten Dividende vernachlässigt: Dessen 
positiven Auswirkungen auf die Wohlfahrt können durchaus etwaige negative Konsequenzen 
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im Bereich der zweiten Dividende mehr als aufwiegen, weshalb aus theoretischen Gründen 
nichts prinzipiell gegen die Durchführung einer ökologischen Steuerreform spricht.  
4.3 Die zweite Dividende in Modellrechnungen 
4.3.1 Bach et al./ Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
1995 
Die vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 1994 durchgeführte und 1995 
publizierte Studie über die „Wirtschaftlichen Auswirkungen einer ökologischen Steuerreform“ 
sieht geometrisch steigende Preissteuern auf Energieträger sowie die aufkommensneutrale 
Rückerstattung an Unternehmen (Senkung der ArbeitgeberInnen-Beiträge zur 
Sozialversicherung) und an Haushalte (Öko-Bonus) vor. Anhand von Input-Output-Modellen 
und einem aggregierten ökonometrischen Konjunkturmodell für Westdeutschland werden 
dabei verschiedene Zukunftsszenarien modelliert.  
Die Reduktion des gesamten Energieverbrauchs wird dabei im Steuerszenario mit 21% bis 
2010 beziffert, mit einer proportionalen Veränderung der CO2-Emissionen. Das sind 14 
Prozentpunkte mehr als ohne Energiesteuer, weswegen davon auszugehen ist, dass die 
erste Dividende erzielt werden kann (Bach et al. 1995: 103). Allerdings wird gerade im 
Verkehrssektor relativ wenig Elastizität erwartet: „Mittel- und langfristig und erst recht bei der 
allmählichen Einführung der Energiesteuer ist aber anzunehmen, dass die nachgefragte 
Verkehrsleistung nicht signifikant abnimmt, sich aber technische Entwicklungen, down sizing 
und eine leichte Verschiebung zwischen den Verkehrsträgern einstellt, die 
zusammengenommen durchaus zu einer Verbrauchsreduktion führen“ (Bach et al 
1995: 100). 
Das DIW-Modell kommt auch zu dem Schluss, dass die zweite Dividende durchaus 
realistisch ist: Trotz starker branchenspezifischer Preissteigerungen (z.B. bei Eisen und 
Stahl, Zellstoff, Wasser, Dienstleistungen der Eisenbahn, etc.) und sehr vorsichtigen 
Schätzungen rechnet das DIW in den verschiedenen Steuerszenarien mit keinen 
nennenswerten Veränderungen in Bezug auf das BIP oder die Inflation, allerdings mit bis zu 
500.000 zusätzlichen Beschäftigten (Bach et al. 1995: 220). Außerdem zeigen sich bei einer 
Kompensation über einen Öko-Bonus sogar leicht progressive Wirkungen: Haushalte mit 
einen Nettoeinkommen von bis zu 4.500 DM (2.301 Euro) würden netto entlastet werden 
(siehe Abbildung 4.1). 
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Abbildung 4.1: Verteilungswirkungen einer ökologischen Steuerreform (Saldo Öko-Bonus abzüglich 
Energiesteuerbelastung in Prozent des ausgabefähigen Einkommens) (Quelle: Bach et al. 1995: 203) 
 
4.3.2 Köppl et al. / Österreichisches Institut für 
Wirtschaftsforschung 1995 
Auf der Grundlage eines mit einem Makromodell integrierten Input-Output-Modells 
(Simulationsperiode 1988 bis 1992) wurde in dieser Studie der Steuervorschlag der 
österreichischen CO2-Kommission von 1994 simuliert. Dieser umfasst linear steigende 
Steuersätze mit Anfangswerten zwischen 0,36 bis 0,73 Cent/kWh (je nach Energieträger, 
ausgenommen erneuerbare Energie), fünfjährige Ausnahmeregelungen für die 
energieintensive Industrie und – in der Hauptvariante – eine aufkommensneutrale 
Kompensation über die Senkung der Lohnnebenkosten und die Einrichtung eines Fonds zur 
Förderung von Investitionen in effizientere Energienutzung. Die restlichen Varianten sehen 
unterschiedliche Mittelverwendungen vor, von der Budgetsanierung über einer reinen 
Arbeitskostenentlastung, einer solchen in Kombination mit einem Ökobonus bis hin zu 
stärkeren Ausnahmen für Unternehmen. Weiters wird unterschieden zwischen einer 
Einführung im Alleingang und im internationalen „Gleichklang“ sowie einer reinen 
Energiebesteuerung und einer kombinierten Energie/CO2-Komponente. 
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Bei der Verwendung des erwarteten Steueraufkommens von ca. 0,87 Mrd. Euro im ersten 
Jahr bis 3,6 Mrd. Euro im fünften Jahr zeigt sich, dass die Hauptvariante 
(„Arbeitskostenentlastung und Technologieförderung“) im Vergleich die besten 
makroökonomischen Ergebnisse erzielt: Gegenüber dem Referenzszenario steigen BIP und 
Beschäftigung um je 0,4%, die realen Investitionen sind im 5. Jahr um 4,2% höher. Der 
Konsum sinkt insgesamt um 0,3%, die reale Nachfrage nach Benzin und Öl um 6,4% (Köppl 
et al. 1995: 159f.).  
Dabei zeigt sich in isolierten Modellberechnungen, dass die teilweise Zweckwidmung zur 
Technologieförderung einen wesentlichen Anteil an den positiven Ergebnissen hat: Würde 
die Gesamtheit des Steueraufkommens zur Senkung der Arbeitskosten verwendet, würden 
sowohl BIP als auch Beschäftigung leicht zurückgehen (-0,2% bzw. -0,3%). Dieser Effekt ist 
vor allem auf die Überbrückung des Marktversagens bei institutionellen Hemmnissen 
zurückzuführen: Bei divergierenden Interessen (z.B. zwischen VermieterInnen und 
MieterInnen in Bezug auf Investitionskosten für Wärmedämmung) kann eine Förderung des 
gewünschten Anpassungsverhaltens den fehlenden Impuls zur Durchführung von sinnvollen 
Maßnahmen zur Reduktion des Energieverbrauchs geben (Köppl et al. 1995: 161).  
Abgesehen von dem Modell mit den stärkeren Ausnahmen für Unternehmen weisen die 
restlichen Modelle durchwegs negative Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft auf. Dabei 
zeigt sich, dass hohe Emissionsreduktionen und Wirtschaftswachstum nicht unbedingt im 
Widerspruch stehen müssen, „sofern das Wachstum umweltverträglicher erfolgt“. Die 
Hauptvariante weist nämlich neben den besten ökonomischen Ergebnissen auch beinahe 
die höchsten Emissionsreduktionen auf, wobei die Effekte der Technologieförderung etwa 
20% davon ausmachen würden (Köppl et al. 1995: 168). 
4.3.3 Andreas Pahlke 2000 
Andreas Pahlke führt in seiner Dissertation eine Simulationsrechnung für eine im nationalen 
Alleingang eingeführte CO2-Steuer in Deutschland durch, für die er sich sowohl des 
Ramsey-Modells als auch eines Modells mit überlappenden Generationen bedient. Unter 
Vernachlässigung der ökologischen Effekte ergibt die Simulation, dass eine ökologische 
Steuerreform in beiden Modellen zu Wohlfahrtsverlusten (im ökonomischen Sinn) führt. 
Dabei zeigt er, dass CO2-Steuern stärkere Verzerrungen als traditionelle Fiskalsteuern 
erzeugen und damit den Effizienzverlust des Steuersystems erhöhen. Kurzfristig zeigt sich 
zwar der Effekt der zweiten Dividende, langfristig jedoch verringert sich die wirtschaftliche 
Aktivität der Volkswirtschaft gegenüber dem Referenzszenario, mit Rückgängen in der 
Produktion, der Beschäftigung und anderen makroökonomischen Größen (Pahlke 2000: 
209). Dabei wird eine „Back-Stop-Technologie“ angenommen, die auf der Vorstellung 
 63 
basiert, heute schon existente Technologien zur CO2-freien Energieversorgung würden 
durch die Verteuerung der Emissionen in Zukunft konkurrenzfähig (Pahlke 2000: 163). 
Der geringste Wohlfahrtsverlust ergibt sich in seiner Rechnung (im Ramsey-Modell) bei der 
kompensatorischen Senkung der Kapitalsteuern, gefolgt von einer Senkung der Steuern auf 
Arbeit und Konsum (siehe Tabelle 4.1). 
Tabelle 4.1: Wohlfahrtseffekte im Ramsey-Modell (Veränderungen der Hicks-äquivalenten 
Einkommensvariation in Prozent gegenüber dem Referenz-Szenario) (Quelle: Pahlke 2000: 166) 
 Kapitalsteuer Arbeitssteuer Konsumsteuer Pauschaltransfer 
Einkommensvariation -0,24 -0,27 -0,28 -0,30 
     
In Bezug auf die Beschäftigung macht Pahlke darauf aufmerksam, dass sich die Effekte 
einer ökologischen Umgestaltung des Steuersystems auf die Faktornachfrage in 
Substitutions- und Outputeffekte trennen lassen. Während die Substitutionseffekte auf 
Output und Faktornachfrage typischerweise positiv sind, wirkt der Outputeffekt negativ. Die 
Faktornachfrage (z.B. nach Arbeitskräften) steigt also nur dann an, wenn die 
Substitutionseffekte (Verbilligung des Faktors Arbeit) die Outputeffekte (Reduktion der 
Produktion) übertreffen (Pahlke 2000: 179f.) In seinem Modell steigt die Beschäftigung 
gegenüber dem Referenzszenario kurzfristig an, um langfristig (nach 10 bis 20 Jahren, je 
nach Rückvergütung) jedoch zu sinken (Pahlke 2000: 174).  
Bei einem nationalen Alleingang ist auch der Effekt von CO2-Steuern auf den Außenhandel 
interessant. Im Modell steigen im ersten Teil des Modellhorizontes (20-30 Jahre) die Importe 
gegenüber den Exporten, da die heimische Volkswirtschaft verstärkt auf relativ billiger 
gewordene importierte Güter ausweicht. Danach, mit dem Greifen der Back-Stop-
Technologie, kehrt sich dieser Trend um und die Volkswirtschaft erzielt 
Außenhandelsüberschüsse (Pahlke 2000: 184f.) 
4.3.4 Proidl/Schneider 2003 
Aufbauend auf die Ergebnisse von Schneider/Stiglbauer 1995 simulieren Proidl/Schneider 
eine ökologische Steuerreform für Österreich. Dabei gehen sie von drei Maßnahmen aus: 
Der Einführung einer Energiesteuer auf fossile Energieträger, der Erhöhung staatlicher 
Förderungen für den Konsum erneuerbarer Energie und der Entlastung von Haushalten und 
Unternehmen. In Summe sollen Förderungen und Entlastungen der Höhe der 
Steuereinnahmen entsprechen, womit das Kriterium der Aufkommensneutralität erfüllt wäre 
(Proidl/Schneider 2003: 66f.). 
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In einer ersten Untersuchung werden in einem (nach 16 Sektoren disaggregierten) 
makroökonomischen Modell 10 mögliche Steuerszenarien miteinander verglichen (siehe 
Tabelle 4.2). Diese unterscheiden sich im Steuerpfad („niedrig“ = 0,22 Cent/kWh; „mittel“ = 
ein von 0,17 bis 0,55 Cent/kWh über acht Jahre linear steigernder Steuersatz; „hoch“ = ein 
von 0,44 bis 1,45 Cent/kWh über zehn Jahre linear steigernder Steuersatz) und in der 
Mittelverwendung. 
Tabelle 4.2: Steuerszenarien bei Proidl/Schneider (2003: 68) 
Steuerpfad 
Szenarien 
„niedrig“ „mittel“ „hoch“ 
Aufkommenserhöhend + 
Förderungen I IV VII 
Aufkommensneutral 
(Arbeitskostensenkungen + 
Ökobonus) 
II V VIII 
Aufkommenserhöhend + teilw. 
Defizitabdeckung 
III VI IX 
Aufkommenserhöhend + volle 
Defizitabdeckung 
- - X 
    
Die Konsequenzen auf das BIP, die Produktion und die Beschäftigung sind dabei durchwegs 
leicht negativ, wobei die teilweise bzw. volle Defizitabdeckung zu den schlechtesten 
Ergebnissen führt. Nur im Bereich der Beschäftigung ergeben zwei Szenarien ein minimales 
Plus (siehe  
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Tabelle 4.3). 
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Tabelle 4.3: Gesamtwirtschaftliche Simulationsergebnisse der Steuerszenarien (durchschnittliche 
Veränderungen über einen Zeitraum von 10 Jahren). (Quelle: Proidl/Schneider 2003: 71) 
Durchschnittliche Veränderungen über einen Zeitraum von 10 Jahren 
BIP 
Produktion an 
Sachgütern 
Produktion an 
Dienstleistungen 
Beschäftigte Szenario 
Mio. ! % Mio. ! % Mio. ! % Beschäftigte % 
I -113,4 -0,13 -54,2 -0,16 -59,2 -0,11 -2.398 -0,09 
II -78,2 -0,09 -43,1 -0,12 -35,1 -0,07 -63 -0,00 
III36 -250,9 -0,28 -123,2 -0,35 -127,8 -0,24 -5.813 -0,21 
IV -166,2 -0,19 -78,3 -0,22 -88,1 -0,16 -3.197 -0,31 
V -80,4 -0,09 -46,1 -0,13 -34,6 -0,06 +1.293 +0,05 
VI -408 -0,46 -201,5 -0,58 -206 -0,39 -8.108 -0,32 
VII -386,3 -0,44 -179,3 -0,51 -207,2 -0,39 -7.487 -0,30 
VIII -178,5 -0,20 -100 -0,29 -78,7 -0,15 +3.262 +0,13 
IX -956,4 -1,08 -469,8 -1,35 -486,5 -0,91 -19.061 -0,75 
X -1.133,2 -1,28 -561,8 -1,61 -571,4 -1,07 -22.445 -0,89 
         
Die Autoren beziffern die Reduktion der Energienachfrage über den selben Zeitraum von 10 
Jahren mit -0,54% im Steuerszenario “niedrig” und mit -9,24% im Steuerszenario „hoch“, 
wobei der Verkehr jeweils nur geringe Beiträge leistet (-0,24% bzw. -1,58%) 
(Proidl/Schneider 2003: 72). Dies untermauert die These, dass nur spürbar höhere 
Steuersätze Lenkungseffekte erzielen können, was wiederum negative Auswirkungen auf die 
Gesamtwirtschaft hätte (Schneider 1999: 24). 
Zur Erhöhung des Konsums von erneuerbaren Energieträgern in Österreich um 5% 
innerhalb von 10 Jahren, wie unter anderem im Weißbuch der EU vorgesehen, sind laut 
Proidl/Schneider Investitionen in Höhe von 6,7 Mrd. Euro notwendig, wobei der Anteil der 
staatlichen Förderungen dabei mit 2,2 Mrd. Euro angenommen wurde. Diese zweite 
Maßnahme würde – vorerst ohne die Finanzierung zu berücksichtigen – im Zeitraum von 10 
Jahren das Wirtschaftswachstum um 2,7% erhöhen, wobei der Anstieg des 
Volkseinkommens ca. 1% ausmachen würden. Die Zahl der Beschäftigten erhöht sich im 
Modell um 1,4% gegenüber dem Referenzszenario. Die Effekte dieser Maßnahme sind also 
                                                
36 Inklusive der erhöhten Abgabesätze auf fossile Brennstoffe laut Budgetbegleitgesetz 2003 
(Proidl/Schneider 2003: 59) 
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zwar nicht besonders stark, dafür aber mit Sicherheit gesamtwirtschaftlich positiv zu 
bewerten (Proidl/Schneider 2003: 77ff.). 
In einem dritten Schritt wird nun die Ökologisierung des österreichischen Steuersystems 
modelliert, also die Kombination aus Energiesteuer auf fossile Energieträger, Förderungen 
von Investitionen in erneuerbare Energieträger und aufkommensneutrale Rückverteilung der 
restlichen Steuereinnahmen. Dabei wird nur der Steuerpfad „hoch“ berücksichtigt, mit 
Steuereinnahmen zwischen 1,5 Mrd. Euro im ersten Jahr und 4,8 Mrd. Euro im zehnten Jahr 
(Proidl/Schneider 2003: 80). Nach Abzug der Mittel für die Investitionsförderung stehen, über 
die zehn Jahre aufsummiert, immer noch über 29 Mrd. Euro zur Verfügung. Würden damit 
ausschließlich die Lohnnebenkosten gesenkt, würde dies im Durchschnitt der zehn Jahre 
eine Reduktion um 6,50% ergeben (Proidl/Schneider 2003: 83). Eine progressiv 
ausgestaltete Senkung der Lohn- und Einkommenssteuer um 1,3 Mrd. Euro (durchschnittlich 
7,5% p.a.) pro Jahr ließe immer noch eine durchschnittliche Entlastung der Unternehmen um 
3,69% p.a. zu (Proidl/Schneider 2003: 86).  
Dieses Szenario ergibt in der Simulation ein Wirtschaftswachstum von 2,3% sowie die 
Erhöhung der Beschäftigung um 1,53%, womit die Autoren die Sinnhaftigkeit einer 
ökologischen Steuerreform bestätigt sehen. Die Förderung erneuerbarer Energie sowie die 
Rückerstattung der restlichen Steuereinnahmen scheinen dabei die wesentlichen Gründe für 
die positiven Wirkungen zu sein (Proidl/Schneider 2003: 88f.). 
4.4 Zusammenfassung 
Sowohl die theoretischen Überlegungen als auch die empirischen Arbeiten lassen keinen 
eindeutigen Schluss über die Existenz oder Nicht-Existenz der zweiten Dividende zu. Zwar 
zeigen sich in den Studien von Bach et al., Köppl et al. sowie Proidl/Schneider unter 
bestimmten Bedingungen ein leicht positiver Effekt auf BIP und Beschäftigung, dieser fällt 
jedoch nicht besonders signifikant aus. Es ist wahrscheinlich, dass die Fehlerquote bei den 
Annahmen sowohl des Referenzszenarios wie auch der Steuerszenarien höher ist als die 
errechneten Effekte. Dennoch lassen sich etliche Schlussfolgerungen aus den analysierten 
Studien ziehen: 
Ein etwaiger positiver Effekt auf die Gesamtwirtschaft hängt sehr stark von der Verwendung 
der Steuereinnahmen ab. Generell dürfte eine Defizitabdeckung am wenigsten zu den 
gewünschten ökonomischen Effekten beiragen, während aufkommensneutrale 
Kompensationsmaßnahmen durchaus das Potential haben, die Kennzahlen zumindest nicht 
zu verschlechtern. Allerdings zeigt sich insbesondere bei Köppl et al. und bei 
Proidl/Schneider, dass den staatlichen Förderungen für Investitionen im Bereich 
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erneuerbarer Energieträger eine wichtige Wirkung zukommt: In beiden Studien sind die 
tatsächlich positiven Effekte vor allem darauf zurückzuführen. 
Für die Ausgestaltung einer Energiesteuer auf Treibstoffe liegt also die Schlussfolgerung 
nahe, dass die Chance, eine zweite Dividende zu erzielen, dann am höchsten ist, wenn 
einerseits ein kleiner Anteil des Steueraufkommens zur Investitionsförderung herangezogen 
wird, der größere Anteil aber an Haushalte und Unternehmen rückerstattet wird. Dabei bietet 
sich im Unternehmensbereich vor allem die Senkung der Lohnnebenkosten über die 
Beiträge zur Sozialversicherung an. Im Bereich der Haushalte ist die Wahl des Instruments 
nicht ganz so einfach: Sowohl die Senkung der Mehrwertssteuer als auch eine progressiv 
ausgestaltete Senkung der Lohnsteuer als auch ein direkter Transfer in Form eines Öko-
Bonus haben ihre jeweiligen Stärken und Schwächen.  
Sollen vor allem jene kompensiert werden, die von der Energiesteuer auf Treibstoffe 
besonders betroffen sind, hätte auch die Beeinflussung derer Lebensumstände 
wahrscheinlich progressive Wirkungen, z.B. der Ausbau des öffentlichen Verkehrs oder die 
Förderung von Zeitkarten. Damit bleiben auch die Lenkungseffekte stärker erhalten als in 
einer finanziellen Kompensation besonders betroffener Fahrzeug-BenutzerInnen. Steht 
allerdings die Reduktion der CO2-Emissionen im Vordergrund, sind staatliche Förderungen 
für Investitionen in jenen Bereiche mit den größten Einsparungspotentialen sinnvoll. Hier 
bietet sich z.B. der Bereich der Wärmedämmung an. Langfristig ist die Beeinflussung der 
Raumordnung  ein weiterer wichtiger Aspekt, der zur Reduktion von Verkehr und Emissionen 
quasi ohne „soziale Nebenwirkungen“ beitragen kann.  
 
.
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5 Die Gestaltung von Energiesteuern im 
Verkehrsbereich 
In diesem Abschnitt soll auf die Fragen der praktischen Einführung von Energiesteuern im 
Verkehrsbereich eingegangen werden. Es wird hier von der Besteuerung bei den 
EndverbraucherInnen ausgegangen, wie dies auch in allen konsultierten Studien in Kapitel 
4.3 gemacht wird.37 Da die Energiebesteuerung zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen 
Verkehrsträgern führen kann, wird im ersten Teil erhoben, welche Energieträger für welche 
Verkehrsträger von Bedeutung sind. In den weiteren Kapiteln werden die steuertechnischen 
Fragen nach Steuerobjekt, Bemessungsgrundlage, Wertsteuer vs. Mengensteuer, 
Einhebungsmodalitäten (Steuersubjekt bzw. –träger) sowie die getrennte Ausweisung einer 
Energiesteuer auf Treibstoffe diskutiert. Schließlich werden noch verschiedene 
Berechnungsmodelle für einen Möglichen Steuersatz vorgestellt. Die 
finanzwissenschaftlichen Grundlagen stammen dabei – sofern nicht anders angegeben – 
von Nowotny (1999, Kapitel 12) bzw. Zimmermann / Henke (2001, Kapitel 4). Zur Diskussion 
der Gestaltungselemente einer Energiesteuer vgl. auch die WIFO-Studie (Köppl et al.) von 
1995. 
5.1 Besteuerte Energieträger nach Verkehrsträger 
5.1.1 Straßenverkehr 
Im Straßenverkehr dominieren Treibstoffe auf Mineralöl-Basis. Der Anteil der Fahrzeuge, die 
mit Flüssiggas, Strom oder anderen Kraftstoffen betrieben werden, ist derzeit noch zu klein 
um für das implizite Thema dieser Arbeit – die Reduktion der CO2-Emissionen – tatsächlich 
relevant zu sein. 
Die Entwicklung des Treibstoffverbrauchs in Abbildung 5.1 zeigt, dass dieser zwischen 1980 
und 2002 um ca. 80% gewachsen ist, wobei der Diesel-Anteil im selben Zeitraum um das 
mehrfache gewachsen ist. Allein zwischen 1992 und 2002 hat er sich mehr als verdoppelt, 
womit Diesel mittlerweile ca. 70% des gesamten verbrauchten Treibstoffs ausmacht. Der 
Anteil der Benzinkraftstoffe ist von 64% 1980 auf ca. 30% im Jahre 2002 gesunken 
(Eppensteiner 2004: 36). 
                                                
37 Zur Diskussion bezüglich Primärenergie- versus Endbesteuerung, Umwandlungseffizienz oder 
„grauer Energie“ vgl. z.B. Erdmann 1997: 7-10; Bach et al. 1995: 55f. oder Hansmeyer 1995. 
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Abbildung 5.1: Entwicklung des Treibstoffverbrauchs in Österreich (Quelle: Eppensteiner 2004: 37) 
 
Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2004 (AbgÄG 2004) wurde das Mineralölsteuergesetz 
1995 endgültig an die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur 
Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von 
Energieerzeugnissen und elektrischem Strom angepasst. Neben der Adjustierung der 
Steuersätze und der Aktualisierung der Definitionen des Steuergegenstandes werden dabei 
erstmals Anreize zur Beimischung biogener Stoffe zu fossilen Treibstoffen geschaffen. Seit 
1. Oktober 2005 (für Diesel) bzw. ab 1. Oktober 2007 (für Benzin) gelten für schwefelarme 
Kraftstoffe, sofern sie einen Anteil von min. 4,4% an biogenen Kraftstoffen (gemessen am 
Energiegehalt) aufweisen, um 0,5 Cent pro Liter ermäßigte Mineralölsteuersätze, während 
herkömmlicher Kraftstoff um 1,3 Cent/Liter (Benzin) bzw. um 0,8 Cent/Liter (Diesel) teurer 
wird (siehe 
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Tabelle 5.1). Zur Besteuerung von biogenen Krafstoffen siehe Kapitel 5.3.4. 
https://www.bmf.gv.at/Steuern/Fachinformation/NeueGesetze/Kapitel
Template6596/_start.htm 
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Tabelle 5.1: Mineralölsteuersätze für Benzin und Diesel in Cent / Liter (Quelle: 
Abgabenänderungsgesetz 2004) 
Schwefelgehalt < 10 mg / kg > 10 mg / kg < 10 mg / kg > 10 mg / kg 
Anteil an biogenen Kraftstoffen - - min. 4,4% - 
bis 30/9/2007  ab 1/10/2007  
Benzin 
41,70 43,20 41,20 44,50 
Veränderung     -0,50 +1,30 
bis 30/9/2005 ab 1/10/2005 
Diesel 
30,20 31,70 29,70 32,50 
Veränderung     -0,50 +0,80 
Im Falle der schwefelfreien, mit über 4,4% biogenen Kraftstoffen angereicherten Treibstoffe 
beträgt also die Mineralölsteuer auf Benzin 139% jener auf Diesel. Anders ausgedrückt: Die 
Mineralölsteuer auf Diesel beträgt nur 72% jener auf Benzin. Laut OECD ist die geringere 
Besteuerung von Diesel verglichen mit Benzin ineffizient: Zwar emittieren Diesel-Fahrzeuge 
weniger Treibhausgase, dafür kommt der Ausstoß von Partikeln hinzu (OECD 2004: 35). 
Außerdem verursachen geringere Steuern auf Diesel eine langfristige Substitution von 
benzinbetriebenen Autos durch jene für Diesel, obwohl Dieselmotoren in Europa um fast 
1.100 Euro mehr kosten und – über eine typische Lebensdauer – nur etwa ein Drittel dieser 
Kosten (vor Steuern) über geringeren Treibstoffverbrauch wieder einsparen. Die Differenz 
kann als marginale Vermeidungskosten für die Substitution gesehen werden und kommt auf 
etwa 120 Euro pro Tonne CO2 (OECD 2004: 98f.). Daher wird ein einheitlicher Steuersatz 
für Benzin und Diesel empfohlen (OECD 2004: 35). 
5.1.2 Schienenverkehr 
DIESEL! 
Der Großteil des Schienenverkehrs funktioniert heute mit elektrischem Strom.38 Dieser 
unterliegt in Österreich der Endbesteuerung über die sogenannten Elektrizitätsabgabe39 in 
Höhe von 0,015 Euro je kWh (Art. 12 § 3 Budgetbegleitgesetz 2000). Davon ausgenommen 
sind „1. Elektrizitätserzeuger, die die elektrische Energie für den Eigenbedarf erzeugen, 
wenn die Erzeugung pro Jahr nicht größer als 5.000 kWh ist, und 2. elektrische Energie, 
soweit sie für die Erzeugung und Fortleitung von elektrischer Energie, von Erdgas oder von 
Mineralöl verwendet wird“ (§ 2 Elektrizitätsabgabegesetz). Somit fällt auch Strom, der in 
Wasserkraftwerken mit einer Leistung von über 5.000 kWh im Jahr gewonnen wird, in diese 
Regelung. 
                                                
38 Von Diesellokomotiven, die z.B. in Deutschland eine große Rolle spielen, wird hierbei abgesehen.  
39 Zur detaillierten Diskussion der Elektrizitätsabgabe siehe Moritz 1999: Kapitel VI. 
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Bei einer konsequenten Energiebesteuerung auf Basis der CO2-Emissionen („Carbon Tax“) 
müsste Energie aus Wasserkraft grundsätzlich anders behandelt werden als z.B. Energie 
aus kalorischen Kraftwerken. Andererseits verursachen große Wasserkraftwerke andere 
Probleme wie z.B. die Überflutung von CO2-abbauenden Wäldern, die Beeinträchtigung der 
Landschaft, Eingriffe in die Ökosysteme des aufgestauten Gewässers, etc (Kosz 1993: 92).  
Für Unternehmen gibt es dabei die Möglichkeit zur Energieabgabenvergütung: Übersteigen 
die geleisteten Energieabgaben die Höhe von 0,5% des Nettoproduktionswertes, so werden 
die geleisteten Abgaben abzüglich der 0,5% des Nettoproduktionswertes sowie abzüglich 
eines Selbstbehaltes (derzeit 400 Euro) rückvergütet. Dabei gilt es jedoch auch einen 
Mindeststeuersatz (derzeit 0,0005 Euro je kWh) zu berücksichtigen (BMF 2004). 
Die Energieabgabenvergütung galt von ihrer Einführung 1996 
(Energieabgabenvergütungsgesetz) bis 2001 nur für Güter produzierende Unternehmen, 
was vom Europäischen Gerichtshof in seinem Urteil vom 8. November 2001 (C-143/99) als 
staatliche Beihilfe beurteilt wurde (EuGH 2005). Nach dem Urteil des österreichischen 
Verfassungsgerichtshofes vom 13. Dezember 2001, wonach die Vergütung nur an 
produzierende Unternehmen gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoße (VfGH 2001), wurde 
das Energieabgabegesetz 2002 novelliert (BGBl. I Nr. 158/2002) und die 
Energieabgabenvergütung auf alle Unternehmen ausgeweitet, wodurch auch 
Dienstleistungsbetriebe – wie z.B. die Bundesbahnen oder die Wiener Linien – in den 
Genuss derselben kamen. 
5.1.3 Luftverkehr 
Laut Artikel 14 der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur 
Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von 
Energieerzeugnissen und elektrischem Strom40 ist „die Lieferungen von Energieerzeugnissen 
zur Verwendung als Kraftstoff für die Luftfahrt“ von jeglicher Besteuerung befreit, wobei „die 
Mitgliedstaaten […] die Steuerbefreiung auf Lieferungen von Flugturbinenkraftstoff [...] 
beschränken“ können. Die Bestimmung gilt jedoch nur für internationale oder 
innergemeinschaftliche Transporte, für nationale Transporte kann Kerosin besteuert werden. 
Über bilaterale Abkommen haben die Mitgliedstaaten jedoch die Möglichkeit, Kerosin auch 
für internationale Flüge (aus dem bzw. in das Vertragsland) zu besteuern (vgl. auch BMU 
2005: 274). 
                                                
40 Die Umsetzung dieser Richtlinie in österreichisches Recht ist im Mineralölbereich inzwischen 
abgeschlossen (BMF 2004b). 
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Laut Loibl/Reiterer stellt dabei die Chicago Konvention von 1944, die Grundlage des 
internationalen Luftfahrtrechts,  kein unüberwindbares Hindernis dar: Unter bestimmten 
Voraussetzungen (Besteuerung nur des zugetankten Kerosins, nicht Diskriminierung für 
ausländische Flüge, Orientierung an den tatsächlichen Umweltkosten, etc.) wäre eine 
Besteuerung von Kerosin damit vereinbar (Loibl/Reiterer 1998: 9). Das Problem ist allerdings 
das enge Geflecht an bilateralen Abkommen zur nicht-Besteuerung, dessen einseitige 
Aufkündigung einen Bruch des Völkerrechts bedeuten würde (Loibl/Reiterer 1998: 11f.). Ihrer 
Meinung nach wäre eine multilaterale Lösung – so unwahrscheinlich sie auch sein mag – der 
einzig gangbare Weg (Loibl/Reiterer 1998: 14f.). 
5.2 Steuerobjekt, Steuertatbestand 
Das Steuerobjekt ist in diesem Falle der Verbrauch von Treibstoffen im Straßenverkehr, mit 
der Option einer Ausdehnung auf Treibstoffe generell. Dies ist aber derzeit – siehe 
Luftverkehr oben – nicht uneingeschränkt möglich. 
Die Europäische Kommission hat in ihrem Richtlinienvorschlag für eine CO2/Energiesteuer 
(Europäische Kommission 1992) als Steuertatbestand die Gewinnung oder Herstellung der 
definierten Erzeugnisse im Gebiet der Gemeinschaft oder die Einfuhr in dieses festgelegt. 
„Vom System der Besteuerung folgt das System dem der Verbrauchssteuern, so dass die 
Steuerpflicht erst mit der Überführung in den freien Verkehr entsteht“ (Moritz 1999: 161). 
Selbes Prinzip sieht z.B. auch das österreichische Mineralölsteuergesetz (§21 MinStG) vor, 
weswegen für diese Arbeit ebenfalls davon ausgegangen wird. 
5.3 Bemessungsgrundlage 
Um die verschiedenen im Verkehrsbereich auftretenden Formen des Energieverbrauchs und 
der Emissionsverursachung einigermaßen verursachungsgerecht zu besteuern, ist eine 
gewisse Systematik notwendig. Dabei zeigen verschiedene Bemessungsgrundlagen 
unterschiedliche Vor- und Nachteile.  
5.3.1 Volumen, Masse 
Die wohl einfachste Variante wäre eine (mehr oder weniger) willkürliche Festsetzung eines 
Preisaufschlages pro Volumens- bzw. Masseeinheit des Energieträgers. Diese könnte sich 
z.B. an einem exogen vorgegebenen Reduktionsziel im Verbrauchs orientieren und anhand 
bekannter Elastizitäten des jeweiligen Energieträgers die dazu notwendige Erhöhung der 
Preise erreichen. Dabei ist allerdings nicht zu vergessen, dass die Elastizitäten in der 
Nachfrage nach einzelnen Energieträgern stark von Substitutionsmöglichkeiten abhängen 
(Eppensteiner 2004: 5) und damit kein Energieträger isoliert betrachtet werden kann. Es ist 
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allerdings sowohl fraglich, ob damit das Umweltziel effizient erreicht werden kann, als auch, 
ob die dadurch hervorgerufenen Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Energieträgern 
(und dadurch auch zwischen den Verkehrsträgern) rechtzufertigen sind. Andererseits kann 
so auf die verschiedenen Knappheiten der Energieträger Rücksicht genommen und damit 
das intertemporale Verteilungsziel möglicherweise besser erreicht werden (Mikoteit 1989: 
181f.) 
5.3.2 Energiegehalt 
Eine Energiesteuer in reiner Definition müsste am Energiegehalt der Energieträger als 
Bemessungsgrundlage für eine Steuer ansetzen. Dadurch würden zwar Anreize zur 
Reduktion des Energieverbrauches bzw. zur effizienteren Nutzung von Energie gesetzt, 
allerdings nicht unbedingt zur Reduktion von Emissionen, da manche Energieträger bei 
gleicher Menge freigegebener Nutzenergie mehr Emissionen erzeugen als andere. 
Außerdem werden Umweltprobleme, die durch andere Emissionen (z.B. NOx, Schwefel, 
Partikel, etc.) oder gar nicht in Emissionsform auftreten, dadurch nicht berücksichtigt. 
Etwas problematisch ist die Definition des Energiegehalts: Insbesondere bei 
Primärenergieträgern (Erdöl, Erdgas, Kohle, etc.) schwankt dieser teilweise beachtlich. Bei 
Sekundärenergieträgern, wie die in dieser Arbeit behandelten (raffinierten) Treibstoffe, sind 
die Schwankungsbreiten allerdings durch Produktklassifikationen und Normen (z.B. 
Kombinierte Nomenklatur [KN] oder PRODCOM)41 auf eine Bandbreite beschränkt, die die 
Einführung von Durchschnittswerten durchaus rechtfertigt. Andererseits könnte auch die bei 
jedem Umwandlungsprozess entstehende nicht wieder verwertbare Energie (z.B. Abwärme) 
als Bemessungsgrundlage herangezogen werden. Dabei gibt es aber eine „Grenze der 
Zurechnung“ (Hansmeyer 1980: 404). 
Laut Mikoteit führt eine „einheitliche Besteuerung des Nutzenergieverbrauchs“ nur zu einer 
ineffektiven Umweltentlastung und würde „den Gedanken erwecken, dass Energiesparen per 
se verdienstvoll sei“ (Mikoteit 1989: 181f.). Außerdem würden keine oder wenig 
Substitutionsprozesse hin zu weniger knappen oder weniger mit Unsicherheit belasteten 
Energieträgern stattfinden. Diese Argumentation ist jedoch nur solange gültig, wie sie sich 
tatsächlich auf jede Art der Nutzenergie bezieht, bei Ausnahmen für erneuerbare 
Energiequellen oder einer Begrenzung auf fossile Energieträger wären wieder 
Lenkungseffekte hin zu weniger belastenden Energieträgern erzielbar. 
                                                
41 Die Kombinierte Nomenklatur (KN) ist eine Güterklassifikation und wird innerhalb der EU für 
Außenhandelsstatistiken und zolltechnische Belange verwendet. Die „Production Communautaire“ 
bezeichnet das EU-System der Produktionsstatistik im Bergbau und im Sachgüterbereich, vgl. 
EUROSTAT 2004. 
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In der Praxis könnte ein fixer Betrag für eine Energieeinheit (z.B. kWh oder MJ) definiert 
werden, der auf eine Mengeneinheit des betroffenen Energieträgers eingehoben wird. 
Tabelle 5.2 zeigt dazu den durchschnittlichen Energiegehalt von Benzin, Diesel und Kerosin, 
berechnet anhand dreier Quellen. Ob der unterschiedlichen Dichte weist Benzin dabei etwa 
12,07 kWh pro Kilogramm auf, Diesel nur 11,89. Den höchsten Wert pro Masseeinheit hat 
Kerosin mit 12,23. Diesel weist mit etwa 9,87 kWh pro Liter den höchsten Wert pro 
Volumenseinheit auf, Benzin liegt mit 9,09 kWh pro Liter nur knapp vor Biodiesel mit 9,04.  
Die Wahl des Volumens als Bemessungseinheit einer Energiesteuer auf Treibstoffe hat 
dabei gegenüber dem Masse den Vorteil, dass an der Tankstelle ebenfalls mit Litern 
gerechnet wird, was zu mehr Transparenz führt und den KonsumentInnen die Bestandteile 
des von ihnen gezahlten Preises einfacher verständlich macht. 
Tabelle 5.2: Energiegehalt verschiedener Treibstoffe (Quelle: Novelle zur Kraftstoffverordnung 2004, 
IPPC 1996: 1.6, Danish Wind Industry Association 2005, eigene Berechnungen) 
 MJ / kg kWh / kg 
Ø Dichte bei  
15° (kg / l) 
kWh / l 
Werte nach Kraftstoffverordnung  
Benzin  41,72 11,59 0,74 8,58 
Diesel 42,41 11,78 0,83 9,78 
Biodiesel 36,97 10,27 0,88 9,04 
Werte nach IPCC 
Benzin  44,80 12,44 0,76 9,46 
Diesel 43,33 12,04 0,83 9,99 
Kerosin 44,59 12,39 0,80 9,91 
Werte nach Danish Wind Industry Association 
Benzin  43,80 12,17 0,76 9,25 
Diesel 42,70 11,86 0,83 9,84 
Kerosin 43,50 12,08 0,80 9,67 
Durchschnitt 
Benzin  43,44 12,07 0,75 9,09 
Diesel 42,81 11,89 0,83 9,87 
Kerosin 44,05 12,23 0,80 9,79 
     
5.3.3 Emissionen 
Um externe Klimakosten zu internalisieren ist die durchschnittliche Höhe der Emissionen bei 
Verbrauch eines Energieträgers eine geeignete Bemessungsgrundlage. In der Praxis wird 
meist auf den durchschnittlichen Kohlenstoffgehalt pro Einheit des Energieträgers als 
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Referenz zurückgegriffen. Wird dieser mit 44/12 multipliziert42 erhält man die Menge an CO2-
Emissionen. Dabei wird allerdings vorausgesetzt, dass der vorhandene Kohlenstoff zur 
Gänze verbrannt und in CO2 umgewandelt wird, was meist nicht der Realität entspricht. 
Außerdem werden andere, ebenfalls schädliche Emissionsgase dabei vernachlässigt.43 
Diese Art der Steuerbemessung hat den Vorteil, dass sie direkte Anreize zur Reduktion der 
Emissionen setzt: Die Substitution eines stärker kohlenstoffhältigen durch einen schwächer 
kohlenstoffhältigen Energieträger würde schon zur Reduktion der CO2-Emissionen 
beitragen. Alle anderen Bemessungsgrundlagen werden von Scholz (2000: 255) als 
„ineffizient“ bezeichnet, da sie unter Umständen sogar Substitutionsvorgänge zu stärker 
CO2-emittierenden Energieträgern bewirken können. Auch hier gilt, dass das CO2 nicht 
allein für externe Klima- oder gar Umweltkosten zuständig ist und andere Komponenten 
ignoriert werden. 
Tabelle 5.3 beschreibt die durchschnittlichen CO2-Emissionen für Benzin, Diesel und 
Kerosin. Es zeigt sich, dass Dieselkraftstoffe mit ca. 263,88 Gramm CO2/kWh die höchsten 
Emissionswerte pro Energieeinheit aufweisen, während Benzin 9 Gramm CO2/kWh weniger 
emittiert. Ein Liter Diesel verursacht entsprechend ca. 2.396,28 Gramm CO2, ein Liter 
Benzin „nur“ 2.383,69 Gramm. Unter der Voraussetzung gleicher Wirkungsgrade wären 
somit unter CO2-Aspekten Ottomotoren den Dieselmotoren vorzuziehen. 
Tabelle 5.3: CO2-Emissionen verschiedener Treibstoffe (Quelle: IPCC 1996: 1.6, Danish Wind 
Industry Association 2005, eigene Berechnungen) 
 g CO2 / MJ g CO2 / kWh g CO2 / kg g CO2 / l 
Werte nach IPCC 
Benzin  68,60 246,96 3.073,28 2.335,69 
Diesel 72,60 261,36 3.145,76 2.610,98 
Kerosin 70,80 254,88 3.156,97 2.525,58 
Werte nach Danish Wind Industry Association 
Benzin  73,00 262,80 3.270,40 2.485,50 
Diesel 74,00 266,40 3.206,42 2.436,88 
Kerosin - - - - 
Durchschnitt 
Benzin  70,80 254,88 3.136,44 2.383,69 
Diesel 73,30 263,88 3.153,00 2.396,28 
Kerosin - - - - 
                                                
42 Ein Mol Kohlenstoff wiegt ca. 12g, ein Mol Sauerstoff 16g. Ein Mol CO2 wiegt daher 44g, also das 
44/12-fache eines Mols Kohlenstoff. 
43 Diese Modellrechnung ist sehr vereinfacht und entspricht nicht zur Gänze den tatsächlichen 
Emissionswerten. Über die Methodik der Ermittlung von PKW-Abgasemissionen vgl. Kohoutek 1996. 
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5.3.4 Besteuerung „alternativer“ Treibstoffe 
„Die Steuerbefreiung der erneuerbaren Energien beabsichtigen, deren Konkurrenzfähigkeit 
zu verbessern“ (Bach et al. 1995: 57). In der neuen Fassung des Mineralölsteuergesetzes 
werden jedoch auch biogene Stoffe, sofern sie „als Treibstoffe, als Zusatz oder 
Verlängerungsmittel von Treibstoffen oder zum Verheizen dienen“ als Mineralöl im Sinne des 
Gesetzes betrachtet und sind demnach Steuerobjekte. Die Verwendung von reinem 
Biokraftstoff als Kraftstoff bleibt jedoch von der Mineralölsteuer befreit (Art. XIII AbgÄG 
2004). 
Mit der Novelle der Kraftstoffverordnung wurde am 4. November 2004 die Richtlinie 
2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Mai 2003 zur Förderung 
der Verwendung von Biokraftstoffe oder anderen erneuerbaren Kraftstoffen im 
Verkehrssektor in österreichisches Recht umgesetzt. Alle Stellen, die Treibstoffe in den 
Verkehr bringen, haben seit 1. Oktober 2005 2,5% des gesamten in Verkehr gebrachten 
Treibstoffes (bemessen am Energiegehalt) durch Biotreibstoffe zu ersetzen. Dieser 
Prozentsatz erhöht sich ab 2007 auf 4,3% und ab 2008 auf 5,75%, womit das Richtlinienziel 
erreicht wäre. 
Ziel dieser Politik ist einerseits die Verringerung der Abhängigkeit von den 
Preisschwankungen am Ölmarkt und ein höherer Grad an Energieselbstversorgung sowie 
andererseits die Reduktion der Umweltbelastungen (BMF 2004b): „Der Einsatz von Biodiesel 
in Kraftfahrzeugen führt zu einer Verringerung der meisten Schadstoffemissionen (speziell 
CO, HC sowie Partikel). Weiters ist der Treibstoff schwefelfrei und biologisch abbaubar. Der 
Einsatz von Biodiesel kann jedoch (speziell im Hochlastbetrieb) zu leicht erhöhten NOx-
Emissionen führen. Die Verbrennung von Biodiesel im Fahrzeug führt zu etwa gleich hohen 
Treibhausgasemissionen wie fossiler Diesel, unter Berücksichtigung der gesamten 
Herstellung des Kraftstoffs ergeben sich jedoch deutliche Einsparungspotentiale“ 
(Umweltbundesamt 2005b). Ob diese Vorteile der biogenen gegenüber fossilen Kraftstoffen 
eine ausreichende Grundlage zur steuerlichen Bevorzugung darstellen, ist eine Frage die 
nicht im Rahmen dieser Arbeit beantwortet werden kann. 
5.4 Wertsteuer vs. Mengensteuer 
Eine Wertsteuer ist ein prozentueller Aufschlag auf den Verkaufswert des Steuerobjektes. 
Dabei ist keine Inflationskorrektur notwendig, da die Steuersätze an nominale Größen 
anknüpfen. Allerdings bedeutet dies, dass z.B. Energieträger im Großhandel, die zu einem 
geringeren Preis verkauft werden als im Einzelhandel, auch mit weniger Steuern belastet 
werden. Problematisch ist bei Wertsteuern auch die systematische Verstärkung von 
Preisschwankungen des Steuerobjektes, da der Preis, den der/die EndverbraucherIn zahlt 
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(Marktpreis + Steuer), überproportional stärker auf Schwankungen des Marktpreises reagiert 
als bei einer Mengensteuer, die diesbezüglich dämpfend wirkt (Bach et al. 1995: 59). 
Außerdem schwankt mit den Marktpreisen auch das (prozentuell davon abhängige) 
Steueraufkommen und die Lenkungswirkung wird bei jeder Verbilligung abgeschwächt (Kosz 
1993: 88). 
Eine Mengensteuer unterwirft sämtliche steuerpflichtigen Steuerobjekte einem einheitlichen 
Steuersatz je Einheit der Bemessungsgrundlage (z.B. Energiegehalt, Emissionen, etc.) und 
greift damit an dem Tatbestand an, der von der Steuer gelenkt werden soll. Dabei ist 
allerdings eine Inflationskorrektur des Steuersatzes notwendig, „um den vorgegebenen 
Anstieg der relativen Energiepreise gegenüber den übrigen Preisen zu gewährleisten“ (Bach 
et al. 1995: 59). Dafür schlagen Bach et al. vor, eine durchschnittliche Inflationsrate 
anzunehmen, um die der Steuersatz (zusätzlich zu etwaigen Anstiegen) jedes Jahr erhöht 
wird (Bach et al. 1995: 59). Der fixe Steuersatz wirkt auf Preisschwankungen am 
Energiemarkt eher dämpfend und garantiert ein einigermaßen stabiles, nur von 
Nachfrageschwankungen abhängiges Steueraufkommen. 
5.5 Einhebung  
Die Unterscheidung zwischen SteuerschuldnerIn (er/sie ist verpflichtet die Steuer 
abzuführen) und SteuerträgerIn (er/sie trägt die wirtschaftliche Last) ist ex ante oftmals nicht 
eindeutig zu definieren, da es im Endeffekt von der Marktlage abhängt, ob eine Steuer 
übergewälzt werden kann (Moritz 1999: 34). Dennoch ist davon auszugehen, dass eine 
Energiesteuer auf Treibstoffe ähnlich wie die Mineralölsteuer von den EndkundInnen 
getragen wird und damit eine indirekte Steuer darstellt. Damit ist es wahrscheinlich, dass es 
sich um eine Verbrauchssteuer handelt (Moritz 1999: 44).  
Die Bestimmung der SteuerschuldnerInnen hat vor allem steuertechnische Gründe: Es geht 
darum, die Einhebung mit möglichst geringen Kosten und möglichst hohem Erfassungsgrad 
zu gestalten. Dies ist über die Ausgestaltung als Verbrauchssteuer relativ wahrscheinlich 
(vgl. Bach et al. 1995: 60). Entsteht die Steuerpflicht für die Energiesteuer wie bei der 
Mineralölsteuer mit der Überführung in den steuerrechtlich freien Verkehr (vgl. Kapitel 5.2), 
so ist SteuerschuldnerIn, „wer die steuerpflichtigen Vorgänge vornimmt, also der Inhaber des 
Herstellungs- und Förderbetriebs, der Importeur, der Brennstoffhändler“ (Bach et al. 1995: 
60). Somit könnte die Energiesteuer gemeinsam mit der Mineralölsteuer eingehoben werden, 
was durch Synergieeffekte die Vollzugskosten noch geringer ausfallen lässt. 
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5.6 Ausweisung als „Energiesteuer“ 
Eine eigene Ausweisung der Energiesteuer erscheint aus mehreren Gründen sinnvoll: 
Einerseits können so die Lenkungseffekte unterstützt werden, indem „die Fühlbarkeit der 
Steuer für die Verwender bzw. Konsumenten“ erhöht wird und damit Ausweichreaktionen 
gefördert werden (Mikoteit 1989: 182). Weiters erhöht laut Schablas (1999: 42f.) „eine 
verständliche Darlegung des Problemhintergrundes [und] der durch die eingenommenen 
Mittel angestrebten Ziele“ die Akzeptanz von Umweltabgaben. Eine getrennte Ausweisung 
der Energiesteuer ist dafür ein erster Schritt, der von ausreichend Information (z.B. 
Medienkampagnen) begleitet werden muss. In dieselbe Richtung geht der postulierte 
positive Zusammenhang zwischen der Bekanntheit einer Maßnahme und ihrer Akzeptanz 
(Schablas 1999: 68). Zuletzt sei auf die Kostentransparenz verwiesen, die durch eine 
getrennte Ausweisung einer Energiesteuer ermöglicht wird: Der Deckungsbeitrag für 
Straßenkosten wird über die Mineralölsteuer, die Abgeltung für externe Klimakosten über die 
Energiesteuer eingehoben. 
5.7 Steuersatz 
Zur Definition der „optimalen Steuersatzes“, also jenem, wo alle externen Effekte 
internalisiert werden, siehe Kapitel 2.2.2, zur Idee des „standardorientierten Steuersatzes“ 
Kapitel 2.3.1. Der hier angewendete Ansatz ist standardorientiert, wobei der Standard nicht 
in der Erreichung bestimmter Emissions-Reduktionsziele, sondern in der Internalisierung 
bestimmter externer Umweltkosten besteht. Damit entfällt das Problem der Anpassung des 
Steuersatzes („trial and error-Prozess“) solange bis das Reduktionsziel erreicht ist (vgl. 
Mikoteit 1989: 186). 
5.7.1 Dynamische Entwicklung 
In der Literatur wird meist von einem „real“ (ohne Berücksichtigung etwaiger 
Inflationskorrekturen) steigenden Steuersatz ausgegangen. Dafür sprechen vor allem zwei 
Gründe: Einerseits erodiert die Steuerbasis mit der Wirkung der Lenkungseffekte, also der 
Reduktion im Verbrauch der besteuerten Energieträger, sodass das Steueraufkommen aus 
der Energiesteuer auf Treibstoffe sinkt. Wenn dieses Steueraufkommen allerdings zur 
Finanzierung anderer Bereiche (z.B. zur Abgeltung gesunkener Steuereinnahmen aus 
gesenkten Lohnnebenkosten) benötigt wird, muss der Steuersatz entsprechend erhöht 
werden. Andererseits erschöpft sich die Anreizwirkung zur Emissions-Reduktion bei einem 
konstanten Steuersatz recht bald, sodass zur beständigen Anreizfunktion eine ständige 
Erhöhung des Steuersatzes notwendig ist (Kosz 1993: 92). Steuersätze, die anfangs niedrig 
sind und im Laufe der Zeit steigen, haben zusätzlich den Vorteil dass sie die 
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volkswirtschaftlichen Strukturanpassungskosten minimieren, da den Haushalten und 
Unternehmen Zeit gelassen wird, sich darauf einzustellen (Bach et al. 1995: 24f.). Damit ist 
es möglich die Vorteile niedriger und hoher Steuersätze mit möglichst geringen 
Anpassungskosten zu kombinieren (Köppl et al. 1995: 52). 
Erdmann sieht jedoch das Problem, dass bei steigenden Steuersätzen das Problem der 
intertemporalen Allokation verschärft wird: Unter der Annahme, dass die Energiesteuer nicht 
vollständig auf die EndverbraucherInnen übergewälzt werden (können), mindern steigende 
Steuersätze zukünftige Gewinne und es besteht der Anreiz die erschöpfbaren Ressourcen 
möglichst schnell auszubeuten. Dies würde wiederum für sinkende Steuersätze sprechen 
(Erdmann 1997: 13). 
5.7.2 Vorschläge für Werte abhängig vom Energieträger 
Im Folgenden sollen einige Werte unter verschiedenen Annahmen und für verschiedene 
Anforderungen errechnet werden. Dabei wird allerdings nicht auf die dynamische 
Entwicklung Rücksicht genommen, sondern nur ein statischer Wert ausgegeben. 
5.7.2.1 Varianten I & II: Umrechnung der Elektrizitäts- bzw. 
Erdgasabgabe auf Treibstoffe 
Ausgehend von der Überlegung, dass die Abgaben für Elektrizität und Erdgas eine schon 
bestehende Energiesteuer darstellen, werden diese im Folgenden für Treibstoffe 
umgerechnet. Dabei beträgt die Elektrizitätsabgabe 1,5 Cent/kWh (siehe Kapitel 5.1.2) und 
die Erdgasabgabe 6,6 Cent/m3 (Budgetbegleitgesetz 2003). Bei 9,94 kWh/m3 (Novelle der 
Kraftstoffverordnung 2004) ergibt das einen impliziten Steuersatz von 0,66 Cent/kWh, also 
weniger als die Hälfte der Elektrizitätsabgabe. In Hinblick auf die Rivalität Straße-Schiene 
kommt allerdings der Elektrizitätsabgabe die größere Bedeutung zu, gilt es doch eventuell 
auftretende Ungleichbehandlungen zu vermeiden. 
Aufbauend auf die bisherigen Berechnungen zum Energiegehalt zeigt Tabelle 5.4 die 
Äquivalente zu Elektrizitäts- und Erdgasabgabe pro Liter Treibstoff. Für erstere (Variante I) 
liegen die Werte bei 13,64 (Benzin) und 14,81 Cent/Liter (Diesel). Für zweitere (Variante II) 
ergibt sich eine Abgabenhöhe von 6,04 Cent/Liter bei Benzin und 6,55 Cent/Liter bei Diesel. 
Damit liegen sie weit unter den bisherigen Abgabesätzen der Mineralölsteuer. Bei Kerosin 
würde eine Besteuerung nach Energiegehalt äquivalent zu Elektrizität und Erdgas Werte 
zwischen jenen von Benzin und Diesel ergeben. 
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Tabelle 5.4: Umrechnung der Elektrizitätsabgabe (Variante I) und der Erdgasabgabe (Variante II) auf 
Treibstoffe (Quellen: Budgetbegleitgesetz 2003, Novelle der Kraftstoffverordnung 2004, AbgÄG 2004, 
eigene Berechnungen) 
 kWh / Liter 
Variante I 
Äquivalent zur 
Elektrizitätsabgabe in 
Cent / Liter 
Variante II 
Äquivalent zur 
Erdgasabgabe in 
 Cent / Liter 
Bestehende 
Mineralölsteuer in 
Cent / Liter 
Benzin 9,09 13,64 6,04 41,20 - 44,50 
Diesel 9,87 14,81 6,55 29,70 - 32,50 
Kerosin 9,79 14,68 6,50 0,00 
   
 
 
5.7.2.2 Internalisierung der Klimakosten 
Eine andere Variante wäre ein an den CO2-Emissionen ansetzender Steuersatz: Kann man 
jene Kosten beziffern, die durch die Emissionen entstehen, so lassen sich diese ebenfalls 
auf einen Liter Treibstoff umlegen. Dabei gelten neben den Schwierigkeiten zur 
Quantifizierung von Umweltschäden (siehe Kapitel 1.4) auch die in Kapitel 5.3.3 genannten 
Probleme bei der Berechnung der CO2-Emissionen. 
Für dieses einfache Modell werden die Klimakosten der CO2-Emissionen einerseits in 
Variante III nach dem von Herry/Sedlacek (2003: 75) errechnetem Betrag von 90,65 Euro/t 
CO2 (siehe Kapitel 1.3), andererseits in Variante IV auch nach dem aktuellen CO2-
Zertifikatswert an der Energy Exchange Austria von 22,01 Euro/t CO2 (vgl. EXAA 2005) 
bewertet (siehe Tabelle 5.5). 
Tabelle 5.5: Varianten III und IV: Internalisierung der externen Klimakosten über die Höhe der 
Energiesteuer auf Treibstoffe (Quellen: Herry/Sedlacek 2003: 75, EXAA 2005, AbgÄG 2004, eigene 
Berechnungen) 
 kg CO2 / Liter 
Variante III 
Abgabe in Cent / Liter 
bei Klimakosten von 
90,65 Euro/t CO2 
Variante IV 
Abgabe in Cent / Liter 
bei Klimakosten von 
22,01 Euro/t CO2 
Bestehende 
Mineralölsteuer in 
Cent / Liter 
Benzin 2,34 21,19 5,14 41,20 - 44,50 
Diesel 2,39 21,62 5,25 29,70 - 32,50 
Kerosin 2,49 22,61 5,49 0,00 
   
 
 
Interessant ist dabei vor allem die Tatsache, dass eine Besteuerung anhand des aktuellen 
CO2-Zertifikatspreises (5,14 Cent pro Liter Benzin) unter den Werten sowohl anhand der 
Elektrizitäts- als auch anhand der Erdgasabgabe liegt, während der Betrag anhand des 
Wertes von Herry/Sedlacek (21,19 Cent pro Liter Benzin) deutlich darüber liegt. Dies macht 
deutlich wie schwierig es ist, Klimakosten tatsächlich zu beziffern. 
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5.7.3 Vorschläge für Werte unter zusätzlicher Berücksichtigung 
der Primärenergieinputs 
Bei Erdmann (1995: 269) und Baake et al. (1996:135) finden sich Angaben über jene 
Energie bzw. jene Emissionen, die bei der Produktion der hier betrachteten 
Sekundärenergieträger anfallen. Dabei geht es um das Produktionsverhältnis zwischen dem 
Sekundärenergieträger (z.B. Benzin) und dem Primärenergieträger (Erdöl), das für Benzin 
mit 0,844 und für Diesel mit 0,884 beziffert wird. Wird dieser Wert in die Berechnung 
miteinbezogen, erhöht sich entsprechend der Steuersatz. Unter Einbezug der 
Primärenergieinputs verändert sich auch das Verhältnis der Abgabenhöhe für Benzin und 
Diesel: In den Varianten I und II, die sich auf den Energiegehalt stützen, würde Diesel zwar 
weiterhin höher besteuert werden, der Abstand würde allerdings schrumpfen. In den 
Varianten III und IV, die auf den CO2-Emissionen aufbauen, dreht sich das Verhältnis um 
und Benzin wird – ob der höheren Primärinputs – höher besteuert. Die Unterschiede bleiben 
aber relativ gering (siehe Tabelle 5.6). 
Tabelle 5.6: Varianten I bis IV der Abgabenhöhe unter Berücksichtigung des Verhältnisses 
Endenergie/Primärenergieinputs (Quellen: Erdmann 1995: 269, Baake et al. 1996:135, eigene 
Berechnungen) 
 
Ursprüngliche Abgabenhöhe in 
Cent / Liter 
Abgabenhöhe in Cent / Liter nach 
Berücksichtigung der 
Primärenergieinputs 
 Benzin Diesel Benzin Diesel 
Variante I  
"Elektrizitätsabgabe" 
13,64 14,81 16,16 16,75 
Variante II  
"Erdgasabgabe" 
6,04 6,55 7,15 7,41 
Variante III  
"Herry/Sedlacek“ 
21,19 21,62 25,11 24,46 
Variante IV  
"Zertifikatswert" 
5,14 5,25 6,10 5,94 
     
5.7.4 Vorschläge für Werte unter zusätzlicher Berücksichtigung 
von Wirkungsgraden 
Bisher wurden nur die Energiegehalte bzw. CO2-Emissionen der Treibstoffe einbezogen, 
nicht jedoch die Frage, wie viel dieser Energie tatsächlich in Arbeit umgewandelt wird. Bei 
jeder Energieumwandlung reduziert sich die Menge an Nutzenergie, der Rest geht, z.B. als 
Abwärme, „verloren“ (Zweiter Hauptsatz der Thermodynamik). Jeder Motor dient zur 
Umwandlung von gespeicherter Energie in Bewegungsenergie, dabei ist der Wirkungsgrad, 
also das Verhältnis zwischen Energieinput und Energieoutput, je nach Technologie 
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unterschiedlich hoch. Die in Kraftfahrzeugen eingesetzten Verbrennungs- bzw. 
Explosionsmotoren kommen dabei auf keine besonders guten Werte: „Derzeit erreichen nur 
ca. 20-30% der eingesetzten Primärenergie die Antriebsräder der Fahrzeuge“ (Borgmann 
2004: 12).44 Angelehnt an Erdmann (1995: 269) wird im Folgenden ein durchschnittlicher 
Wirkungsgrad von 25% angenommen, unabhängig davon ob es sich um Diesel- oder um 
Ottomotoren handelt. Diese Approximation lässt sich damit argumentieren, dass der 
tatsächliche Wirkungsgrad je nach Motor, Fahrweise, Treibstoff, Wetter, Straßenlage, etc. 
variiert und somit ex-ante ohnehin nicht exakt definiert werden kann. Weiters werden von 
Erdmann (1995: 269) auch die Wirkungsgrade eines Elektromotors, sowie die vorgelagerten 
(Umwandlungsverluste von Primär- in Sekundärenergieträger) sowie die nachgelagerten 
Wirkungsgrade (Reibungsverluste) übernommen (siehe Tabelle 5.7). Es zeigt sich, dass 
Elektromotoren zwar per se einen viel höheren Wirkungsgrad aufweisen als 
Explosionsmotoren (85% zu 25%), unter Einbeziehung der Primärenergieinputs reduziert 
sich dieser Vorsprung allerdings auf 19,9% zu 14,8%. Damit erweist sich die Schiene jedoch 
immer noch als energieeffizienter als ein Kraftfahrzeug.45 Diese Berechnung geht allerdings 
von einem Übertragungsverlust von nur 5% aus -  
Tabelle 5.7: Nutzenergieanalyse am Beispiel von mechanischer Energie (Quelle: Erdmann 1995: 269) 
energetischer  kumulierter  energetischer  kumulierter  
Technologie 
Wirkungsgrad eines  
Explosionsmotors  in % 
Wirkungsgrad eines 
Elektromotors in % 
Erdölgewinnung 97 97,0   
Raffinerie und Transport 87 84,4   
Otto-Motor46 25 21,1   
Reibungsverluste 70 14,8   
Kohlebergbau   96 96,0 
Kohletransport   97 93,1 
Elektrizitätserzeugung   33 30,7 
Elektrizitätsübertragung   95 29,2 
Elektromotor   85 24,8 
Reibungsverluste   80 19,9 
                                                
44 Die von Borgmann genannte „Primärenergie“ bezeichnet den Energiegehalt des verbrauchten 
Treibstoffs, in dieser Arbeit als „Sekundärenergieträger“ verstanden. 
45 Dies gilt allerdings nur im direkten Vergleich eines Schienenkilometers mit einem Kfz-Kilometer. In 
der Realität braucht jedes Schienennetz vor- und nachgelagerte Transporte, um Menschen und Güter 
von Tür zu Tür befördern zu können – meist mittels Kraftfahrzeuge. Entsprechend reduziert sich in der 
Praxis auch die Energieeffizienz. 
46 Obwohl im Original „Otto-Motor“ steht, sei noch mal darauf hinwiesen, dass dieser Wert auch für 
Dieselmotoren gilt. 
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Mit diesen Werten lässt sich die Variante I („Elektrizitätsabgabe“) in verschiedene 
Richtungen erweitern, je nachdem welche Tatbestände einbezogen werden. 
5.7.4.1 Variante V: „Elektrizitätsabgabe“ unter einfacher 
Berücksichtung durchschnittlicher Wirkungsgrade 
Unter Einbeziehung der Wirkungsgrade verändern sich die Werte aus den oben angeführten 
Varianten drastisch: Je nachdem, ob die nachgelagerten Reibungsverluste in die 
Berechnung einfließen oder nicht, ergibt sich in dieser Variante V für Benzin statt der 13,64 
Cent/Liter eine Abgabenhöhe von 54,54 bzw. 77,92 Cent/Liter. Diesel kommt statt 14,81 auf 
59,22 bzw. 84,61 Cent/Liter (siehe Tabelle 5.8). 
Tabelle 5.8: Variante V: Variante „Elektrizitätsabgabe“ unter Berücksichtigung durchschnittlicher 
Wirkungsgrade von Explosionsmotoren und Elektromotoren (Quellen: Erdmann 1995: 269, eigene 
Berechnungen) 
 Elektromotor Explosionsmotor 
 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
Durchschnittlicher 
Wirkungsgrad 
0,85 0,68 0,25 0,18 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/kWh Nutzenergie 
1,76 2,21 6,00 8,57 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/Liter Benzin 
  54,54 77,92 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/Liter Diesel 
  59,22 84,61 
     
Werden zusätzlich zu den Wirkungsgraden noch die Primärenergieinputs einbezogen, 
erhöhen sich die impliziten Abgabensätze auf Nutzenergie doch bemerkbar. Besonders 
stark, um über 300%, im Falle des Elektromotors (ohne Reibungsverluste 6,05 statt 1,76 
Cent/kWh Nutzenergie), wo der Löwenanteil der Umwandlungsverluste im Primärenergie-
bereich anfällt, aber auch im Bereich der Treibstoffe (siehe 
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Tabelle 5.9). 
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Tabelle 5.9: Variante V unter Berücksichtigung von Primärenergieinputs (Quellen: Erdmann 1995: 
269, Baake et al. 1996:135, eigene Berechnungen) 
 Elektromotor Explosionsmotor 
 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
Durchschnittlicher 
Wirkungsgrad 
0,248 0,199 0,211 0,148 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/kWh Nutzenergie 
6,05 7,54 7,11 10,14 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/Liter Benzin 
  64,62 92,13 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/Liter Diesel 
  70,17 100,04 
     
5.7.4.2 Variante VI: „Elektrizitätsabgabe“ bei Äquivalenz der 
impliziten Steuersätze auf Nutzenergie 
Um Kostenfairness zwischen den Verkehrsträgern Schiene und Straße herzustellen, wird im 
Folgenden ein gleicher impliziter Steuersatz auf Nutzenergie angenommen. Dieser ergibt 
sich auf Basis der derzeitigen Elektrizitätsabgabe (1,5 Cent/kWh Bruttoenergie) und der 
Einbeziehung der Primärinputs bei Strom. Damit ergibt sich – je nach Berücksichtigung der 
Reibungsverluste – ein unterstellter Steuersatz von 1,76 bzw. 2,21 Cent/kWh Nettoenergie. 
Ungelegt auf einen Explosionsmotor mit einem Wirkungsgrad von 0,25 würde sich der 
Steuersatz für ein kWh Bruttoenergie auf 0,44 bzw. 0,39 Cent belaufen. Da für eine kWh 
Nutzenergie in diesem Fall vier kWh Bruttoenergie benötigt werden, muss der Steuersatz für 
Bruttoenergie unter jenem (impliziten) für Nettoenergie liegen. Bei dem geringeren 
Wirkungsgrad unter Berücksichtigung von Reibungsverlusten liegt er noch darunter. 
Hochgerechnet auf Liter wird dabei Benzin mit 4,41 bzw. 3,86 Cent/Liter marginal teurer als 
Diesel mit 4,37 bzw. 3,83 Cent/Liter. Dies ist auf den leicht höheren Energiegehalt von Diesel 
zurückzuführen (siehe 
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Tabelle 5.10). Insgesamt ist der Steuersatz dieser Bemessungsmethode der geringste von 
allen errechneten. 
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Tabelle 5.10: Variante VI: Variante "Elektrizitätsabgabe" bei Äquivalenz der impliziten Abgabenhöhe 
für eine kWh Nutzenergie unter Berücksichtigung durchschnittlicher Wirkungsgrade der Motoren 
(Quellen: Erdmann 1995: 269, Baake et al. 1996:135, eigene Berechnungen) 
 Elektromotor Explosionsmotor 
 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
Durchschnittlicher 
Wirkungsgrad 
0,85 0,68 0,25 0,18 
Unterstellte Abgabenhöhe 
in Cent/kWh Nutzenergie 
1,76 2,21   
Äquivalente Abgabenhöhe 
für Bruttoenergie in 
Cent/kWh 
  0,44 0,39 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in CentLiter Benzin 
  4,41 3,86 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/Liter Diesel 
  4,37 3,83 
     
Werden zusätzlich zur vorherigen Variante noch die Primärinputs einbezogen, schmilzt der 
bessere Wirkungsgrad von Elektromotoren zusammen (siehe Tabelle 5.8) und der 
unterstellte Abgabensatz erhöht sich auf 6,05 bzw. 7,54 Cent/kWh Nutzenergie (je nach 
Berücksichtigung der Reibungsverluste). Entsprechend höher fällt auch die äquivalente 
Steuerhöhe für Benzin (11,60 bzw. 10,14 Cent/Liter) und Diesel (12,60 bzw. 11,01 
Cent/Liter) aus, im guten Mittelfeld aller hier errechneten Werte (siehe Tabelle 5.11). 
Tabelle 5.11: Variante VI unter Berücksichtigung der Primärinputs (Quellen: Erdmann 1995: 269, 
Baake et al. 1996:135, eigene Berechnungen) 
 Elektromotor Explosionsmotor 
 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
ohne Reibungs-
verluste 
mit Reibungs-
verlusten 
Durchschnittlicher 
Wirkungsgrad 
0,248 0,199 0,211 0,148 
Unterstellte Abgabenhöhe 
in Cent/kWh Nutzenergie 
6,05 7,54   
Äquivalente Abgabenhöhe 
für Bruttoenergie in 
Cent/kWh 
  1,28 1,12 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/Liter Benzin 
  11,60 10,14 
Äquivalente Abgabenhöhe 
in Cent/Liter Diesel 
  12,60 11,01 
     
 90 
5.7.5 Zusammenfassung 
Zum Überblick seien hier noch mal alle errechneten Werte in Tabelle 5.12 angeführt. Dabei 
werden die Varianten V und VI unter Berücksichtigung der Reibungsverluste angegeben. 
Tabelle 5.12: Zusammenfassung der errechneten Werte aus Kapitel 5.7 
 
Errechnete Abgabenhöhe in 
Cent/Liter 
Abgabenhöhe in Cent/Liter 
nach Berücksichtigung der 
Primärenergieinputs 
 Benzin Diesel Benzin Diesel 
Variante I  
"Elektrizitätsabgabe" 
13,64 14,81 16,16 16,75 
Variante II  
"Erdgasabgabe" 
6,04 6,55 7,15 7,41 
Variante III  
"Herry/Sedlacek“ 
21,19 21,62 25,11 24,46 
Variante IV  
"Zertifikatswert" 
5,14 5,25 6,10 5,94 
Variante V  
"Elektrizitätsabgabe + 
Wirkungsgrade“ 
77,92 84,61 92,13 100,04 
Variante VI  
"Elektrizitätsabgabe + 
gleicher impliziter 
Steuersatz auf Nutzenergie“ 
3,86 3,83 10,14 11,01 
     
Mit Ausnahme der Variante V, wo die Berücksichtigung der geringen Wirkungsgrade von 
Verbrennungsmotoren zu einem Steuersatz von 77,92 (Benzin) bzw. 84,61 Cent/Liter 
5.7(Diesel) führt, liegen die errechneten Werte (ohne Berücksichtigung der Primärinputs) in 
einem Bereich zwischen 3 und 22 Cent pro Liter. Damit würde eine Energiesteuer auf 
Treibstoffe deutlich unter den Mineralölsteuersätzen bleiben und zwischen 3 und 21 Prozent 
des derzeitigen Benzin- bzw. Dieselpreises (Stand 19/9/2005) ausmachen (siehe Abbildung 
5.2). Insgesamt käme der Benzinpreis also auf Höhen zwischen 1,189 (Variante VI) und 
1,362 (Variante III) Euro / Liter. Im Sonderfall Variante V läge er bei 1,929 Euro / Liter. 
Diesel, derzeit um etwa 12 Cent / Liter billiger als Benzin, käme auf 1,074 (Variante VI), 
1,238 (Variante III) bzw. 1,868 Euro / Liter (Variante V) und würde weiterhin deutlich weniger 
kosten als Benzin. 
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Abbildung 5.2: Treibstoffpreise inklusive Energiesteuern ohne Berücksichtigung der Primärenergieinputs 
(Quellen: BMWA 2005, eigene Berechnungen) 
Treibstoffpreise inklusive Energiesteuer
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5.8 Zusammenfassung 
In diesem Kapitel wurden praktische Fragen zur Ausgestaltung einer Energiesteuer 
diskutiert. Dabei hat sich gezeigt, dass es in vielen Bereichen keine „richtige“ Ausgestaltung 
gibt, sondern dass verschiedene Varianten jeweils ihre Vor- und Nachteile haben. Relativ 
eindeutig war das Ergebnis der Überlegungen in Bezug auf Steuerobjekt (Treibstoffe), 
Steuertatbestand (Einfuhr bzw. Überführung in den freien Verkehr), die Ausgestaltung als 
Mengensteuer, die Einhebung analog zur Mineralölsteuer und eine getrennte Ausweisung. 
Nicht eindeutig geklärt werden konnte z.B. die Frage, ob der Energiegehalt oder der Gehalt 
an CO2-Emissionen die geeignetere Bemessungsgrundlage darstellt. Möglich wäre auch 
eine Kombination: Die Europäische Kommission z.B. hatte 1992 in ihrem Vorschlag für eine 
Energiesteuer geplant, je zur Hälfte den Energiegehalt und den Gehalt an CO2-Emissionen 
heranzuziehen (Europäische Kommission 1992). Eine weitere, offene Frage betrifft sowohl 
die Höhe als auch die dynamische Entwicklung des Steuersatzes. Die Frage der 
dynamischen Entwicklung wurde nur theoretisch behandelt, wobei hier viel für steigende 
Steuersätze spricht. Zur Höhe wurden – je nach Anforderung (z.B. Äquivalenz zur 
Elektrizitätsabgabe, Internalisierung der Klimakosten, etc.) – verschiedene Werte errechnet, 
die als Grundlage herhalten könnten. Nach Aufschlag der Energiesteuer würde der Treibstoff 
dabei in etwa zwischen 3% (Variante VI) und 82 % (Variante V) mehr kosten, je nach 
Berechnungsvariante. Dabei bleiben auch die Fragen offen, ob diese Preissteigerungen 
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tatsächlich zu einer signifikanten Reduktion der Nachfrage führen würden und welche 
gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen daraus erwachsen würden. 
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6 Energiesteuern international 
Dieses Kapitel bietet zuerst einen groben Überblick über Energiesteuern (nach OECD-
Definition, vgl. Kapitel 1.2) in anderen Ländern, Schwerpunkt ist dabei die EU.47 Generell ist 
zu sagen, dass die Fülle an verschiedenen Steuern und Abgaben im Bereich der Energie 
bzw. ihre unterschiedliche Ausgestaltung derart breit ist, dass es den Rahmen dieser Arbeit 
übersteigen würde, alle Varianten anzuführen. Außerdem kann für die Aktualität der Daten 
keine Garantie übernommen werden, da sich die Höhe von Abgaben immer wieder ändert 
(siehe geplante Anhebung der Mineralölsteuer im Regierungsprogramm des Kabinetts 
Gusenbauer). Für Detailinformation sei hiermit auf die gemeinsame Datenbank von OECD 
und der Europäischen Umweltagentur verwiesen, die wahrscheinlich die ausführlichste 
Auflistung von Steuern im Umweltbereich für ihre Mitgliedsstaaten bietet (OECD 2005c). 
Weiters wird kurz auf die Frage nach der Sinnhaftigkeit von internationaler Kooperation 
eingegangen, bevor im dritten Teil EU-weite Ansätze beschrieben werden. Dabei handelt es 
sich um Initiativen zu gemeinsamer Energiebesteuerung, zur Harmonisierung der 
Verbrauchssteuern und zur Einrichtung eines gemeinsamen Marktes für CO2-Zertifikate. 
6.1 Energiesteuern in der EU bzw. OECD 
Ökologisch motivierte Steuerreformen wurden in Europa erstmals zu Beginn der 1990er 
durchgeführt. Die nordischen Länder hatten dabei eine Vorreiterrolle inne: Finnland war das 
erste Land, das überhaupt CO2-spezifische Steuern eingeführt hat (1990), Norwegen folgte 
ein Jahr danach, dann Dänemark und Schweden. Seit damals sind viele Länder 
nachgezogen und haben in unterschiedlichsten Varianten umweltbezogene Steuern 
eingeführt, erhöht oder umgestaltet. 
Tabelle 6.1 gibt einen Überblick über umweltbezogene Steuern in den OECD-Ländern. 
Dabei wird deutlich, dass bisher nur wenige Ländern CO2-spezifische Steuern („Carbon 
Taxes“) eingeführt haben, nämlich Österreich, Dänemark, Finnland, Deutschland, 
Niederlande, Norwegen, Schweden und das Vereinigte Königreich. Tabelle 6.2 spezifiziert, 
was die OECD unter „CO2-related taxes“ versteht: Steuern auf Elektrizität, Erdgas, Kohle 
und Mineralöle. So kommen auch Österreich, Deutschland und das Vereinigte Königreich, 
wo (noch) keine explizite CO2-Steuer eingeführt wurde, in diese Gruppe. 
In Tabelle 6.1 zeigt sich unter anderem auch, wie unterschiedlich die Steuersätze auf Benzin 
(bezogen auf eine Tonne CO2-Ausstoß) in den OECD-Ländern ausfallen: Den bei weiten 
niedrigsten Steuersatz mit 48 Euro/t CO2 weisen die USA auf, gefolgt von Canada (75 Euro/t 
                                                
47 China und die USA? Finden wir da Infos?? 
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CO2) und Neuseeland (82 Euro/t CO2). Am oberen Ende der Skala befinden sich das 
Vereinigte Königreich mit 312 Euro/t CO2, Deutschland (289 Euro/t CO2) und die 
Niederlande (281 Euro/t CO2). Österreich liegt dabei mit 181 Euro/t CO2 im unteren 
Mittelfeld. 
Tabelle 6.1: Umweltbezogene Steuern in OECD-Ländern (Quelle: OECD 2004: 34) 
 
Aus Tabelle 6.2 wird ersichtlich, welch unterschiedliche Prinzipien und Steuersätze hinter 
dem Konzept „CO2-Steuer“ stehen können: Jedes Land hat seine eigenen Ausnahmen, die 
teilweise recht hoch anmutende Steuersätze als gar nicht so einflussreich resultieren lassen 
(so zahlen z.B. in Norwegen Betriebe der Metallverarbeitung, des nationalen Flug- oder 
Schifftransports, der Fischerei und der Papierindustrie weniger oder gar keine CO2-Steuern). 
Die Steuersätze für elektrische Energie variieren im privaten Bereich zwischen 0 (Irland, 
Neuseeland, Vereinigtes Königreich) und 97 Euro pro MWh (Dänemark), im gewerblichen 
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Bereich liegen sie in jedem Land außer dem Vereinigten Königreich darunter. Manche 
Länder haben keine eigene Steuer auf Kohle (z.B. Deutschland, Österreich hat seit 2003 
eine Kohleabgabe von 0,05 Euro/kg Kohle, vgl. Art. 53 Budgetbegleitgesetz 2003), 
Schweden hingegen besteuert Kohle mit 78 Euro/t CO2. Bemerkenswerte Unterschiede gibt 
es auch – wie schon oben bemerkt – bei der Besteuerung von Benzin und Diesel. 
Tabelle 6.2: Steuersätze von CO2-Steuern in jenen OECD-Ländern, die eine solche eingeführt haben 
(Quelle: OECD 2004: 98) 
 
Im Folgenden wird kurz auf die Spezifika der Energie- bzw. CO2-Besteuerung Deutschlands 
und jener europäischer Länder eingegangen, die schon eine CO2-Komponente im 
Steuersystem integriert haben. 
6.1.1 Deutschland 
Kurz nach Aufnahme der Amtsgeschäfte beschloss die (inzwischen durch eine große 
Koalition abgelöste) rot-grüne Regierung Deutschlands eine ökologischen Steuerreform, die 
mit 1. April 1999 in Kraft trat. Ihr erklärtes Ziel war es, „den Faktor Energie durch eine 
steuerliche Verteuerung von Kraft- und Heizstoffen und Strom zu belasten und dadurch 
Anreize zum Energiesparen zu setzen und den Faktor Arbeit durch eine Senkung des 
Beitragssatzes in der Rentenversicherung mit dem erzielten Steuermehraufkommen zu 
entlasten und dadurch zu besseren Rahmenbedingungen für den Arbeitsmarkt beizutragen“ 
(Bundesministerium der Finanzen 2005: 1). Mit Inkrafttreten wurden die Abgaben auf 
Mineralöl und Strom erhöht und im Gegenzug die Beiträge zur Rentenversicherung um 0,8% 
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gesenkt – je zur Hälfte zugunsten der ArbeitnehmerInnen bzw. der ArbeitgeberInnen (OECD 
2001: 51).  
Bis 2003 wurden die Abgaben auf Mineralöl und Strom schrittweise weiter erhöht, sodass 
der Steuersatz für Diesel 2003 mit 0,4704 Euro/Liter um 0,1534 Euro über dem Steuersatz 
von 1999 lag. Bei Benzin war der Anstieg in absoluten Zahlen gleich (0,1534 Euro/Liter), 
aufgrund des höheren Anfangsatzes von 1999 (0,5011 Euro/Liter) lag der Steuersatz 2003 
bei 0,6545 Euro/Liter. Außerdem wurden verschiedene Sonderregelungen und Ausnahmen 
abgebaut, teilweise zugunsten anderer (BMU 2004: 2).  
Die Einnahmen wurden zu 90% über die Absenkung der Beiträge zur Rentenversicherung an 
die SteuerzahlerInnen rückerstattet, der Rest wurde zur Förderung erneuerbarer 
Energieträger bzw. zur Reduktion des Budgetdefizits verwendet. Im Bericht des 
Umweltministeriums liest sich dazu: „Gemeinsam mit grundlegenden Reformen können die 
Einnahmen aus der Ökologischen Steuerreform zur langfristigen Sicherung des 
Rentenversicherungssystems beitragen. Die Ökosteuer trägt somit auch weiterhin dazu bei, 
dass der Faktor Arbeit für die Unternehmen bezahlbar bleibt und die Sozialabgaben der 
ArbeitnehmerInnen auf gegenüber 1998 niedrigerem Niveau stabil bleiben“ (BMU 2004: 16). 
Im Zuge der Steuerreform ist der Verbrauch an Energie und Treibstoffen zurückgegangen, 
jener an Strom steigt hingegen weiter an (Bundesministerium der Finanzen 2005: 12). 
6.1.2 Finnland 
Finnland war 1990 das erste Land das spezifische CO2-Steuern einführte. Das finnische 
Steuersystem sieht so aus, dass auf jeden Energieträger eine Basissteuer erhoben wird, die 
dann durch eine zusätzliche CO2-Komponente ergänzt wird (Proidl/Schneider 2003: 34f.). Es 
gibt jedoch einige Ausnahmen: „Fuels for oil refining, generation, and airplanes and vessels 
operating overseas and petroleum used as a law material are tax exemption” (Research 
Panel 2005). Der CO2-Steuersatz stieg dabei von ursprünglich 4,37 Euro/t CO2 auf das 
Zehnfach, nämlich 43,72 Euro/t CO2. 1994 wurde die CO2-Steuer auf eine kombinierte 
Energie-/CO2-Steuer mit der Gewichtung 1:3 geändert, dies wurde jedoch schon 1997 in 
einer groß angelegten Steuerreform wieder rückgängig gemacht. Somit werden fossile 
Energieträger erneut in der Form „Basissteuer + CO2-Steuer“ belastet, dafür unterliegt 
elektrischer Strom nun einer Energiesteuer (Research Panel 2005). Finnland hat sich also 
für ein System der Endverbrauchsbesteuerung entschieden, unter Beibehaltung diverser 
Ausnahmen, insbesondere für energieintensive Industriebranchen. Mit den Einnahmen 
wurden teilweise Steuern auf Arbeit gesenkt (OECD 2001: 51). Im Jahr 1999 bezahlte jede/r 
EinwohnerIn Finnlands etwa 850 Euro an umweltbezogenen Abgaben und Steuern. Trotz 
Einführung der CO2-Steuern ist der Energieverbrauch des Landes bemerkbar gestiegen, bei 
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den Emissionen lässt sich kein eindeutiges Bild feststellen. In der Produktion ist jedoch ein 
Trend in Richtung erneuerbarer Energieträger festzustellen (Proidl/Schneider 2003: 36ff.). 
6.1.3 Norwegen 
Norwegen folgte Finnland 1991 mit einer CO2-Steuer auf Mineralöle, ein Jahr später kamen 
auch Kohle und Koks dazu. Diese Steuer wurde ohne große Umwälzungen im Steuersystem 
zusätzlich zu bestehenden Mineralölsteuern mit einem steigenden Steuersatz eingeführt 
(Research Panel 2005). Im Gegenzug dazu wurden Steuern auf Löhne und Einkommen 
reduziert und die Förderungen für Investitionen im Energiesparbereich und erneuerbare 
Energiequellen erhöht (OECD 2001: 51). Die CO2-Steuer macht etwa bei Diesel 0,52 
Norwegische Kronen (NOK) pro Liter aus (ca. 0,07 Euro), bei unverbleitem Benzin 0,78 
NOK/Liter (ca. 0,10 Euro) (OECD 2005c). 
6.1.4 Dänemark 
Nach einer erstmaligen Einführung von CO2-Steuern 1993 wurde in Dänemark 1996 eine 
ökologische Steuerreform durchgeführt, die die Steuerbelastung auf Umweltverschmutzung 
und natürliche Ressourcen erhöhen und jene auf Einkommen und Arbeit verringern sollte: 
„The main objectives of the reform are: the reduction of marginal tax rates in all income 
brackets; the elimination of a series of loopholes in the tax law; and a gradual transfer of tax 
revenue from income and labour to pollution and scarce environmental resources” (OECD 
2001: 51). Diese Steuerreform beinhaltet „eine Novellierung der Steuern auf CO2 und 
Energie sowie die Neueinführung von Steuern auf SO2, Abfall und PVC-Verpackungen, 
Leitungswasser, Pestizide, etc. Weiters wurde eine Differenzierung der Kraftfahrzeug-Steuer 
je nach Verbrauch durchgeführt, und die Mineralölsteuer wurde vom Bleigehalt der Produkte 
abhängig gemacht“ (Proidl/Schneider 2003: 20).  
Der Mineralölsteuersatz für Diesel beträgt bspw. 0,3705 Euro/Liter, dazu kommt eine CO2-
Komponente von. 0,0362 Euro/Liter. Strom wird mit 0,0673 Euro/kWh (für Heizzwecke) bzw. 
mit 0,076 Euro/kWh (für andere Verwendungsformen) besteuert, dazu kommt eine CO2-
Komponente von 0,0134 Euro/kWh. Der CO2-Steuer unterliegen weiters Kohle, Koks, Teer, 
Heizöl, Kerosin, Erdgas, Autogas, Gas und Gas von Raffinerien. Benzin fällt weder unter die 
CO2-Steuer noch unter die allgemeine Mineralölsteuer sondern wird extra – in der 
Benzinsteuer – erfasst. Diese beträgt 0,5 Euro/Liter bei unverbleitem und 0,6 Euro/Liter bei 
verbleitem Benzin. (Proidl/Schneider 2003: 20ff.). 
Mit 1.700 Euro umweltbezogenem Steueraufkommen pro Kopf ist Dänemark Spitzenreiter in 
der EU. Der Lenkungseffekt lässt sich sowohl am Rückgang des Energieverbrauchs seit 
1996 als auch am Rückgang der Treibhausgas-Emissionen deutlich feststellen. Letztere 
lagen im Jahr 2000 erneut am Niveau von 1990 (Proidl/Schneider 2003: 25ff.). Dennoch 
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sieht die OECD in den vielen Ausnahmeregelungen und der komplizierten Struktur des 
umweltbezogenen Steuersystems noch einiges an Handlungsbedarf (OECD 2001: 51). 
6.1.5 Schweden 
Auch in Schweden wurde 1991 im Rahmen einer größeren, aufkommensneutralen 
Steuerreform neben einer CO2-Steuer auch eine Steuer auf SO2 eingeführt, dazu 
bestehende Energiesteuern verändert und die Steuerbasis für die Mehrwertssteuer 
verbreitet. Im Gegenzug dazu wurden Steuern auf Einkommen „signifikant“ reduziert (OECD 
2001: 51).  
Die Energie- und CO2-Steuern auf Brennstoffe belaufen sich bei Diesel im Schnitt auf 
0,3651 Euro/Liter (je nach Umweltkategorie), unverbleites Benzin, das wie in Dänemark 
einer eigenen Steuer unterliegt, wird je nach Umweltkategorie mit durchschnittlich 0,54 
Euro/Liter besteuert. Dazu kommt noch eine eigene Steuer auf Schwefel, die bei 
Ölprodukten mit einem Schwefelgehalt von über 0,1% Gewichtsanteil zu tragen kommt. 
Strom wird in Schweden mit 0,0151 Euro/kWh besteuert (Proidl/Schneider 2003: 28f.). 
Jede/r schwedische BürgerIn zahlte im Jahr 1999 etwa 800 Euro an umweltbezogenen 
Steuern und Abgaben. Der Energieverbrauch zeigt stark schwankende Tendenzen, seit 1985 
ist er jedoch um 3,5% gestiegen. Die Emissionen nehmen jedoch seit 1996 ab und lagen im 
Jahr 2000 um 1,72% unter dem Wert von 1990. Deutlich ist auch die Reduktion des 
Schwefeldioxids (Proidl/Schneider 2003: 30ff.). 
6.1.6 Niederlande 
„Die Niederlande verfügen über eines der fortschrittlichsten Ökosteuersysteme in der 
Europäischen Union“ (Proidl/Schneider 2003: 11). Schon 1988 wurde eine „general fuel tax“ 
implementiert, 1995/96 folgten weitere umweltrelevante Steuern bezüglich Grundwasser, 
Deponien, Energieträgern, etc (OECD 2001: 51). 1992 wurde die Steuer auf Treibstoffe 
umgestaltet, sodass als Bemessungsgrundlage zur einen Hälfte der Energiegehalt, zur 
anderen Hälfte der Kohlenstoffgehalt herangezogen wurde (Research Panel 2005). 1996 
wurde eine „regulierende Energiesteuer“ eingeführt, durch die sich die Energiekosten vor 
allem für Haushalte und Klein- und Mittelbetriebe signifikant (um etwa 70%) erhöhten. Dies 
ging jedoch mit einer Verringerung der Einkommenssteuer einerseits, und der Reduzierung 
der ArbeitgeberInnen-Beiträge zur Sozialversicherung (im Verhältnis zu ihrer 
Energiesteuerlast) einher. So konnte der Stromverbrauch um etwa 15% gesenkt werden 
(Proidl/Schneider 2003: 11f.). 
Die Verbrauchssteuer auf Mineralölprodukte (mit Ausnahme von Benzin) besteuert Diesel als 
Treibstoff mit 0,3263 Euro/Liter, dazu kommt noch eine zusätzliche Steuer auf Brennstoffe, 
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die für Diesel 0,013 Euro/Liter ausmacht. Die Benzinsteuer beläuft sich für verbleites Benzin 
auf 0,6591 Euro/Liter, für unverbleites Benzin auf 0,5906 Euro/Liter. Dazu kommt noch die 
Steuer auf Brennstoffe mit 0,012 Euro/Liter. Die Abgaben für Strom sind je nach Verbrauch 
gestaffelt: Bis zu einem Jahresverbrauch von 10.000 kWh fallen 0,0583 Euro/kWh an, 
zwischen 10.000 und 50.000 kWh 0,0194 Euro/kWh und darüber 0,0141 Euro/kWh 
(Proidl/Schneider 2003: 12f.). 
Das niederländische Pro-Kopf-Aufkommen aus umweltbezogenen Steuern betrug 1999 970 
Euro. Der Anteil an diesen Steuern stieg dabei zwischen 1990 und 2000 von 5% auf knapp 
9% des gesamten Steueraufkommens. Dennoch hat der Energieverbrauch in den 
Niederlanden mit leichten Schwankungen kontinuierlich zugenommen. Dafür haben die 
Treibhausgas-Emissionen der Niederlande zwischen 1996 und 2000 stark abgenommen, 
befinden sich nur noch 3,2% über dem Wert von 1990. So gesehen ist der Lenkungseffekt 
nicht eindeutig positiv zu bewerten. 
6.1.7 Zusammenfassung 
Proidl/Schneider haben die wichtigsten Kennzahlen bezüglich Umweltsteuern in vier 
Grafiken zusammengefasst. Allerdings berücksichtigen sie nur Dänemark, die Niederlande, 
Finnland, Schweden, Österreich und zusätzlich die Schweiz. Abbildung 6.1 zeigt die 
prozentuellen Anteile der umweltbezogenen Steuern am BIP. Dabei liegt Dänemark mit ca. 
5% an der Spitze, gefolgt von den Niederlanden und Finnland mit knapp 4%, Schweden und 
Österreich liegen zwischen 2 und 3%, die Schweiz bei etwa 2%. 
Abbildung 6.1: Prozentueller Anteil der umweltbezogenen Steuern am BIP im Jahr 1999 (Quelle: 
Proidl/Schneider 2003: 50) 
 
Abbildung 6.2 zeigt den prozentuellen Anteil der umweltbezogenen Steuern am gesamten 
Steueraufkommen. In derselben Reihenfolge wie beim BIP-Anteil liegen die Werte zwischen 
10% (Dänemark) und 6% (Österreich, Schweiz). 
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Abbildung 6.2: Prozentueller Anteil der umweltbezogenen Steuern am gesamten Steueraufkommen 
im Jahr 1999 (Quelle: Proidl/Schneider 2003: 50) 
 
Die Pro-Kopf-Abgaben an umweltbezogenen Steuern sind aus Abbildung 6.3 ersichtlich: 
Dänemark liegt mit 1400 Euro48 weit vor den nächstgereihten Niederlanden mit 970 Euro. 
Ähnlich hoch sind die Abgaben in Schweden und Finnland (ca. 800 Euro), Österreich liegt 
bei knapp 700 Euro, die Schweiz bei ca. 600 Euro.  
Abbildung 6.3: Pro-Kopf-Abgaben an umweltbezogenen Steuern im Jahr 2000 in ! (Quelle: 
Proidl/Schneider 2003: 51) 
 
Interessant ist der Zusammenhang zwischen Pro-Kopf-Abgaben und der generellen 
Abgabequote der jeweiligen Länder. Diese sind in Abbildung 6.4 dargestellt: Es zeigt sich 
dass Schweden die höchste Abgabenquote (über 50%) hat, knapp vor Dänemark. Finnland 
und Österreich liegen um die 45%, die Schweiz um die 35%. Vor diesem Hintergrund wird 
deutlich, dass die Ökologisierung des Steuersystems in Dänemark am stärksten 
                                                
48 Die Differenz zu den in Kapitel 6.1.4 erwähnten 1700 Euro/Kopf liegt möglicherweise daran, dass 
verschiedene Jahre herangezogen wurden. Jedenfalls wurden die Werte von den zitierten Stellen 
korrekt wiedergegeben. 
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fortgeschritten ist, noch immer weit vor Schweden, das bei ähnlicher Abgabenquote viel 
geringere Pro-Kopf-Abgaben im Umweltbereich aufweist. 
Abbildung 6.4: Abgabenquote (gesamtes Steueraufkommen + Sozialversicherungsbeiträge) im Jahr 
2002 in % des BIP (Quelle: Proidl/Schneider 2003: 51) 
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die nordischen Staaten in punkto Ökologisierung 
des Steuersystems eines vorgemacht haben, von dem andere Länder – z.B. Österreich – 
Positives wie Negatives lernen können. 
6.2 Sinnhaftigkeit von internationaler Kooperation 
Treibhausgase machen nicht an nationalen Grenzen halt, das Klima (und seine von der 
Menschheit hervorgerufenen Veränderungen) sind also eine globale Angelegenheit. 
(Mindestens) zwei Argumentationslinien – eine in Bezug auf die erste, die andere in Bezug 
auf die zweite Dividende – sprechen für eine internationale Kooperation im Bereich des 
Klimaschutzes und der Treibgasemissionen: 
1) Für das Weltklima macht es keinen (bzw. kaum) Unterschied, ob CO2 in Österreich oder 
in China emittiert wird. Hebt Österreich als einziges Land erhebliche Steuern auf Energie 
bzw. Emissionen ein, verteuert sich die nationale Produktion von energieintensiven Gütern, 
wodurch importierte Güter derselben Energieintensität relativ billiger und damit 
wettbewerbsfähiger werden. Unter der Annahme, dass alle anderen relevanten Faktoren 
gleich wären, würden wahrscheinlich energieintensive Betriebe ins Ausland (z.B. nach 
China) abwandern, wo sie weiterhin keine Steuern auf Energie bzw. Emissionen zu zahlen 
hätten und somit dieselbe Menge emittieren könnten. Dadurch würden zwar die CO2-
Emissionen in Österreich sinken, jene Chinas jedoch steigen: Weltweit gesehen ein 
Nullsummenspiel. Um tatsächliche Lenkungseffekte mit positiver Wirkung auf das Weltklima 
zu erzielen, ist daher ein international konzertiertes Vorgehen bei Energiesteuern nationalen 
Alleingängen vorzuziehen. 
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2) Ökonomisch effizient ist die Vermeidung von Emissionen dort, wo die Grenzkosten dafür 
am geringsten sind. Daher wird auch teilweise kritisiert, warum bei Emissionszielen der 
Verkehrsbereich derart im Zentrum der Aufmerksamkeit steht, während für die Industrie – mit 
angeblich geringeren Grenzkosten der Vermeidung – großzügige Ausnahmeregelungen 
erlassen werden (siehe Kapitel 2.3.5). Je größer der Bezugsrahmen, desto besser können 
Grenzkostenunterschiede ausgenützt werden, desto höher die Effizienz der 
Emissionsreduktion. Dementsprechend ist eine Ausdehnung des Bezugsrahmens auf die 
gesamte Erde in dieser Argumentation notwendig, wenn das System höchstmögliche 
Effizienz erzielen soll. Liegen beispielsweise die Vermeidungsgrenzkosten in Indien unter 
jenen der USA, wäre es für beide Länder vorteilhaft, dass die USA Indien einen Betrag zahlt, 
der zwischen jenem ist, den Indien für die Reduktion aufwenden müsste, und jenem, den sie 
selbst aufwenden müssten – das Reduktionsziel könnte mit geringeren volkswirtschaftlichen 
Kosten erreicht werden. Die OECD schreibt dazu: „For dealing with cross-border 
environmental problems, the reviews often recommended taking advantage of international 
agreements that allow abatement to be concentrated in areas where it could be obtained at 
relatively low cost and noted the benefits for further international cooperation” (OECD 2004: 
13). Diese Idee liegt auch den weltweit handelbaren CO2-Zertifikaten zugrunde. Dabei ist 
allerdings kritisch anzumerken, dass sich dadurch die hochtechnologischen Industrieländer 
aus der Verantwortung stehlen können, indem sie von mit älterer, ineffizienterer Technologie 
ausgestatteten „Entwicklungsländern“, deren Vermeidungsgrenzkosten dementsprechend 
recht niedrig sind, CO2-Zertifikate aufkaufen. Ein Nebeneffekt ist, dass dadurch den 
„Entwicklungsländern“ weitere Hürden in den Weg ihrer wirtschaftlichen Entwicklung gelegt 
werden. 
6.3 EU-weite Ansätze 
6.3.1 Kombinierte Energie- und Kohlendioxidsteuer 
Am 3. August 1992 brachte die Europäische Kommission erstmals einen 
Richtlinienvorschlag für eine kombinierte Energie- und Kohlendioxidsteuer ein, der eine 
verpflichtende Besteuerung von CO2-Emissionen und Energie vorsah (Europäische 
Kommission 1992). Da dieser Vorschlag jedoch von den Mitgliedstaaten abgelehnt wurde, 
brachte die Kommission am 10. Mai 1995 einen neuen Richtlinienvorschlag ein. Zur 
Reduzierung von CO2-Emissionen und zur Verbesserung der Energieeffizienz war dabei 
vorgesehen, alle fossilen und auch beinahe alle anderen Energieträger (z.B. Alkohole) sowie 
umweltfreundliche Energiegewinnungsformen wie Sonnenenergie, Windenergie oder 
Wasserkraft zu besteuern.  
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Die Höhe der Steuer würde sich dabei je zur Hälfte am Kohlenstoffgehalt und am 
Energiegehalt orientieren, bei nicht-emittierenden Energieformen nur am Energiegehalt. 
Vorgesehen waren Ziel-Steuersätze von 9,37 ECU je Tonne CO2 sowie 0,70 ECU je GJ 
Energiegehalt, wobei den Mitgliedsstaaten in der Übergangszeit (bis 2000) die Gestaltung 
frei gewesen wäre. Nur neu eingeführte CO2/Energiesteuern hätten sich schon in diesem 
Zeitraum an die Richtsätze halten müssen. Ab 2000 war eine bindende Wirkung der 
Steuersätze vorgesehen (vgl. Moritz 1999: 161ff.).  
Auch dieser Vorschlag wurde abgelehnt, vor allem weil damit von EU-Ebene aus in die 
nationale Steuerhoheit eingegriffen würde. Daneben gab es jedoch auch viele andere, 
inhaltliche Kritikpunkte an dem Kommissions-Vorschlag (vgl. Wirtschafts- und 
Sozialausschuss 1996), sodass der Vorschlag schlussendlich 2001 von der Kommission 
zurückgenommen wurde (Europäische Kommission 2005a). Die Kommission konzentrierte 
sich in weiterer Folge auf eine Harmonisierung schon bestehender Steuern auf Energie bzw. 
Energieträger anstatt eine neue Steuer einführen zu wollen (Europäische Kommission 
1997).49 
6.3.2 Harmonisierung der Steuern auf Energieerzeugnisse und 
Strom 
Der Prozess zur Harmonisierung der Verbrauchssteuern, wie er im Artikel 93 des EG-
Vertrags (idF des Amsterdamer Vertrages) vorgesehen ist, betrifft neben Tabakwaren und 
Alkoholischen Getränken auch Mineralöl. Aufgrund des Einstimmigkeitsprinzips im Rat 
wurde von der „Maximalvariante“ (einheitliche Steuersätze und –verfahren) abgegangen hin 
zur „Minimalvariante“: Diese beinhaltet die Definition der in die Harmonisierung fallenden 
Waren, Mindeststeuersätze sowie die Definition eines „Besteuerungskonzeptes“, der 
Besteuerung nach dem Bestimmungslandprinzip (Leitgeb 1999: 8f.).  
Nach elfjährigen Verhandlungen einigten sich die FinanzministerInnen der EU-Staaten am 
21. März 2003 auf gemeinsame, EU-weit gültige Mindeststeuersätze für nahezu alle 
Energieprodukte, die mit 1. Jänner 2004 – rechtzeitig vor der Erweiterung – in Kraft traten. 
Die Richtlinie des Rates zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften 
zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom sieht trotz vielfältiger 
Ausnahme- und Übergangsregelungen vor, dass alle Mitgliedsstaaten bis 2012 ihre 
Steuersätze an diese Werte angepasst haben (siehe Tabelle 6.3). Mit dem 
Abgabenänderungsgesetz 2004 wurden die österreichischen Mineralölsteuersätze – unter 
Berücksichtigung der Übergangsregelungen etwa bei Diesel – an die EU-Richtlinie 
angepasst (vgl. Kapitel 5.1.1). 
                                                
49 Vgl. weiterführend dazu Ganghof 1999. 
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Tabelle 6.3: Steuersätze (in Euro) auf Energieprodukte in der EU (Quelle: BMU 2005a) 
 
Die Richtlinie sieht eine getrennte Behandlung von Energieträgern vor, je nachdem ob sie als 
Kraftstoff oder als Heizstoff verwendet werden. Andere Verwendungsmöglichkeiten (als 
Rohstoff, zur Erzeugung von elektrischer Energie, etc.) unterliegen keinen 
Mindeststeuersätzen. Weiters können die Steuersätze je nach Qualität des Produktes 
differenziert werden, was z.B. in Österreich mit der Beimengung von biogenen Krafstoffen 
passiert (siehe AbgÄG 2004). Des Weiteren ist eine Unterscheidung in gewerbliche und 
private Nutzung möglich, wobei bei ersterer geringere Steuersätze angewandt werden 
können. Nicht-energieintensive Unternehmen können unter gewissen Bedingungen bis zu 
50% Steuerermäßigung erhalten, energieintensive sogar bis zu 100% - was sich aus 
ökologischer Sicht als problematisch darstellt. Für erneuerbare Energien (Heizstoffe, 
Kraftstoffe und Strom), Energieprodukte auf Pilotprojekte, Schienenverkehr und 
Binnenschifffahrt kann der Steuersatz ebenfalls auf 0 gesenkt werden, genauso wie für 
Energieprodukte für die Land- und Forstwirtschaft, den Gartenbau und die Fischzucht (BMU 
2005a).  
6.3.3 Emissionshandel 
Seit 1. Jänner 2005 ist das System für den Europäischen Emissionshandel in Kraft. Die  
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 
über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft 
legt dabei die Rahmenbedingungen fest, die von den Mitgliedsstaaten spezifiziert und 
umgesetzt werden müssen. Etwa 12.000 Anlagen (Verbrennungsanlagen, Erdölraffinerien, 
Koksöfen, Eisen- und Stahlwerke sowie Anlagen der Zement-, Glas-, Kalk, Ziegel-, Keramik, 
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Zellstoff und Papierindustrie) müssen seit 1. Jänner 2005 ihre CO2-Emissionen 
dokumentieren, im April 2006 müssen sie dann erstmals die entsprechende Menge an 
Zertifikaten für die Emissionen des Jahres 2005 abgeben. Für jede Tonne CO2, die ohne 
Zertifikat emittiert wurde, wird derzeit eine Strafe von 40 Euro eingehoben, ab 2008 wird 
diese auf 100 Euro erhöht, zusätzlich müssen die fehlenden Zertifikate nachgekauft werden 
(BMU 2005b).  
Jedes Land muss dabei einen nationalen Allokationsplan vorlegen, wo die genaue Anzahl 
der Zertifikate und der Verteilungsmodus festgelegt sind. Dieser muss von der Kommission 
genehmigt werden, bevor er in Kraft treten kann (Europäische Kommission 2005b). Dabei ist 
für die ersten Perioden geplant, dass ein Großteil der Emissionen kostenlos vergeben wird 
(„grandfathering“), und zwar mindestens 95% für die Periode 2005-2007 und mindestens 
90% für die Kyoto-relevante Periode von 2008-2012 (Europäische Komission 2004: 11). In 
der ersten Periode ist es den Nationalstaaten außerdem möglich, Ausnahmeregelungen zu 
erwirken, bis spätestens 2008 müssen aber alle von der Kommission dazu vorgesehenen 
Sektoren bzw. Firmen im Handelssystem integriert sein (OECD 2004: 102). Der Handel der 
Zertifikate soll dabei europaweit erfolgen, mit der Option auf Einbindung anderer Staaten. 
Dadurch erwartet sich die Kommission durch Effizienzsteigerungen Einsparungen bei der 
Erreichung der Klimaziele in Höhe von etwa 3 Mrd. Euro (Europäische Kommission 2004: 8). 
Österreich hat sich laut nationalem Allokationsplan dazu verpflichtet, Zertifikate in der Höhe 
von 99,01 Millionen Tonnen an 205 Unternehmen zu vergeben (Europäische Kommission 
2004: 12). Eine Möglichkeit, eine nationale Energiesteuer auf Treibstoffe mit dem 
europäischen Emissionshandel zu verbinden, wären Steuer-Ausnahmeregelungen für die 
betroffenen Unternehmen. Allerdings erhalten diese nach EU-Richtlinie die Zertifikate vorerst 
(fast) kostenlos, sodass sich damit eine Ungleichbehandlung ergeben und dem Staat 
Steuereinnahmen entgehen würden, was wiederum für die Beibehaltung der Steuerpflicht 
spricht. Dennoch halten Kletzan et al. (2000: 75) den Abbau einer „Doppelregulierung“ für 
überlegenswert. An selber Stelle wird von den AutorInnen vorgeschlagen, im Laufe der Zeit 
den Steuersatz an den Zertifikatspreis anzupassen. Jedenfalls lässt sich konstatieren, dass 
eine Energiesteuer auf Treibstoffe mit einem Emissionshandelssystem kompatibel ist.50 
6.4 Zusammenfassung 
In der EU und – analog dazu – in der OECD gibt es ebenso viele Konzepte zur 
Energiebesteuerung wie Mitgliedsländer. Bis jetzt erschöpfen sich die Erfolge der 
Harmonisierungsbemühungen der Europäischen Kommission auf die Festlegung eines 
Katalogs an Mindeststeuersätzen für Mineralöle, die einen Steuerwettbewerb im 
                                                
50 Zu Emissionshandel vgl. auch Gerhard 2000. 
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Verbrauchssteuerbereich unterbinden sollen, sowie in der Einführung eines EU-weiten 
Systems für CO2-Emissionshandel. Die Vereinheitlichung der Energiesteuersätze scheiterte 
nach mehreren Anläufen im Jahr 2001 endgültig.  
Bemerkenswerte Unterschiede zeigen sich bezüglich des Grades an „Ökologisierung“ der 
nationalen Steuersysteme: Die nordischen Staaten nehmen hierbei eine Vorreiterrolle ein, 
Österreich wird von der OECD aufgrund der Abgaben auf Elektrizität, Erdgas und Kohle 
ebenfalls unter die wenigen Länder gereiht, die „Carbon-Taxes“ eingeführt haben und 
befindet sich damit im vorderen Mittelfeld.  
Die Ausgestaltung der einzelnen ökologischen Steuersysteme differieren auch stark: In 
Finnland, Norwegen und Dänemark wird zusätzlich zu den „normalen“ Energiesteuern eine 
CO2-Steuer eingehoben, in Schweden und den Niederlanden werden Energie- und 
Kohlenstoffgehalt gemeinsam als Bemessungsgrundlage für die Energiesteuern 
herangezogen. Je nach Land werden außerdem verschiedene Industriesektoren, 
Energieträger und/oder Verwendungszwecke unterschiedlich von der normalen Besteuerung 
ausgenommen. Stark unterscheiden sich die Staaten auch nach Höhe der Energiesteuern 
bzw. der umweltbezogenen Abgaben generell: So hat z.B. das Vereinigte Königreich die 
höchsten Steuersätze auf Treibstoffe, Dänemark die höchsten pro-Kopf-Abgaben.  
Insgesamt ist es zwar noch ein weiter Weg zu EU-weit einheitlichen Steuersystemen, dafür 
ermöglicht es die vorhandene Vielfalt, von den Erfolgen bzw. Fehlern anderer Staaten zu 
lernen. 
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7 Schlussfolgerungen 
Ziel dieser Arbeit war die Beleuchtung des umweltpolitischen Instruments „Energiesteuer“ 
(bzw. allgemein: Umweltsteuer) aus verschiedenen Gesichtspunkten zur Beantwortung der 
im ersten Kapitel definierten Forschungsfragen: 
! Kann die Einführung bzw. Anhebung einer Energiesteuer auf Treibstoffe zur 
Reduktion der CO2-Emissionen im Verkehrsbereich beitragen? 
! Kann die Einführung bzw. Anhebung eine Energiesteuer auf Treibstoffe dabei auch 
zu gesamtwirtschaftlich positiven Effekten beitragen und welche sozialen 
Konsequenzen wären damit verbunden?  
Die Hypothese der „doppelten Dividende“ von Energiesteuern besagt, dass diese nicht nur in 
der Lage sind, gewünschte ökologische Lenkungseffekte zu generieren („erste Dividende“), 
sondern auch gesamtwirtschaftlich positive Effekte – insbesondere auf das BIP-Wachstum, 
die Beschäftigung oder die Verteilung – hervorrufen („zweite Dividende“). Diese umstrittene 
Ansicht wurde anhand verschiedener Daten und Studien analysiert und diskutiert. 
Zuerst wurde auf theoretischer, umweltökonomischer Ebene dargelegt, dass eine 
Umweltsteuer als marktorientiertes Instrument über die Internalisierung externer Effekte zu 
ökologischen Lenkungseffekten – und damit zur Erreichung der ersten Dividende – beitragen 
kann. Zwar zeigt dieses Instrument Schwächen bei der exakten Erreichung eines 
vorgegebenen Emissionsstandards, da die Reaktionen der Marktteilnehmenden nicht genau 
vorhersehbar sind, dafür hat es viele Vorteile: Umweltsteuern sind kosteneffizient, 
innovationsfördernd, praktisch durchführbar und politisch durchsetzbar. Aus theoretischer 
Sicht spricht also alles dafür, dass Umweltsteuern ein geeignetes Mittel zur Internalisierung 
der vom Straßenverkehr hervorgerufenen externen Klimakosten darstellen. 
Eine weitere theoretische Anforderung an Umweltsteuern, nämlich die Verbesserung der 
intertemporalen Allokation, konnte allerdings nicht eindeutig belegt werden. Zu unsicher bzw. 
unrealistisch sind die in den theoretischen Modellen vorkommenden Variablen 
(„vollkommene Information“, „perfekte Voraussicht“, etc.). Es ist allerdings wahrscheinlich, 
dass Mengensteuern den Verbrauch von natürlichen Ressourcen verlangsamen. 
Auch die konsultierten empirischen Daten legen einen negativen Zusammenhang zwischen 
Umweltsteuern und Energieverbrauch bzw. CO2-Emissionen – und damit die Erreichung der 
ersten Dividende – nahe. Dafür sprechen die eindeutig negative Korrelation zwischen Höhe 
der Umweltsteuern und Energieverbrauch bzw. CO2-Emissionen in Europa, die eindeutig 
negativen Preiselastizitäten der Energie- bzw. Treibstoffnachfrage und der negative 
Zusammenhang zwischen variablen Kilometerkosten und CO-Emissionen. Allerdings zeigt 
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sich auch, dass zur merkbaren Reduktion von CO2-Emissionen wohl eine deutliche 
Verteuerung der Treibstoffe notwendig ist, um die positive Einkommenselastizität der 
Treibstoffnachfrage zu überwinden. 
Starke Änderungen der (relativen) Preise ziehen gesamtwirtschaftliche Effekte mit sich. Wie 
diese ausfallen, also ob sie positiv oder negativ auf BIP, Beschäftigung und Verteilung 
einwirken, hängt von der Ausgestaltung des Steuersystems ab (Stichwort „Ökologische 
Steuerreform“) und konnte weder aus theoretischer noch aus empirischer Sichtweise 
eindeutig festgestellt werden. Drei der vier analysierten empirischen Studien weisen (unter 
bestimmten, ziemlich konkreten Bedingungen) leicht positive Effekte auf, die vierte langfristig 
negative. Dabei lassen sich jedoch je nach Verwendung der Steuereinnahmen gewisse 
Muster herausarbeiten: Es ist wahrscheinlich, dass eine Kombination aus Rückerstattung der 
Steuereinnahmen (z.B. über Öko-Boni oder die Reduktion der Mehrwertssteuer für 
Haushalte bzw. über die Senkung der ArbeitgeberInnen-Beiträge zur Sozialversicherung für 
Unternehmen) und staatlichen Förderungen für Investitionen in den Bereichen Umweltschutz 
und erneuerbare Energieträger zu den besten gesamtwirtschaftlichen Ergebnissen führen, 
besser als eine gänzliche Rückerstattung. 
Zur Analyse der Verteilungswirkungen von Energiesteuern auf Treibstoffe erweisen sich die 
traditionellen, z.B. auf Dezilen basierenden Methoden als nicht besonders aussagekräftig. 
Die Belastungen konzentrieren sich quer zu den Einkommensklassen auf bestimmte 
Gruppen: PendlerInnen, BewohnerInnen ländlicher Regionen, PensionistInnen und 
einkommensschwache Menschen mit PKW, etc. Da eine stärkere direkte Kompensierung 
dieser Gruppen die Lenkungseffekte einer derartigen Steuer stark abschwächt, könnte die 
Rückverteilung über die Einwirkung auf die Lebensumstände dieser Menschen erfolgen, z.B. 
durch den Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel oder die Beeinflussung der Raumordnung. 
Bei der Diskussion um die praktische Gestaltung von Energiesteuern auf Treibstoffe ließen 
sich die Fragen nach Steuerobjekt (Treibstoffe), Steuertatbestand (Einfuhr bzw. Überführung 
in den freien Verkehr), der Ausgestaltung als Mengensteuer, der Einhebung analog zur 
Mineralölsteuer und einer getrennten Ausweisung relativ eindeutig beantworten. Nicht 
eindeutig geklärt werden konnten die Fragen nach der geeignetsten Bemessungsgrundlage 
und nach der „optimalen“ Ausgestaltung des Steuersatzes. Als Bemessungsgrundlage 
kommen der Energiegehalt, der Gehalt an Kohlenstoff (als Indikator für die daraus 
entstehende CO2-Menge) oder eine Kombination aus beiden in Betracht. Je nachdem, ob 
der Fokus primär an der Reduktion des Energiekonsums oder der CO2-Emissionen liegt, ist 
die entsprechende Bemessungsgrundlage sinnvoller.  
Zur Berechnung des Steuersatzes wurden verschiedene Modellrechnungen durchgeführt: 
Anforderungen waren u.a. die Äquivalenz zur bestehenden Elektrizitätsabgabe sowie die 
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Internalisierung der externen Klimakosten. Verschiedene Varianten bezogen zusätzlich die 
Verluste bei der Umwandlung der Primärenergieträger (z.B. Erdöl) in Sekundärenergieträger 
(z.B. Benzin) sowie durchschnittliche Wirkungsgrade von Elektro- bzw. 
Verbrennungsmotoren ein. Nach Aufschlag der Energiesteuer würde der Treibstoff dabei in 
etwa zwischen 3% (Variante VI) und 82 % (Variante V) mehr kosten, je nach 
Berechnungsvariante. Dabei bleiben auch die Fragen offen, ob diese Preissteigerungen 
tatsächlich zu einer signifikanten Reduktion der Nachfrage führen würden und welche 
gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen daraus erwachsen würden. 
Zum Abschluss wurde ein Blick auf die Steuersysteme anderer EU-Staaten geworfen und 
deren Behandlung von Energieverbrauch und CO2-Emissionen analysiert. Gerade die 
nordischen Staaten weisen dabei verschiedene Spielarten von CO2-Steuern („Carbon Tax“) 
auf, die durchaus als Beispiele für die Ausgestaltung einer österreichischen Variante dienen 
könnten. EU-weit gab und gibt es ebenfalls Bemühungen in diese Richtung: Ein Vorschlag 
der Europäischen Kommission zu einer einheitlichen Energie-/CO2-Steuer wurde zwar nie 
durchgeführt, dafür bestehen seit 2004 Mindeststeuersätze für Mineralöle. Weiters wurde zur 
Erreichung der Kyoto-Ziele ein europaweites Emissionshandelssystem eingerichtet. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Einführung einer Energiesteuer auf Treibstoffe 
in Österreich zwar nicht eindeutig zu gesamtwirtschaftlichen Verbesserungen führen muss, 
die „doppelte Dividende“ also nicht belegt werden kann, die Chancen aber sehr gut stehen, 
dass zumindest keine Verschlechterung gegenüber der Fortschreibung des Status Quo zu 
erwarten ist. Dafür ist die Reduktion des Energieverbrauchs bzw. der CO2-Emissionen sehr 
wahrscheinlich, was zur Erreichung des Kyoto-Ziels (Verringerung des CO2-Ausstoßes bis 
2012 um 13% gegenüber 1990) dringend notwendig wäre. Dabei finden sich viele Hinweise 
und Beispiele zur Ausgestaltung in verschiedenen europäischen Ländern, anhand deren 
Situation auch eine ungefähre Wirkung für Österreich vorhergesehen werden könnte. 
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